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Zweite Kammer.

50. öffentliche Sitzung
am Freitag den 11 . März 1910.

Tagesordnung :

Anzeige neuer Eingaben . Sodann :
Fortsetzung der Beratung über das Budget Grotzh. Mrni-

ßeiimns des Innern für 1910 und 1911 , Ausgabe Titel XIV
- Einnahme Titel V : Landesstatistik , Ausgabe Titel XV
- Einnahme Titel VI : Gewerbeförderung — Drucksache
St , 12c — , nebst einschlägigen Petitionen ; Berichterstatter :

Neuhaus ;
und damit (Ausgabe Titel XV ) in Verbindung über den
rag der Abgg. Görlacher u . Gen., die vorzugsweise Berück-
igung ortsansässiger Geschäftsunternehmer und Arbeiter
ns des Staats betreffend — Drucksache Nr. 22 a — ; Be-
erstatter : Abg. Reinhardt .
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Am Regierungstisch : Zunächst Ministerial¬
direktor im Finanzministerium Geheimerat Göller ;
sodann Minister des Innern Wirkl . Geheimerat Freiherr
non und zu Bodman , Ministerialdirektor Geh .
Lberregierungsrat Weingartner , Geh . Oberbau -
rat W a s m e r , Ministerialrat Or . Schneider ,
Tirektor des Landesgewerbeamts Geh . Regierungsrat
Dt . Cron , Vorstand des Statistischen Landesamts
Lberregierungsrat Dr . Lange , Regierungsrat
Maier.

Präsident Rohrhurst
die Sitzung .

eröffnet kurz nach 3% Uhr

Zunächst wird der Eingang folgender Petitionen
^ gezeigt :

1. des Gemeinderats Donaueschingen um Erbauung
einer Eisenbahn von Donaueschingen nach Schafs¬
hausen (Randenbahn ) ;

2. des Landesverbandes der badischen Gewerbe - und
Handwerkervereinigungen gegen die Warenhäuser ;

3. des Gemeinderats Furtwangen um Errichtung eines
Amtsgerichts in Furtwangen , übergeben vom Abg .
Duffner ;

4 . der Orte Külsheim , Wertheim , Steinfurt , Stein¬
bach , Hundheim , Dörlesberg , Rassig , Sonderrieth ,
Meßhof , Reicholzheim , Uissigheim , Eiersheim , die
Fortsetzung der Bahn von Hardheim nach Külsheim
betreffend , übergeben vom Abg . Neuhaus .

Es werden überwiesen : Ziffer 1 und 4 der Kommis¬

sion für Eisenbahnen und Straßen , Ziffer 2 und 3 der
Petitionskommission .

Urlaubsgesuche der Abgg . Duffner , vr . Heimburger
und Hummel werden genehmigt .

Vor Eintritt in die Tagesordnung erhält das Wort

Ministerialdirektor im Finanzministerium Göller :
Im Auftrag Seiner Königlichen Hoheit des Grotzherzogs
habe ich die Ehre , Ihnen die Entwürfe der Spe¬
zialbudgets für den Eisenbahnbau und
die Eisenbahnschuldentilgungskasse vor¬
zulegen . Gestatten Sie mir , auf einige bemerkenswerte
Zahlen aus diesen Budgets aufmerksam zu machen .

Das Eisenbahnbaubudget schließt ab mit
einer Neuanforderung von rein 64,3 Millionen . Es
gliedert sich in vier Abschnitte . Der erste umfaßt die
neuen Bahnlinien mit einer Aufwendung von 3,9 Mil¬
lionen . Auf diesen Titel werde ich später zurückkommen .

Der zweite Abschnitt umfaßt die bestehenden Bahnen
mit einem Aufwand von 7,4 Millionen . Unter den hier
vorgesehenen Herstellungen sind namentlich hervorzu¬
heben die Ausführung zweiter Gleise auf den Strecken
Neckargemünd —Neckarelz , Gengenbach —Hausach , Radolf¬
zell—Stahringen und Villingen —Jmmendingen mit zu¬
sammen 3,6 Millionen ; ferner für die Einführung des
elektrischen Betriebs auf der Wiesentalbahn eine Forde¬
rung von 3,1 Millionen .

Der dritte Abschnitt betrifft die Stationen , und hier
findet sich die größte Anforderung im Betrag von 40,5
Millionen vor . Es sind dies in der Hauptsache die Auf¬
wendungen , die zur Weiterführung der Bahnhofbauten
in Heidelberg , Friedrichsfeld , Weinheim , Durlach , Pforz¬
heim , Karlsruhe , Offenburg , Lahr , Dinglingen , Basel
und Radolfzell mit zusammen 35,9 Millionen gemacht
werden müssen . Für sonstige Herstellungen , für Ände¬
rungen und Erweiterungen von Bahnhöfen , für Gleis¬
anlagen , für Dienst - und Wohngebäude , für Verlegung
von Wegübergängen und ähnliche Ausführungen sind im
ganzen 5,3 Millionen vorgesehen . Sie sehen , daß diese
Abteilung ungefähr zwei Drittel des gesamten Auf¬
wands , der neu angefordert wird , umfaßt und insofern
eigentlich die pekuniär am stärksten ins Gewicht fallende
Abteilung des Eisenbahnbaubudgets darstellt .

Im Abschnitt 4 sind die Aufwendungen für Be¬
triebsmittel begriffen im Betrage von 12,6 Millionen ,
das sind die Anschaffungen von Lokomotiven , von Per -
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sonenwagen und von Güterwagen . Es kommen da in
erster Lime die Lokomotiven für die Elektrisierung der
Wiesentalbahn in Frage , dann Anschaffungen von ge¬
wöhnlichen Lokomotiven, von Personenwagen ; einen sehr
erheblichen Teil der Anforderung bilden die Kosten der
Beschaffung neuer Güterwagen , die infolge des Güter¬
wagenverbands angeschafft werden müssen . Hierfür sind
9,4 Millionen erforderlich.

Wenn man von der Summe der Ausgaben unter den
Titeln I—IV mit 64,6 Millionen , zu denen noch 650 000
Mark für die Main -Neckarbahn treten , die Einnahinen
mit 907 000 M . abzieht, so bleibt ein Nettoaufwand von
64,3 Millionen . Damit ist aber die Gesamtsumme für
den Eisenbahnbau noch nicht erschöpft ; es treten hinzu
die Restkredite aus der vorigen Budgetperiode mit 17,5
Millionen , so daß im ganzen ein Aufwand von 81,8 Mil¬
lionen angefordert wird .

Die Aufstellung des Eisenbahnbaubudgets hat dieses -
mal beträchtliche Schwierigkeiten insofern gemacht , als
man bemüht war , den Aufwand möglichst einzudämmen.
Es haben wiederholte und eingehende Beratungen statt¬
gefunden, und es ist anzuerkennen , daß die Organe der °
Eisenbahnverwaltung sich redlich bemüht haben, alle die¬
jenigen Anforderungen , die möglicherweise noch zurück-
gestellt werden konnten, auszuscheiden; das Schluß¬
ergebnis war die Zahl , die ich Ihnen eben mitgeteilt
habe. Das ist immer noch eine sehr hohe Ziffer , die im
Vergleich mit der Anforderung der vorigen Budget-
Periode von 1908/09 — damals waren 89 Millionen als
notwendig bezeichnet — einen Rückgang von rund 7 Mil¬
lionen darstellt . Nun ist es ja gewiß als ein kleiner
Fortschritt anzusehen, wenn es gelungen ist , die Ge¬
samtsumme des Eisenbahnbaubudgets um 7 Millionen
gegenüber der vorigen Budgetperiode herunterzudrücken,
allein es bleibt pben immer noch , absolut genommen, der
sehr große Aufwand von rund 82 Millionen bestehen , der
doch die ernstesten Bedenken hervorruft . Es muß aller¬
dings , um gerecht zu sein, in erster Linie beachtet wer¬
den , daß ein ganz wesentlicher Teil der Anforderungen
auf solche Unternehmungen entfällt , die in früheren
Budgetperioden eingeleitet sind , und die sich nun schon
in starkem . Fortschreiten befinden oder dem Ende der
Ausführung zugehen. Das sind die großen Bahnhofs¬
umbauten , die dem Hohen Hause ja genugsam bekannt
sind . Sie sind allein mit 35,9 Millionen beziffert. Wenn
man hierzu noch die beträchtlichen Aufwendungen , die
im Betrag von 12,6 Millionen für die Anschaffung von
Betriebsmitteln gemacht werden müssen , hinzurechnet, so
kommt man bereits auf eine Summe von rund 48 Mil¬
lionen oder von drei Viertel der gesamten Anforderung .
Das sind nun die Kosten , deren Berechtigung ja nicht be¬
stritten werden kann, und die es von vornherein unmög¬
lich gemacht haben, daß eine stärkere Eindämmung des
Eisenbahnbaubudgets eintritt .

Diese überwiegend aus der Vergangenheit herrührende
Belastung hat dazu genötigt , bei der Anforderung für
neue Bahnen die größte Zurückhaltung zu be¬
obachten . Sie finden deshalb neben den Forderungen für
die Fortsetzung von Bahnlinien , die schon in der Aus¬
führung begriffen sind — ich erwähne hier die Fort¬
setzung der Murgtalbahn von Forbach bis Raumünzach,dann den Ausbau der Strecke Wertheim—Miltenberg
und der Strecke Walldürn —Hartheim —, nur drei ganz
neue Bahnlinien vorgesehen , wovon zwei auf dem Gesetz
beruhen , das im Jahre 1908 angenommen worden ist.
Es sind das die Bahnlinie Tauberbischofsheim—König¬
heim und die Bahnlinie Singen —Beuren . Hierzu kommt
eine dritte ganz neue Linie , die aber nur von unter¬

geordneter Bedeutung ist, die Lokalbahn von Brühl n, MN
Ketsch. Ich betone ausdrücklich , daß diese Beschränk^ beharr
in der Aufnahme neuer Bahnen auf einem Beschluß - Haus
Staatsministeriums beruht , und ich hoffe , daß Sie diel, erlaub
Beschluß als sachgemäß anerkennen , wenn Sie den s, jn ihrl
genden Betrachtungen Ihre Aufmerksamkeit schenk, verhak
wollen. Ich

Seit dein Jahre 1900/01 haben wir ungewöhni Lahn
hohe Aufwen dungen für den Eisenbah , keine
bau zu verzeichnen . Die budgetmäßigen Anforder, den T
gen haben betragen in der Budgetperiode 1900/01 8 die Bi
Millionen , 1902/03 88,9 Millionen , 1904/05 8 schnittl
Millionen , 1906/07 78,3 Millionen , 1908/09 dert d
Millionen . Nun sind ja allerdings diese hohen Betr« zinsun
die in dem . Budget angefordert sind , nicht in ihr, Mllio
vollen Umfang verwendet worden, aber auch die Wh Kudge
lichen Bauaufwendungen haben sehr hohe Beträge , Tügui
reicht . Ich will sie zur Vergleichung doch vorführe wir n
Jn der Budgetperiode 1900/01 wurden verbaut 5z diesen
Millionen , 1902/03 44,9 Millionen . 1904/05 46,2 M Reiner
lionen , 1906/07 54,2 Millionen und 1908/09 68,8 R in Be
lionen . Wir haben also in der letzten Budgetperi« jährliö
den allerhöchsten wirklichen Bauaufwand erreicht, i nicht a
jemals in der Geschichte unserer Eisenbahnen zu v beiden
zeichnen .ist. aus di

Die Anfwendungen , Wie in den letzten zehn Jakn keine 5
für den Eisenbahnbau gemacht worden sind , sind so i die zui
waltig hoch , daß man wohl tagen darf , daß sie d iilgun,
Leistungsfähigkeit rmseres Landes überstiegerr habe und e
Sie haben ein sehr rasches Anwachsen der E i s ett zuschus
bahn s ch w l d zur Folge gehabt . Ende 1899 war di leistet
Stand der Eisenbahnschuld 333 Millionen , Ende 18 Hohen
491 Millionen , er ist also in 9 Jahren um, rund 50 Po
gestiegen . Ende 1909 wird sie aller Voraussicht ntl
einen Stand von etwa 520 Millionen erreicht habq
Es leuchtet ein, daß die Schuldenlast , die das Land
Interesse des Eisenbahnbaues in den letzten zehn Jahn
hat auf sich nehmen nrüssen , nicht in dem gleichen
in der Zukunft gesteigert werden kann, und daß es cq
der wichtigsten Ausgaben der Landstände und der Regi
rnng sein wird , das weitere Anwachsen der Eisenbah
schuld nach Möglichkeit zu verlangsamen .

Das wichtigste Mittel , das neben der Steigerung
Reinertrags der Staatseisenbahncn zu diesem Ziele !
führen geeignet ist, ist die Einschränkung dij
E i s e n b a h n b a u e s . Jn dem vorliegenden Budg!
ist versucht worden, diese Gesichtspunkte zur Geltung ;
bringen . Es war aber noch nicht möglich , eine ftori unierei
Verminderung der Aufwendungen für den Eisenbah« den be
bau herbeizuführen ; man wird aber mit BeharrliW wendig
und mit Nachdruck in den nächsten Budgetperioden da: budget
nach streben müssen , diesem Ziel näher und näher z bereits
kommen , und da ergibt sich nun vor allem die Notwendig als du
keit , in der Bewilligung neuer Bahnen die groß! nach d
Zurückhaltung zu üben. Aus diesen Erwägungen ii weg k,
das Staatsministerium zu dem Beschluß gekonrmen , di munge
Aufnahme neuer Bahnlinien in dem vorliegenden Budg« Rücksic
auf die erwähnten drei Linien zu beschränken . Auch i Abwick
der näheren Zukunft wird der Zwang der geschilderte lich er
Umstände es unverineidlich rnachen , daß vorerst auf di nen vc
Erfüllung lveiterer Eisenbahnwünsche verzichtet werde Wir!
muß , und daß erst dann wieder die Ausführung neue »unkte
Bahrllinien in ernstliche Erwägung gezogen werde bis ad
kann, wenn in der Lage der Eisenbahnschuldentilgung« Eisenb
kasse eine wesentliche und nachhaltige Besserung ei« dieser
getreten ist. Die Großh . Regierung verkennt nicht , da bis jel
hier für die nächste Zukunft eine schmerzliche Entsagun ten Ti
gefordert wird , allein sie kann die Verantwortung nich vollen!
übernehmen, die man ihr mit Recht zuschieben würd:
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rtthl m tuen« fie au f dem seit 10 Jahren eingeschlagenen Wege
hränkuj beharren wollte. Sie vertraut aber, daß das Hohe
Schluß - Haus das Gewicht der Gründe , die ich mir vorzutragen
sie die» erlaubt habe, gebührend würdigen und die Regierung

den in ihrem Bestreben, eine Gesundung unserer Eisenbahn-
schent Verhältnisse herbeizuführen, unterstützen wird.

Ich wende mich zu dem Budget der Eisen -
ewöhnl Lahnschuldentilgungskasse . Auch hier sind
nbahj keine erfreulichen Zahlen vorzuführen . Was zunächst
forderi den Dienst der Eisenbahnschuld anbelangt , so erfordert
1/01 8 die Verzinsung in den beiden nächsten Jahren durch -
'05 8 schnittlich jährlich 22,4 Millionen . Die Tilgung erfor -
!/09 dert durchschnittlich jährlich 10,6 Millionen , also Ver-
Beträ zinsung und Tilgung zusammen in einem Jahr 32,9

in ihr, Millionen . Das bedeutet gegen die vorangegangene
die wi, Budgetperiode eine Steigerung des Verzinsungs - und
träge t Tilgungsbedarfs um jährlich rund 4,9 Millionen . Wenn
erführe wir nun in Betracht ziehen , was für Teckungsmittel
aut 53 diesen notwendigen Ausgaben gegenüberstehen, so ist der
16,2 3)i Reinertrag der Staatseisenbahnen , der in erster Linie
38,8 R in Betracht kommt , von der zuständigen Behörde auf
,etperi « jährlich 20,6 Millionen geschätzt . Dieser Betrag ist also
sicht, i nickt ausreichend , um nur die Verzinsung in den nächsten

zu a beiden Jahren zu bestreiten, und für die Tilgung ist
aus dem Reinerträge der Staatseisenbahnen überhaupt

i Jakn keine Deckung zu. schöpfen. Nun umfaßt ja die Dotation ,
nd so s die zur Bestreitung der Ausgaben der Eisenbahnfchulden-
l sie Mgungskasse vorgesehen ist, noch weitere Einnahmen ,
a habilund ein wesentlicher Posten darunter ist der Staats -
E i s eulzuschuß, der aus der allgemeinen Staatsverwaltung ge-
war dßlcistet wird . Wir haben diesen Stäatszuschuß , wie dem

Hohen Hause bekannt ist , für die laufende Budgetperiode
auf vier Millionen bemessen . Wenn inan nun die
Dotation, wie sie sich unter Einrechnung dieses Staats -
Kschusses berechnet , den Ausgaben für Verzinsung und

gung gegenüber stellt , so bleibt immer noch ein Fehl¬
ag von 7,4 Millionen im Jahre . Würde man aber

m Staatszuschutz außer Betracht lassen und nur die
übrige Dotation gegenüber stellen , so würde der Fehl¬
betrag sich gar auf 11,4 Millionen erhöheii. Das ist eine
außerordentlich unerfreuliche Aussicht , und sie eröffnet
die Perspektive, daß die Lage der Eisenbahnschulden-
lilgungskasse in dieser Budgetperiode wiederum eine be¬
achtliche Verschlechterung erfahren wird.
Ich glaube, daß die Zahlen , die ich Ihnen aus diesem

Budget zur Kenntnis gebracht habe, doch einen deut¬
lichen Fingerzeig geben für die Gesichtspunkte, die bei

ne star!t »nserer Eisenbahnbaupolitik in der nächsten Zeit wer-
isenbah « den beachtet werden müssen . Ich glaube , es wird not -
rrrlichkei wendig sein , daß man bei den künftigen Eisenbahnbau -
>den da: budgets zunächst die Ausgaben , die die Vollendung der
näher z bereits begonnenen Unternehmungen notwendig macht ,
üwendiz als die Grundlage annimmt , über die man nun einmal
e größt nach den früheren Beschlüssen der Landstände nicht hin-
ingen ii weg kommt , daß man aber zweitens neue Unterneh -
lmeu, di mungen nur insoweit wird genehmigen können, als die
n Budgi Rücksicht auf die Betriebssicherheit und auf die geordnete

Auch i Abwicklung des Eisenbahnverkehrs sie als unvermeid -
childerto lich erscheinen lassen , und daß man drittens neue Bah -
: aus di neu vorerst überhaupt nicht genehmigen kann,
i werde! Wird in der näheren Zukunft nach diesen Gesichts -
ng neue vunkten verfahren , so ist zu hoffen, datz in etwa sechs

werdet bis acht Jahren eine beträchtliche Verminderung des
tilgungl Eisenbahnbaubudgets eintreten wird ; denn nach Ablauf
ung ei» dieser Zeit werden die großen Bahnhofumbauten , die
licht, da bis jetzt noch , wie ich Ihnen dargelegt habe, den größ-
ntsaguu im Teil des ganzen Baubudgets in Anspruch nehmen,
mg iÄ vollendet sein und das Budget nicht mehr belasten,
r wurde .
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Wenn gleichzeitig auch der Reinertrag der Staatseisen¬
bahnen sich hebt — und wir dürfen wohl hoffen, daß die
Entwicklung in den nächsten Jahren diese Richtung
nehmen wird ; es liegen ja gewisse Anzeichen vor , daß
die wirtschaftliche Depression langsam zu weichen be¬
ginnt —, dann wird sich auch wieder ein besseres Ver¬
hältnis zwischen den Lasten, die auf der Eisenbahnschul¬
dentilgungskasse ruhen , und den Erträgnissen unserer
Staatseisenbahnen herausbilden , und dann wird der
Zeitpunkt gekommen sein , in dem man an die Lösung
neuer Aufgaben mit Zuversicht wird wieder herantreten
können .

In Fortsetzung der allgemeinen Bera¬
tung der zur Debatte stehenden Titel des Budgets des
Grotzh . Ministeriums des Innern erhalten
das Wort

Abg . Göhring (natl .) : Ich habe die angenehme
Pflicht zu erfüllen, auch namens meiner Freunde der
Großh . Regierung für die Förderung , die sie dem Ge¬
werbe stets angedeihen ließ. Dank zu sagen. Selbstver¬
ständlich werden nicht stets alle Wünsche erfüllt wer¬
den können : ich stehe auch nicht auf dem Standpunkt ,
daß man jede und alle Hilfe von der Regierung erwar -
warten , sondern auf dem Standpunkt , daß man sich
mehr auf seine eigene Kraft verlassen soll. Durch den
Zusammenschluß in den Handwerkskammern ist
der Geist der Zusammengehörigkeit im Handwerk we¬
sentlich erstarkt und das Vertrauen in die eigene Kraft
außerordentlich gewachsen. Es wurde mir aber auch
mitgeteilt , daß man bis jetzt noch etwas im Unklaren
darüber sei, wer eigentlich zu den Handwerkskammern
gehört, ob das nur die Jnnungsmitglieder seien, oder
wer sonst noch dazu gezählt werde. Nachdem die Hand¬
werkskammern alles dazu beigetragen haben, ihre Mit¬
glieder zu heben und zu stärken , so empfinden sie es
außerordentlich unangenehm, daß ihre Mitglieder ,
wenn sie in eine bessere Lage gekommen sind , dann teil¬
weise dem Mitgliederkreis der Handelskammern zuge¬
rechnet werden und so Beiträge sowohl für die Handels -
kanimer als auch für die Handwerkskammer entrichten
müssen .

Man schätzt in Handwerkerkreisen die Verordnung vom
3 . Januar 1907 über das Verdingungswesen sehr.
Nur wünscht man , daß diejenigen Stellen , welche die
Übertragung der Arbeiten an die betreffenden Unter¬
nehmer bewerkstelligen sollen , sich auf das strengste an
die erlassenen Bestimmungen halten . Insbesondere
wünscht man , daß die Übertragung von solchen Arbei¬
ten auch an Innungen und Genossenschaften erfolgt ,
und man ist sehr darauf aus , eine Mitwirkung der
Handwerkskammern bei der Preisfeststellung zu er¬
reichen , zumal man , wie ich mir sagen ließ, in Hessen
damit außerordentlich gute Erfahrungen gemacht hat .
Dort hat man diese Praxis zuerst bei Reparaturen er¬
probt und hat sie dann mit Erfolg auch bei Neubauten
geübt.

In verschiedenen größeren Landorten versuchte man ,
die Errichtung von Gewerbeschulen durchzu¬
drücken , aber in Anbetracht der augenblicklich unzu¬
länglichen finanziellen Mittel bisher vielfach ohne Er¬
folg . Ich glaube aber, man sollte darin so viel wie
möglich tun ; denn wenn derartige Schulen auf dem
Lande selbst sind, so sind die Eltern dort nicht mehr ge¬
nötigt , ihre Kinder nach den Städten zu schicken, sie kön¬
nen sie auf dem Land in die Lehre tun , wo sie dann Ge¬
legenheit haben , gleichzeitig die ihnen notwendige
Schule zu besuchen, und auch die Handwerksmeister auf
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- em Lande sind dann stets in der Lage , Lehrlinge bekom¬
men zu können .

Die Handwerker bitten besonders darum / man wolle
sie

' für die Folge vor weiteren Belastungen für vielleicht
augenblicklich noch nicht so notwendige soziale Aufgaben
schützen. Weiter wünschen sie sehr , es möchten die größ¬
ten Anstrengungen gemacht werden , um ihnen Geld zu
nicht zu hohem Zinsfuß zu beschaffen.

Der Herr Berichterstatter hat gestern den H a n s a ¬
bund erwähnt und dabei betont , daß dies ein notwen¬
diger Zusammenschluß von Handel und Industrie sei,
der sehr segensreich wirken könne , namentlich gegen¬
über etwaigen Übergriffen des Bundes der Landwirte .
Ich möchte seine Ausführungen noch dahin erweitert
wissen , daß der Hansabund eine Vereinigung nicht nur
für Handel und Industrie , sondern auch für .
das Handwerk sein soll ; man will versuchen,
diese drei großen Erwerbsstände zusammenzufassen und
zu schützen. Ich glaube auch , diese drei Erwerbsstände
haben alles Recht , sich Geltung zu verschaffen , und zwar
Geltung zu verschaffen da , wo die Gesetze gemacht wer¬
den , und da , wo die Handelsverträge abgeschlossen wer¬
den . Inwieweit der Hansabund nun seine Tätigkeit
erfolgreich entwickeln wird , das müssen wir ja wohl noch
der Zukunft überlassen . Auf jeden Fall hat seine Lei¬
tung den ernstlichsten Willen , nur das beste für die ihm
angeschlossenen Interessengruppen zu tun ; so hat der
Hansabund in der letzten Zeit beispielsweise zwei sehr-

bedeutsame Preisausschreiben erlassen . Unter Zubil¬
ligung größerer Geldpreise wünscht zwei Fragen be-

’ antwortet zu wissen , die Frage weiterer Verbesserung
des Submissionswesens und dann vor allen Dingen die
Frage der Beschaffung von Geld für das Handwerk
bezw . Abhülfe von dessen Kreditnot .

Man wünscht von seiten des Handwerks die größte Ein¬
schränkung des -Hausierhandels und der Wander¬
lager , weil darunter namentlich die Handwerksmeister
auf dem Lande außerordentlich leiden .

' Wir begrüßen auch , daß man die ortsansässigen
Betriebe so viel wie möglich zu unterstützen versucht ,
und da möchte ich auch von meiner Seite aus die Ange¬
legenheit , die der Herr Kollege Görlacher gestern berührt
hat , nochmals erwähnen , und zwar das Rundschreiben
der Bahnbauinspektion I in Karlsruhe
an Handwerksmeister der hiesigen Stadt . Hierin heißt
es unter anderem : „Die Arbeiten werden vergeben ,

- wenn auf die ortsübliche Preisliste ein Abgebot von 25
Prozent gemacht wird ; mehr wird in keinem Falle be¬
zahlt .

" In Anbetracht dessen, daß die Inspektion selbst
die Materialien stellt , bleibt dann eigentlich nur noch der

- Arbeitslohn zu verrechnen . Der Arbeitslohn ist in dieser
ortsüblichen Preisliste auf 80 Pf . festgesetzt, und ich habe
hier eine Zeitung vor mir , worin steht , daß die Mindest¬
löhne 53 bis 60 Pf . betragen . Ich glaube , daß die In¬
spektion von unrichtigen Voraussetzungen aus¬
gegangen ist . Vielleicht war sie nicht genau orientiert ,
denn ich kann mir nicht denken , daß eine staatliche An¬
stalt einem Handwerksmeister zumuten kann , wenn die
Preisliste einen Stundenlohn von 80 Pf . sestsetzt , daran noch
25 Prozent abzuziehen : denn dann bleiben noch 60 Pf . ,
und das ist der Lohn , den der Handwerksmeister selbst
seinen Gesellen zu geben hat . Wenn man noch berechnet ,
daß der Meister Invalidenversicherung , Krankenver¬
sicherung , eigene Unkosten , Geschäftsmiete , Abnützung
von Maschinen , Geschäftsführung usw . aus seiner Tasche
bezahlen muß , so muß man sagendes ist unmöglich , daß
er bei solchen Bedingungen existieren kann . Ich hoffe,- daß
es nur eine zufällige Anordnung war , die die betreffende

Inspektion herausgegeben hat , denn ich kann nicht g ,
annehmen , daß man eine solche Behandlung des MM
Werks wirklich von seiten der Behörden wünscht . f5
würde es vollständig ausgeschlossen sein , daß der gM

'

Boden , der gestern den Handwerkern zugebilligt wiH /zeeigr
wirklich erreicht würde . Ich möchte aber besonders , ausdc
führen , daß es sich hier um einen ganz gewaltigen T, bei . dl
des Mittelstandes handelt , und gerade diesen Mittelst «, leben,
der kraft seines Namens in der Mitte stehen muß, «, triebe
der so schwere Kämpfe mitzumachen hat , sollte man k sten §
nicht unterdrücken wollen , sondern sollte ihn niöM längst
und so viel immer denkbar fördern . junge:

Seitens des badischen Technikerverbandes wech fsn kl
Vorschläge zur Verbesserung des Betriebs an der Groh Solch«
Baugewerkeschule gemacht . Einzelne der SB, sein , i
schlüge scheinen mir ganz besonders bemerkenswert , u> poch t
zwar zunächst der , daß bei Aufnahme der Schüler hohe Ersah
Anforderungen wie seither gestellt werden sollten , d den u
man nicht die Reihenfolge der Anmeldungen sonde, Tätig
nur die Tüchtigkeit bzw . die Vorbildung für die A« stets c
nähme maßgebend sein lassen sollte . Man sollte g, Spars
Zeugnisse in der deutschen Sprache als unerläßliche V» kiältni
bedingung verlangen . Die Aufzunehmenden sollt steckt
mindestens 16 Jahre alt sein und mindestens 2 Jäj Lande

^ Baupraxis hinter sich haben , und zwar sollte unter - i» Der
'

ser Baupraxis nicht nur speziell Maurerpraxis zu d, Sch u
stehen sein . In den unteren Klassen sollte mau auf , solltet
gemeinbildende Fächer den größten Wert legen , da w wer Ä
bessere Allgemeinbildung für die Werkmeister und H schule
liehe Stellungen im Interesse ihres späteren Fortkomm « Sind
dringend zu wünschen wäre . Außerordentlich berechj Men
scheint mir dann auch der Wunsch zu sein , daß marsi Witte !
den oberen Klassen größeren Wert auf die kaufmännis unsere
Ausbildung , insbesondere auf das Kalkulationswh '»viel
legen sollte . Wenn die jungen Leute in ii de l s
Tätigkeit hinauskamen , so haben sie ja leider sehr , eschen
die Erfahrung rnachen müssen , daß sie gerade auf d U F
Gebiete des Kalkulierens außerordentlich schwach best, Drei
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sind , und es ist deshalb nur zu begrüßen , wenn man
zeitig bei der Ausbildung dafür sorgt , daß einem
artigen Übelstande abgeholfen wird .
- Etwas , was den Landtag an sich nicht berührt , das

- die staatliche P e n s i o n s v c r s i ch e r u n g &
Privatange st eilten . Ich freute mich, daß m
nach neun Jahre großer Kämpfe doch endlich so weit
kommen ist , daß man auch im Reichstage — ich erw
den Reichstagsabgeordneten Bassermann und andere
sich die größte Mühe gibt , endlich diese Frage zu lös! eventu

- Ein Recht darauf hat diese große Klasse , denn ich ließ « Sie w
sagen , daß unter den sogenannten Pridatbeamten 800fl -ßeranc
Männer und 200000 Frauen seien . Diese Leute sind « männi
mit recht bescheidenen Gehältern angestellt , sie tun itz durch
Pflicht , aber es ist bis jetzt keinerlei Vorkehrung g etwas
troffen , daß sie? wenn sie arbeitsunfähig werden H .Die

■wenn sie älter werden , auch entsprechend geschützt find ! artige
gen alles das , was ihnen das Alter vielleicht bring das ar
kann . Nachdem für alle anderen Berufsklassen gÄ Teil d
wurde , was nur irgend möglich war , wäre es c'J Seit
wirklich an der allerhöchsten Zeit , daß auch für s gäbe a

- Privatbeamten alles nur Mögliche geschieht. Ich bi! „Tie s
die Großh . Regierung , im Bundesrate auch dafür Ä Ersatz
zu tun , daß endlich dieses Gesetz seiner Verwirklich « mit Bi
entgegengeführt wird . Tas is

In Gewerbe und Handel führt man Klagen - ist lassunc
Mangel - an geeigneten Kräften . Tie > Haube
dauerliche Tatsache , daß ein Teil der - intelligentes ! Werder
jungen Leute sich dem gelehrten Strrdium widmet und- zip der

- eine Überfüllung der in Betracht kommenden Berufes euch e
" " Eltern



.es a5 ^ gmifert tottb , läßt sich sicher nicht wegleugnen . 2Bür-
1 @01 de» sich diese jungen Kräfte dem Handel und dem Ge -
>r

'
gM widmen , so würde dein Übelstande, des Fehlens

ft NM geeigneterKräfte auf der einen Seite und der Überfüllung
nders m lufder anderen Seite gründlich abgeholfen werden . Heute ,
igen T, bei : dem scharfen Kampfe im wirtschaftlichen Erwerbs -
ittelsto, leben, bei dem steten Emporblühen aller gewerblichen Be -
muß , tz triebe und Handelsgeschäfte sind gerade die intelligente -
man - ^ .M Köpfe Platze , und meiner Ansicht nach , hat es
möM Wüst aufgehört , zu Recht zu bestehen, daß , wenn ein

jünger Mann etwas schlechter lernt , man ihn gerade noch
wech sjir klug und gut genug hält , Kaufmann zu werden .

;r Gros Lolche Leute werden stets unbefriedigt in ihrem Berufe
der V« s« " ' denn sie werden , weder in abhängigen Stellungen ,
vert , ui üoch wenn sie selbständig werden , irgendwelche große
er höhe Erfolge zu verzeichnen haben, während dem ernst streben-
Iten, d den und tüchtigen Kaufmann ein unbegrenztes Feld der

fonbet Tätigkeit, ob in unserem Vaterlande oder im Auslande ,
die A« stets offen steht. Die Tüchtigkeit , vereint mit Fleiß und

ollte go Sparsamkeit, wird auch unter 'erschwerten Erwerbsver -
liche Di hältnissen zum Ziele führen , und je höher diese Ziele ge-
l sollt steckt sind , umso besser ist es für das Wohl unseres

2 Iah Landes .
rnter dl Der Weg hierzu führt vor allen Dingen durch eine gute
s zu d, Sch V le , die bei uns jetzt überall geboten ist, und es
x auf q sollte Grundsatz werden, soweit es dem einzelnen nur im-
l, da M mer Zeit , Geld und Gelegenheit ermöglichen , die Mittel¬
und ch schule soweit als möglich, möglichst ganz , zu absolvieren .

Sind nicht alle hierzu nötigen Faktoren vorhanden , dann
Wen die Handelsfortbildungsschulen ein wertvolles
Mttel , die vorhandene Lücke cmszufülleu . Ich sage
unserer Gr . Regierung Dank , daß sie zu allen Zeiten und
soviel ihr möglich war , für die Förderung der Han¬
delsschulen getan hat . Aber neben diesen obligato -
Ächen Handelsschulen haben sich auch auf dem Prinzip

auf -M ir Freiwilligkeit begründete Handelsvorschulen bzw.
ch best Achresschulen herausgebildet , und wir können in Frei -
nan rÄMlrg von deren Wirksamkeit und von deren Erfolgen seit

Ster Jahren mit größter Befriedigung Notiz nehmen .
Liese Handelsvorschulen bieten Gelegenheit , durch syste¬
matischen Unterricht während des ganzen Tages junge
Leute , die sich dem Kaufmannsberufe widmen wollen , so
dorzubereitcn , daß sie nach einem oder , wenn die Re¬
gierung cs auSdehnen will , nach eineinhalb Jahren so¬
viel Wissen in allen dein Kaufmaitn nötigen Fächern sich
angeeignet haben, daß sie bei Eintritt in die Lehre dann

zu lösslMntuell sofort einen kleinen Gehalt verlangen können.
} ließ « Sie werden auch sofort zu allen kaufmännischen Arbeiten
n 8009* Hrangezogen und bilden auch heute die in allen kauf¬
te sind'» männischen Betrieben gesuchtesten Kräfte . Es wird da¬

tun ih imrch auf jeden Fall der berühmten Lehrlingszüchterei
srung h etwas abgeholfen .
öden H .Die so oft angeführten „großen Kosten" für eine der-
ft find ! artige Anstalt werden wohl nicht so bedeutend sein , da
t bring das an sich nicht so kleine Schulgeld ja wohl den größten
sen geti Teil der Unkosten wird decken können,

es ■'« Seitens der Handlungsgehilfen ist eine Ein -
für i gäbe an das Hohe Haus gekommen, deren Zlbsatz 2 lautet :

Ich btt „Tie staatliche Einführung der Handelsjahresschule als ,
ifür aö Ersatz für die kaufmännische Fortbildungsschule eventuell
irklich« mit Besuchszwang , Tagesunterricht usw . ist abzulehnen " .

Tas ist ein Satz , der doch leicht zu Mißdeutungen Derart¬
igen iit lajsung geben dürfte , denn es sollen die obligatorischen

Die l Handelsschulen unter gar keinen Umständen gekürzt
igentes! werden, sondern man wünscht nur , daß die auf dem Prin -
tet itniv zip der Freiwilligkeit beruhenden Jahresschulen daneben
erufetz euch existieren dürfen , und ich glaube , es sollte allen

Eltern, die ihre Kinder auf eine derartige Handelsvor -
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schule nttl ihrem ein - oder ernundeinhalbjährigen Lehr¬
gang schicken wollen , unbenommen sein, das zu tun . Ich
halte es auch für vollkommen überflüssig , daß die jungen
Handelsbeflissenen , die diese Schule durchgemacht haben,
nachher noch weiter wöchentlich drei Stunden in der
Fortbildungsschule zubringen sollen. Dabei setze ich
natürlich voraus , daß diese jungen Leute , die ein oder
eineinhalbes Jahr tit der Jahkesschule zugebracht haben,
sich dieselben Kenntnisse angeeignet haben, welche das
Ziel der Handelsfortbildungsschule bilden .

Der Hinweis auf die s i t t l i ch e G e f a h r , die darin
liegen 'soll, daß man schon mit 15 oder 16 Jahren die
jungen Leute ohne weiteren Schulzwang läßt , scheint mir
doch außerordentlich hinfällig zu sein , denn es wird doch
niemand im Ernst behaupten wollen , daß diese jungen
Leute , die ja dann von morgens bis abends im Ge¬
schäfte sind , eine bessere Aufsicht als diejenige ihres Prin¬
zipals oder dessen Stellvertreters genießen könn¬
ten . Im Gegenteil liegt doch, wenn sie noch am Abend
ausgehen und die Fortbildungsschule besuchen müssen,
viel eher die Möglichkeit vor, daß sie irgend welchen Ver¬
führungen , ausgesetzt sind . Ich bin also , wie ich vorhin
gesagt habe, der Meinung , daß es den Eltern unbenom¬
men sein soll, ihre Kinder in eine derartige Schule zu
schicken. Ganz besonders trifft das auf die Fälle zu, wo
die Eltern in Landorten wohnen und soviel an die Kin¬
der wenden wollen , daß sie sie einmal 1 % Jahr nach der
Stadt schicken . Sie werden das umso lieber tun , da ihre
Kinder nach dieser Schulbildung soweit fortgebildet sein
werden , daß die Eltern sie dann sofort nach Haus in das
eigene Geschäft nehmen können.

Die Furcht vor etwaiger weiblicher Konkur¬
renz , die mir aus diesen Eingaben hervorzugehen
scheint , dünkt mir eigentlich ein großes Unrecht. Denn
ich glaube , daß diejenigen Frauen , die nicht heiraten
können oder wollen und die den Kampf mit dem Leben
aufnehmen , doch gewiß alles Recht haben, sich diejenigen
Kenntnisse anzueignen , die sie für diesen Kampf nötig
haben. Und wie nötig eine derartige durchgreifende
Bildung ist, das möchte ich gerade deshalb anführen ,
weil man in der Regel immer von der Verbindung von
Theorie und Praxis spricht . Eine in Freiburg aufgestellte
Statistik hat ergeben, daß beispielsweise 35 Prozent der
Schüler und 67 Prozent der Schülerinnen der Handels¬
schule im Geschäft noch gar keine Bücher geführt hatten ;
40 Prozent der Schüler und 22 Prozent der Schülerinnen
hatten nur Hilfsbücher , also nur Nebenbücher geführt ,
6 Prozent der Schüler und 61 Prozent der Schülerinnen
hatten im Geschäft noch keinen Wechsel gesehen , und
61 Prozent der Schüler und 79 Prozent der Schülerinnen
hatten im Geschäft noch mit keinem Wechsel gearbeitet .
Ich glaube , die jungen Leute werden, wenn sie nach einer
tüchtigen Vorbildung in die Lehre kommen, mit einem
bedeutend größeren Interesse an alle diese kaufmännischen
Arbeiten herantreten , als wenn sie abends durch die
Tätigkeit im Geschäft abgehetzt und abgemattet einige
Stunden in die Schule kommen. Ich will nicht weiter
auf die Vorzüge der Freiburger Handelsjahresschule ein -
gehen . Aber ich will doch betonen, daß die gutächtlichen
Äußerungen der Handelskammern , der Jnteressenver -
bände und der Prinzipale doch auch beriicksichtigt werden
sollten , und zwar ganz besonders deshalb berücksichtigt
werden sollten , weil ich auch dafürhalte , daß diese die
berufensten Vertreter sind zur Beurteilung dessen, was
für den Handelsstand gut und was für den Handelsstand
weniger förderlich ist . Ich möchte also die Großh . Re¬
gierung bitten , daß sie diese Organisation , wie sie bei¬
spielsweise jetzt in Freiburg ist, bestehen läßt , unter Ent -
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bindung nachherigen Besuches der Handelsschule . Man
möge noch einige Jahre abwarten , wie sich das weiter¬
entwickelt , und man wird , davon bin ich überzeugt , später
allerseits sehr damit zufrieden sein , daß man der Han¬
delsjahresschule dieses Vertrauen entgegengebracht hat .

Der Handelsstand und die Industrie würden sich ferner
eine bedeutende Förderung speziell dadurch versprechen /
wenn die Großh . Regierung bzw . die Generaldirektion
der Großh . Staatseisenbahnen eine richtige und feste
Fahrplaneinteilung treffen würde . Ich werde
ja bei späterer Gelegenheit noch Veranlassung haben , dar¬
auf zurückzukommen , möchte aber doch heute schon er¬
wähnen , daß man , trotzdem sich die Handelskammern
Lahr und Freiburg seit Jahren darum bemüht haben ,
seitens der Generaldirektion bis jetzt noch keine Veran - '

lassung genommen hat , eine bessere Verbindung nament¬
lich für Abendzüge nach dem Oberlande einzulegen .
Ebenso unangenehm empfindet man es im badischen
Oberland , wie außerordentlich wenig gute Verbindungen
am Morgen mit dem Landesteil von Basel bis Konstanz
bestehen , und man bittet wirklich darum und bittet wie¬
derholt auch durch mich persönlich darum , daß man da
etwas mehr Rücksicht walten läßt .

Hinsichtlich der Sonntagsruhe ersuchen die Han¬
delskammern , daß man wenigstens soweit als möglich aus
solche Städte Rücksicht nimmt , die mit Landkundschaft
rechnen müssen , und auch auf solche Städte , die besonders
im Gebiete des Fremdenbesuches liegen . Dieser Wunsch
kommt selbstverständlich ganz wesentlich auch auf Freiburg
in Anwendung .

Das neue Wettbewerbgesetz bietet Handhaberi
zur Verfolgung unlauterer Konkurrenz . Es ist jedoch
dem reellen Handel nur gedient , wenn das gerichtliche
Verfahren auch in tunlichst rascher Weise durchgeführt
werden kann , währenddem sich das bis jetzt etwas lang¬
sam abgespielt hat .

Man wünscht ferner die Besteuerung von Fi -
lialbetrieben und bittet darum , daß die Großh .
Regierung das ins Auge fassen möge , denn man findet ,
daß die bisherige steuerliche Vergünstigung die an den
Orten ansässigen Detailgeschäfte besonders benachteiligt .

Sehr unangenehm hat man es empfunden , daß bei den
badischen Staatsbauten die S ch i e f er b e d a ch u n g
so sehr viel Anwendung findet . Wir haben in Baden
keine Schieferbrüche , man würde deshalb meines Erach¬
tens unserer sehr bedeutenden Ziegelindustrie
große Dienste leisten , wenn man die Bedachungen mit
Ziegeln ausführen würde . Ich glaube , man würde in
manchen -Städten (ich habe hier natürlich speziell auch
wieder Freiburg im Auge ) das allgemeine Städtebild
nur fördern , wenn man statt der Schieserbedachung große
neue Gebäude — wie z . B . das Kollegienhaus in Frei¬
burg — mit Ziegeln decken würde .

Ich komme noch auf etwas zu sprechen , was insbeson¬
dere in den Kreisen des Weinhandels viel bespro¬
chen wird . Es handelt sich um das n e u e W e i n g e s e tz.
Man verlangt mit Recht , daß das Gesetz scharf sein soll ,
aber man sagt auch , daß es Unklarheiten und Unbillig¬
keiten enthielte . Ich habe mir dieserhalb erlaubt , bei
dem Herrn Minister vorstellig zu werden , und ich hoffe ,
daß die von den reellen Weinhandelskreisen durch mich
vorgetragenen Wünsche Berücksichtigung finden . Es
handelt sich hier speziell nur darum , daß man , wenn
irgend eine Anklage erhoben werden soll , den Betreffen¬
den nicht gleich vor das Forum zitiert — was bekanntlich
in Weinhandelskreisen sofort großes Aufsehen erregt ,
weil es überallhin in nachteiliger Weise verbreitet wird
— , sondern daß man erst sogenannte Sachverständigen¬
ausschüsse anhören sollte , und in dieser Hinsicht geht durch

mich wiederholt die Bitte an die Großh . Regierung , ^
möge den Handelskammern derartige Sachverständig
ausschüsse angliedern , die dazu berufen sind , etwa ,,
hobene Anklagen daraufhin zu prüfen , ob dieselben ■;
der Tat gerechtfertigt sind . Dadurch würde man itz
reellen Weinhandel außerordentliche Dienste leisten m
würde den Betroffenen vielleicht manchmal eine gr«»
Schädigung ihres Vermögens ersparen , denn es ist kl«
daß die Leute an ihrem Geschäftsruf und ihrer Gesunj
heit Schaden leiden , wenn sie monatelang unter einer g
wissen Anklage zu stehen glauben , die dann schließ
doch in nichts zusammensällt .

Eine besonders wichtige Frage für das Handwerk , sj
Handel und Industrie ist die G e l d b e s ch a f f u n g , ui
ich habe mir vorgenommen , eine spezielle Seite dies
Frage hier zur Sprache zu bringen . Ein großer Teilbi
Spareinlagen bei den Sparkassen geht aus den Hand,
derjenigen -hervor , die den größten Teil ihres Lohnes g
rade bei den von mir genannten Betrieben verdienen , u,
da glaube ich , daß es kein unberechtigter Wunsch stj
wird , wenn man darum ersucht , daß die Gelder der Spe
kassen jenen Betrieben auch mit zugeführt werden s«
len , aus deren Mitte die Spareinlagen kommen (A
Hilbert '- Sehr gut !) , und ich ersuche die Gros
Regierung , dafür Sorge zu tragen , daß man die Best
nissc der Sparkassen etwa dahingehend erweitert , d,
man beispielsweise maschinelle Betriebe oder Handwerk
betriebe , die durch maschinelle Einrichtungen schließ !,
einen gewissen Anstrich von Fabrikbetrieben erhalten h
ben , nicht mehr unter diese zählt , die nicht beliehen tw
den dürfen , sondern gestattet , daß auch sie von den Sp «
kassen beliehen werden . Ich verlange keine unsinnig Hs!
Beleihung sondern nur eine Beleihung , die unter di
sogenannten nründelsicheren Anlagen gerechnet werde
kann . Aber man möge wenigstens in der Richtung ein ,
Unterschied machen , daß man industrielle Betriebe uz
Handwerksbetriebe mit maschineller Einrichtung nid)
vollständig zurückstellt , sondern sie hierbei auch berückji
tigt . Ich glaube , daß die Sparkassen keinen Nacht
sondern nur Nutzen davon haben werden . Die Grq
sndustrie hat eine solche Unterstützung nicht nötig , sie !
bekanntlich in der Lage , sich das Geld selbst zu verschs «
scn . Aber für die mittleren und kleineren Betriebe ist ,
eine schwierige Frage , wo sie ihre Hypotheken herbeko«
inen sollen .

Von den neuen Gewerbcordnungsbestiii
m u n g e n sagt man , daß sie zahlreiche Betriebe dui
beträchtliche Einengungen belastet hätten , und es beste!
der Wunsch , daß die Großh . Regierung die Bezirksamt ,
anweisen möchte , bei Gesuchen um Gewährung der gesrj
lich zulässigen Ausnahmen hinsichtlich der gestattet ,
Höchstdauer der Beschäftigung von Arbeitern möglÄ
loyal zu verfahren und dabei auch eine rasche Entsch
düng zu treffen .

Im vorigen Landtag wurde viel über die Kohles
not gesprochen . In den letzten zwei Jahren war bi
Sache etwas anders . Man konnte nicht mehr von ein,
Kohlennot sprechen , sondern man sprach nur vor k
hohen Preisen , und cs ist eine auffallende Tatsache , dc
das Kohlensyndikat wohl der einzige Geschäftsbetrst
war , der in den Zeiten der Depression nicht nur sei ,
Preise heruntergesetzt hat , sondern sie teilweise noch «
höhte . Wir hatten das eigentümliche Schauspiel , d«
unsere deutschen Kohlen im Auslande billiger zu kaust
waren , als man sie in Deutschland erhalten konnte . Hi,
könnte meines Erachtens die Großh . Generaldirektion s
Kohlenverbraucher ganz bedeutend unterstützen , und i
halte es sogar für eine gewisse Pflicht der Genera,
direktion , daß sie der Industrie in dem Kampfe mit de>
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Kohlensyndikat etwas beitritt . Ich will auf die vielen
Bemühungen Hinweisen , denen sich der Verband der süd¬
deutschen Industriellen in dieser Hinsicht bereits unter¬
zogen hat . Er ist stets dafür eingetreten , daß man die
Kohle nur nach dem wahren Wert kaufen sollte , und zwar
nur unter Garantie der Wärmeeinheit und des Aschen¬
gehalts , denn das gibt in Wirklichkeit den wahren Wert
der Kohle . Deshalb ersuche ich die Großh . Generaldirek¬
tion , auch ihrerseits derartige Bedingungen aufzustellen .
Wenn das Kohlensyndikat sich weigert , diese Bedingungen
zu erfüllen , dann ist der Verband der süddeutschen Indu¬
striellen in der Lage , der Generaldirektion Kohlengroß¬
handlungen und Zechen, die sich diesen Bedingungen
unterwerfen , nachzuweisen , bei denen die Generaldirektion
ihren ganzen Verbrauch vollauf und weit darüber hinaus
decken kann .

Eine weitere Förderung verspräche man sich in den
Kreisen der Holzschwellenfabrikanten , der
chemischen Fabriken und verschiedener anderer
mitverwandter Geschäftsbetriebe davon , wenn die Großh .
Generaldirektion dazu überginge , statt ausschließlich der
Stahlschwellen auch buchene Holzschwellen zu ver¬
wenden. Ich werde ja Gelegenheit haben , später noch
darauf zurückzukommen , möchte aber doch auch heute schon
erwähnen , daß Baden das einzige Land ist , das keine
Holzschwellen sondern nur Eisenschwellen in Verwendung
hat. Ich finde das deshalb eigentümlich , daß wir , die wir
keine Eisenindustrie , dagegen große Waldbestände haben ,
nicht dazu übergegangen sind, Holzschwellen zu verwen¬
den. 37,65 Proz . unseres Landes ist mit Wald bedeckt ,
und von diesen Waldflächen sind wiederum 165 000 Hektar
(das sind rund 30 Proz .) mit Buchenwald bestanden . Ich
will nur kurz aus einem Gutachten , das mir vorliegt , an - ,
führen , daß der Oberbau mit Holzschwellen außerordent -

fest und widerstandsfähig ist und gegen Schienen -
anderung und Spurerweiterung absolut gesichert sein

'oll . Die Züge fahren auf ihm besonders ruhig ; äußer¬
em kommt die ganze Anlage billiger . Wenn man be¬

denkt , daß man auf diese Weise unfern Waldbesitzern
(auch der Staat kommt ja bei den Domänenwaldungen
in Betracht ) , daß man den chemischen Fabriken und den
Jmprägnieranstalten einen ganz bedeutenden Dienst er¬
weisen würde und daß die Generaldirektion ganz be¬
stimmt keine Nachteile sondern nur Vorteile davon haben
wird (ich nehme an , daß die anderen großen Eisenbahn¬
verwaltungen die Sache auch ganz genau untersucht ha¬
ben) , so glaube ich, wird es doch nicht schwer fallen , eben¬
falls dazu überzugehen .

Es liegt dem Hohen Hause eine Eingabe über die Ar¬
beitsnot der badischen E i s e n i n d u st r i e vor . Ich will
auch hier nicht in die Details eingehen , da wir ja Ge¬
legenheit haben werden , darüber des näheren zu reden ,
wenn die Petition besprochen wird . Aber ich möchte doch
schon jetzt erwähnen , daß es umliegende Bundesstaaten
geben soll, die ihre Industrie soweit stützen, daß beispiels¬
weise ein badischer Fabrikant dort mit seinen Offerten
überhaupt nicht ankommen kann . Ich will aber sofort
beifügen , daß ich ein derartiges Verfahren nicht gutheiße .
Ich bedauere es , daß man die Grenzpfähle in einer sol¬
chen Weise frisch aufrichtet ; aber wenn es geschieht und
wenn wir Zeiten haben , die so schlecht sind wie die gegen¬
wärtigen , dann glaube ich , ist es auch berechtigt , den
Wunsch auszusprechen , daß auch unsere Großh . Regierung
alles tut , um vor allen Dingen unsere eigene Industrie
zu beschäftigen . Es liegt mir beispielsweise eine Eingabe
einer sehr bekannten Dampfkesselfabrik vor , die in Ober¬
baden gelegen ist und außerordentlich wenig von unserin
badischen Staat mit Auträgen bedacht wurde . Ich würde
^as nicht ankübren . wenn ich nicht wüßte , dak die betref¬

fende Firma außerordentlich leistungsfähig ist , daß sie
Gutes liefert , daß sie ein Anlagekapital von 600 000 M .
hat , daß sie an Staats - und Gemeindesteuern 5000 M «
bezahlt , daß sie dem badischen Staat für Fracht der Roh «
Produkte und fertigen Fabrikate zirka 35 000 M . zuführt
und für Arbeitslöhne und Gehälter pro Jahr durchschnitt «
lich 230 000 M . ausgibt .. Ich glaube , daß es nicht unge¬
rechtfertigt ist , wenn eine solche Fabrik und mit mir auch
die andern den dringenden Wünsch an die Großh . Regie¬
rung richten , so viel wie möglich mit Aufträgen bedacht
zu werden , soweit die Regierung überhaupt in der Lage
ist , Aufträge vergeben zu können . Heute , wo unser werk¬
tätiges Bürgertum , wo all unsere Handwerkerkreise auf
allen Gebieten sich regen und durch Fleiß und Tüchtigkeit
sich auszeichnen , wo unser Handel fußend auf großer
Energie , unterstützt von Kapital und Erfahrung vorwärts
strebt , wo unsere Industrie mit Zähigkeit und Intelli¬
genz , unterstützt von Unternehmungslust , die das größte
Risiko nicht scheut, sich bemüht , sich einen guten Platz zu
erobern , von dem man weiter arbeiten kann , da muß ich
sagen , daß es doch eigentümlich berührt , daß es noch
Leute gibt , die beispielsweise folgendes sagen können —
ich betone , es soll dies ein Redner einer politischen Partei ,
die mehr im Norden vertreten ist , gesagt haben , den
Namen der Partei nenne ich hier nicht , weil ich niemals
dazu Gelegenheit geben will , irgend welche Differenzen
heraufzubeschwören , aber als Kuriosum möchte ich doch
mitteilen , was ein Wanderredner dieser Partei gesagt
haben soll : „Der Untergang der deutschen Industrie ist
kein Schaden , sondern nur ein Nutzen für die Landwirt¬
schaft . Wenn es nur der Landwirtschaft gut geht , können
wir sagen : Lieb Vaterland , magst ruhig sein ! " Einen
Kommentar dazu hat man nicht nötig ! (Abg . Schmidt -
Bretten : Wo ist das gesagt worden ?) Wenn Sie es
zu wissen wünschen , werde ich es Ihnen privatim mit¬
teilen . Ich habe gesagt , daß es nicht in diesem Hohen
Hause geschieht. Es ist das umso trauriger , als das
vollständig die Tatsachen umkehrt . Denn gerade die
Landwirtschaft hat meiner Ansicht nach den aller¬
größten Nutzen , wenn es der Industrie gut geht , da die
Landwirtschaft ihre Produkte jederzeit und zu guten Prei¬
sen losbekommen wird , wenn nebendran eine blühende
Industrie vorhanden ist , die in der Lage ist , ihre Arbeiter
gut zu entlohnen (Beifall links ) , damit sie in der Lage
sind , ein menschenwürdiges Leben zu führen (Sehr gut !
links ) .

Vor einigen Tagen hat der Herr Abg . Kolb den Aus -
druck gebraucht , es wäre eine merkwürdige Erscheinung ,
daß auf der einen Seite kaum das Notdürftigste zum
Leben da wäre . Da muß ich offen gestehen , ich habe das
wirklich nicht ganz ernst genommen . Denn das mit
diesen Millionenanhäufungen scheint mir doch nicht ganz
richtig zu sein . Wenn einzelne solche Fälle Vorkommen ,
sind sie in der Tat Ausnahmen , die andern alle aber ,
die mittleren und die kleinen müssen sich plagen und
müssen sich regen und sorgen , das mancher ungelernte
Arbeiter wahrscheinlich mit ihnen nicht tauschen würde
(Sehr gut !) . Ich sage aber auch weiter : Jeder Mensch
hat das Recht, vorwärts zu streben und seine Lage zu
verbessern . Ich kenne die einzelnen Verhältnisse und
weiß , daß die Lage des Arbeiters heute nicht so schlecht
ist , sie ist es besonders da nicht, wo er mit einem guten
und einem vernünftigen Unternehmer zusammenkommt ,
und deren haben wir sehr viele . Ich möchte Sie daran
erinnern , daß wir gerade in den letzten Jahren der De¬
pression , wo viele Fabriken zwei Jahre gearbeitet und
nicht nur nichts verdient , sondern noch teilweise mit
Unterbilanz gearbeitet haben , sehr viele ehrenhafte Leute
hatten die ihre Arbeiter , die tüchtig und gut waren , be«
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halten und beschäftigt haben . Ehre solchen Leuten , die
solches getan haben, und ich richte an die Herren der So¬
zialdemokratie die dringende Bitte , daß, wenn die Zeiten
einmal wieder besser werden , man bann mit Mäßigung
das Emporblühen nicht wieder dadurch zurückschreckt, daß
man Forderungen stellt, die nicht zu verwirklichen sind .
Denken Sie dann daran , daß die Leute auch zwei Jahre
der Not und der Einbuße hatten !

Wie ich anfangs gesagt habe, konstatiere ich mit Freu¬
den, daß die Großh . Regierung stets bedacht war , Hand¬
werk, Handel und Industrie überall zu fördern und zu
schützen, und ich möchte wünschen, daß es auch stets der
Großh . Regierung am Herzen liegt , allen unseren er¬
werbenden Ständen im wirtschaftlichem Kampfe beizu-
stehen und ihnen Schutz angedeihen zu lassen. Unser
aller Dank wird ihr dann sicher sein (Beifall bei den
Nationalliberalen ) .

Abg . Vogel - Mannheim (Dem .) : Der Antrag
Törlacher und Gen . stellt an die Regierung das Er¬
suchen , es mögen bei allen staatlichen Unternehmungen ,
Arbeitsvergebungen und Lieferungen tunlichst in erster
Linie die ortsansässrgen Geschäfts Unter¬
nehmer und Arbeiter berücksichtigt werden . Daß das
Wort „tunlichst" dabei ist, schränkt ja den Antrag wieder
etwas ein. Im Prinzip unterstütze ich einen derartigen
Antrag , aber nur bedingungsweise . Denn eine strenge
Ausführung dieses Wunsches wäre für viele Handwerker
im Großherzogtum Baden ein zweischneidiges Schwert
(Abg . Görlacher : Drum heißt es „tunlichst" !) , weil
an vielen Orten nur sehr vereinzelt direkt staatliche
Lieferungen zu vergeben sind . Es ist etwas ganz ande¬
res mit der Vergebung der Arbeiten von Gemeinden ,
besonders der großen Städte . Wenn die Gemeindever¬
waltungen angehalten werden , sie mögen in erster Linie
die ortsansässigen Lieferanten berücksichtigen , so ist das
etwas natürliches , da sie in einem , ich möchte sagen ,
gegenseitigen Geschäftsverhältnis stehen, indem hier¬
durch die Steuerkraft derjenigen , die ihrerseits Umlagen
zu zahlen haben, gestärkt werden soll. Im Hinblick
hierauf hat aber die Landesregierung die Pflicht , auch
derjenigen Lieferanten und Handwerker zu gedenken,
welche nicht gerade am Ort der Vergebung der Arbeit
wohnen , aber doch Steuerzahler des Landes sind . Selbst¬
verständlich , mußte auch mich das frappieren , was der
Herr Kollege Görlacher angeführt hat , daß man nämlich
z . B . beim Bau des Landesgefängnisses in Mannheinr
den Backofen von einer rheinischen Fabrik bezogen hat ,
während , wie der Herr Kollege Görlacher sagte , wir in
Baden , in Villingen , seinem Heimatsort , eine leistungs¬
fähige Fabrik in dieser Branche haben , welche noch nicht
einnial zu einer Offerte veranlaßt wurde . Das muß
Bedenken Hervorrufen und rechtfertigt die Vermutung ,
daß trotz des Bestrebens der Regierung selbst , das Ge¬
werbe im Lande zu unterstützen, doch manche Organe
der Regierung noch nicht von diesem Bestreben durch¬
drungen sind .

Ich stehe auch auf dem Standpunkte , daß wir bei der
Vergebung von Arbeiten und Lieferungen nicht eine
chinesische Malier um unser Land ziehen sollen. Gerade
unser badisches Land vermag das am wenigsten , weil
die Grenzen der Nachbarländer sehr nahe sind , und weil
auch unsere badischen Gewerbetreibenden und Hand¬
werker, besonders der Kunsthandwerker , darauf sehen
müssen, Lieferungen und Aufträge auch von außer¬
badischen Behörden zu erhalten .

Ich gebe zu, daß gerade in den letzten Jahren von
anderen Bundesstaaten gegenüber fremden Bundes -
ar^ehörigen etwas engherziger verfahren worden ist,

wie das bei uns der Fall ist, und daß derartige Wünsch
badischer Gewerbetreibender eben durch die Erfahrung«,
diftiert sind, die sie bei Bewerbungen um Arbeiten j,
anderen Staaten gewonnen haben. Das Bestreben d«
Regierung sollte dahin gehen , mit anders,
Bundesstaaten hierin möglichste Fühlung zu nehme «,
damit diese dicke chinesische Mauer verschiedene Durch
brüche bekommt, damit auch unsere Lieferanten aus
wärts Arbeiten erhalten ; dann wird dieses Ab.
schließungsbestreben auch bei uns nicht mehr so u«.

. bedingt notwendig sein . Wenn unsere badischen Gewerk
. treibenden erwarteten , daß gerade in einer Zeit de,
wirtschaftlichen Depression , in der wir ja im vorige«
Jahre fest gesteckt haben , unsere Landesangehörigen bei
der Vergebung derartiger Arbeiten in allererster Reih,
berücksichtigt werden, so ist das ja selbstverständlich, den «!
in diesen Zeiten haben es die anderen Bundesstaates
ebenso getan . »QflC j

Es sind nun verschiedene Beispiele angeführt toorkitl
und ich . könnte die Zahl derselben noch vermehren . Ich gehört
könnte z . B . darauf Hinweisen, daß bei der Elektrisie .
rung der Wicsentalbahn eine leistungsfähige badisch
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brächten , die Geschicklichkeit , die sie , wie
sagte , früher dadurch bekommen hätten ,
sie sich , ihre Spielsachen selbst angefertigt hat
ten . Ich meine aber, es geschieht gerad,
jetzt sehr viel , um in unseren Schulen den Kindern (ifc
legenhcit zn geben , sich in der Handfertigkeit auszr
bilden , und insbesondere unser neues Elementaruntea
richtsgesetz bietet die vermehrte Möglichkeit , den Hand
fertigkeitsunterricht auch in die Schulen der kleinere«
Städte einzuführcn . Wenn dahin gewirkt wird , das
dieser Handfertigkeitsunterricht in den Schulen noi
erweitert wird , dann werden derartige Klagen , wie fi
der Herr Kollege Görlacher vorgebracht hat , verschwi«
den, denn die Möglichkeit , sich im Handfertigkeitsuntei
richt unter der Anweisung eines Lehrers zu üben , biete
doch immerhin bessere Gewahr dafür , daß der zukünftig
Handwerker schon als Kind die nötige Handfertigkei
bekommt, als wenn er allein herumwurstelt und W g aT 1
seine Spielsachen macht. lunbertf

Ich möchte hier gleich noch einen Wunsch zum Ausdrv( £t E ,
bringen , der mir von der Leitung des Handwerker - uni g e ^ t
Gewerbevcrbandes mitgcteilt worden ist . Es ist das bei ^
Wunsch der Konditoren (besonders sind es bi) tteiottbe
Karlsruher ) , daß man ihnen beim Austragen ihrer Bai ^ stg
waren an den Sonntagen etwas mehr Bewegungsfrei ^ ^cn
heit geben möchte, weil die Zeit von 11 bis i/<>1 Uhr j,ar^n j
in der diese Backwaren zu den Familien gebracht werdei abläuft
sollen , zu kurz ist. Wie sie in ihrer Eingabe anführe « SicHeic
werden die jungen Leute dadurch an dem Besuch de
Gottesdienstes nicht gehindert werden , weil ja gewechsel ;!lt!g ^
wird und zum Austragen nur diejenigen benützt werde« ten .-Q
die an dem betreffenden Sonntag nicht in den Gotte? Dawerk
dienst gehen . Ich möchte diesen Wunsch unterstützen, iungsv .

Vor allen Dingen möchte ich nun lobend hervorhebe » fog ^
daß die badische Regierung in ihrer Betätigung d« ^
Fürsorge für den Handwerkerstand mit an der Spitz müffen
unter den deutschen Bundesstaaten marschiert . Es ü j,
auch notwendig , daß dem Handwerker auch heute noi ^ ^
die Fürsorge der Regierung zugewendet wird , denn (*

'
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bedarf einer längeren Zeit , bis das Handwerk in die
Men und modernen Erwerbsverhältnisse hineingewack -
fen ist ; namentlich den sich immer steigernden neuen
Lasten kann der Handwerker sich viel schwieriger an¬
passen , als das beim Großbetrieb der Fall ist. Auch be¬
findet sich der Handwerker heute in einer viel größeren
Abhängigkeit von der wirtschaftlichen Konjunktur wie
rüher . Es bedarf auch der solide Handwerker zur Aus¬

übung seines Gewerbebetriebes fremder Kapitalien ,
Veil er sich , wenn er vorwärts kommen will , im Gegen -
atz zu früheren Zeiten . an größeren Arbeiten und Lie¬
ferungen beteiligen muß . Es ist auch ganz richtig ,
wenn im Laufe der Debatte angeführt wurde , daß es
notwendig ist, für billigere Geldbeschaffung für
den Handwerker zu sorgen . Ich möchte dem hinzufügen ,
daß oft noch notwendiger als die billige Geldbeschaffung
ür den Handwerker die Geldbeschaffung überhaupt ist,

weil ohne diese der Handwerker überhaupt nicht in der
Lage ist, wenn er einmal eine größere Lieferung be¬
kommt, Rohmaterialien einkaufeu zu können . Dazu
gehört Kapital , und da ist namentlich der Handwerker
in den großen Städten in einer schwierigen Lage , weil
sich die Großbanken mit solchen Kleinigkeiten nicht gern
abgeben . Es ist deshalb sehr erfreulich , daß die Ge -
werbebanken , die gewerblichen Genossenschaftsbanken
ich etwas mehr ausdehnen , wenn auch einige davon sich

im Laufe der Jahre zu Großbanken ausgewachsen haben
und wohl hie und da dem Handwerker nicht die notwen¬
dige Rücksicht angedeihen lassen. Hier sollten aber die
Handwerker dafür sorgen , daß sie ihren Einfluß in den
Aufsichtsbehörden derartiger Banken dahin ausüben ,

sie immer wieder darauf Hinweisen, daß diese Ban¬
ken gerade dazu gegründet sind , um dem kleineren und
mittleren Gewerbetreibenden die Geldbeschaffung zu er¬
leichtern. Wenn wir auf das Jahr 1908 zurückblicken ,
wo der Diskont oft 8 bis 10 Prozent betragen hat , fin -
m wir , daß durch die Zinsen , die der Handwerker für

^ jas Kapital , das er, um eine Arbeit auszuführen , bei
der Bank aufnehmen mußte , zu zahlen hatte , der geringe
Verdienst, den er an der Lieferung gehabt hätte , vielfach
wieder aufgezehrt worden ist. Außerdem kommt noch
der Zinsverlust in Betracht , der durch das zu lange Bor¬
gen eintritt , und ich will in dieser Beziehung alles un¬
terschreiben, was von meinen Herren Vorrednern dar¬
über gesagt worden ist . Ferner kommt in Betracht , daß
der Handwerker selbst dann , wenn er eine Forderung
einklagt und obsiegt, nach dein Gesetz nur eine vierpro¬
zentige Verzinsung verlangen kann, während er selbst
8 bis 10 Prozent Zinsen hat zahlen müssen, wie das vor
anderthalb Jahren der Fall war ; er hat also , auch wenn
er obsiegt, noch einen Verlust zu verzeichnen.

Sehr erschwerend für den Kleingewerbetreibenden ist
auch die Verteuerung der Rohmaterialien ,
besonders , worauf mein Herr Vorredner schon ganz
richtig hingewiesen hat , die Verteuerung der Kohle ~
in den letzten Jahren .. Es ist vielleicht möglich , daß

2 I jjQrj n ^ Mlde eine Änderung eintritt , wenn die Zeit

abläust, für die das Kohlensyndikat gegründet wurde .
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rführe» Vielleicht kommt es nicht mehr zustande , manche An¬
zeichen im Kohlengroßhandel können zu dieser Auffas¬
sung berechtigen. Vielleicht bringt es dann die Koukur -
renz so weit , daß wenigstens das Material , welches der
Gewerbetreibende , aber auch jeder einzelne Haushal¬
tungsvorstand so notwendig braucht, nicht mehr über

orhebe» &a§ richtige Maß hinaus verteuert wird , denn der Ersatz
ung d« &er Produktionskosten und

Schkl müssen wir selbstverständlich
einen gewissen Gewinn
auch den Zechenbesitzern

Es >> und den Kohlengroßhändlern zubilligen . Auch sonst
Und durch die Syndikate und Kartelle der Großprodu¬

zenten und Großhändler die Rohstoffe für die Handwer¬
ker verschiedentlich verteuert , so daß es notwendig ist,
daß die Handwerker genau denselben Weg beschreiten,
und zwar keine Syndikate , aber Genossenschaften bil¬
den.

Insbesondere ist aber notwendig , daß die Hand¬
werker, wenn sie in ihrem Beruf vorwärts kommen wol¬
len , die Grundlage zu einem tüchtigen technischen und
allgemeinen Wissen besitzen . Früher genügte , um vor¬
wärts zu kommen, eine handwerksmäßige Geschicklich¬
keit . Heute verlangt man daneben technisches und auch
kaufmännisches Wissen. Ter junge Nachwuchs ist ja
immerhin besser daran als diejenigen Handwerker ,
welche ihre Schulbildung und gewerbliche Bildung vor
20 , 25 und noch mehr Jahren genossen haben . Auch der
Lehrerstand der gewerblichen Schulen muß ein tüchtiger
fein , denn an die Leistungen und die pädagogische Ge¬
schicklichkeit der Gewerbe - und Handelsfortbildungs¬
lehrer werden hohe Anforderungen gestellt . Dieser
Lehrberuf ist besonders deshalb ein sehr schwieriger ,
weil die Schüler eine verschiedentliche Vorbildung ha¬
ben. Es ist daher immerhin zu bedauern, daß, wie »vir
aus einer Eingabe der Handelslehrer ersehen —
ich gehe nicht werter darauf ein —, noch eine so große
Verschiedenheit der Vergütung bei einzelnen Handels -
lehrern herrscht . Ich will insbesondere einen Punkt
herausgreifen , der nichts mit dem Gehaltstarif sondern
mit dem Budget zu tun hat : Die Handelslehrer bekla¬
gen sich darüber, daß ihnen bei Einführung des neuen
Gehaltstarifs die einmalige Zulage nicht zugewendct
»vorden ist , die außer ihnen alle Beamten erhalten ha¬
ben. Seitens des Herrn Berichterstatters wurde aus¬
geführt , daß die Zahl der Handelslehrer sich erfren -
licherweise vermehrt habe. Aber der Wechsel der Handels¬
lehrer wird sich nicht ebenfalls erfreulicherweise bedeu¬
tend vernrindert haben, weil in den Nachbarstaaten die
Handelslehrcr eine viel höhere Vergütung haben als
bei uns ; es ist daher erklärlich, wenn sie versuchen, in
anderen Bundesstaaten anzukommen. Ich will gar nicht
Frankfurt anführen , denn dort ist die Vergütung eine
so bedeutend höhere, daß ein Vergleich mit der unsrigen
in Mannheim eigentlich gar nicht statthaft ist. Es sind
auch schon Lehrer von Mannheim dort hingegangen ,
»vie auch von Mittelschulen vor IV2 Jahren eine Anzahl
von Professoren nach Frankfurt gegangen ist. Es ist
deshalb zu bedauern, daß die Regierung dem Wunsche
der Städte , ihren Lehrern, wenn sie es für nötig finden ,
da die Lebensverhältnisse schwierig und teuer sind, einen
außerordentlichen Zuschuß zu ihrem staatlichen Gehalt
gewähren zu dürfen , nur soweit entgegengekommen ist,
daß sie die bisherigen Vergütungen weiter gestattet , so
daß also die neu nach den Städten kommenden Lehrer
ihren Kollegen gegenüber schlechter gestellt sind , indem
sie eine derartige Zulage nicht erhalten dürfen . Das
richtige Urteil über die Teuerungsverhältnisse , beson¬
ders über die Mietpreise hat aber doch die Stadtver -
»valtung , und da unsere Stadtverwaltungen nicht so
sehr gerne Geld unnötig ausgeben , so ist eine derartige
Zulage ' an die Handelslehrer und an die Gewerbe¬
lehrer — ich will die anderen, die hier noch mit in Be¬
tracht kommen, nicht erwähnen , weil sie nicht hierher
gehören — als eine Notweirdigkeit zu betrachten, wenn
sie von einer Stadtverwaltung beantragt wird . Es
wäre mit Rücksicht auf unsere Handels - und Gewerbe¬
lehrer auch notwendig , daß wir noch in dieser Land¬
tagsperiode den Wohnimgsgeldtarif zur Beratung be¬
kommen. Dieser Gesetzentwurf wurde in der Thronrede
angekündigt , bis jetzt ist aber noch alles ruhig . Es
wäre sehr zu bedauern, wenn die Hoffnung der Staats »

I
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Beamten auf die Reform des Wohnungsgeldtarifs eine
trügerische gewesen wäre .

Ich habe schon gesagt , daß bei den Schülern in den
Handelsfortbildungsschulen die Vorbildung eine sehr ver¬
schiedene ist . Das ist besonders bei den Mädchen der
Fall , bei Knaben darf man wenigstens annehmen , daß ,
wenn sie sich dem Kausmannsberus widmen wollen , der
Lehrherr daraus sieht , daß sie mindestens die achte Klasse
der Volksschule besucht und vielleicht auch nicht zu den
schlechtesten Schülern gehört haben . Bei der Anstellung
von Lehrmädchen — die aber oft keine Lehrmädchen sind,
sondern die Geschäfte von Laufmädchen besorgen —
sehen aber die Ladenbesitzer sehr häufig eher auf ein ge¬
wandtes Benehmen , vielleicht auch auf eine nicht häßliche
Gestalt , als auf Vorkenntnisse , weil sie ja nichts zu tun
haben , als in dem kleinen Kreis , der ihnen zugewiesen
ist , zu verkaufen ; die wenigen Artikel , die ihnen besonders
in den großen Geschäften übergeben sind, lernen sie bald
kennen , eine besondere Warenkunde ist da nicht notwen¬
dig . Anders ist es ja bei Kontoristinnen . Auch diese
müssen selbstverständlich eine genügende Vorbildung
haben und haben sie auch , ehe sie in einen kaufmännischen
Beruf ausgenommen werden . Ich glaube deshalb , daß
für die Kategorie von Mädchen , welche ich - vorhin ge¬
kennzeichnet habe , der Lehrplan in den Handelsfortbil¬
dungsschulen ein zu weitgehender ist . Sie lernen nichts ,
weil sie zu vielerlei lernen sollen . Sie lernen alles ober¬
flächlich , ein wenig französisch , ein wenig Stenographie ,
etwas mit der Schreibmaschine schreiben , etwas kauf¬
männische Buchführung , von allem etwas , aber oberfläch¬
lich, weil ihnen die erste Grundlage zum Verständnis
dieses Lehrplans fehlt , die gute Schulbildung , die rich¬
tige Kenntnis der deutschen Sprache , die Orthographie
und oft auch in vielen Fällen die Kenntnis des kleinen
Einmaleins ; deshalb kommt es vielfach vor , daß der¬
artige Mädchen schon während des Unterrichts das ver¬
gessen, was sie in der vorigen Klasse gelernt haben . Das
haben mir selbst Lehrer bestätigt . Der Herr Minister hat
schon in der Kommission versprochen , als ich die Sache
anregte , daß er ihr seine Aufmerksamkeit widmen
werde .

Mein Herr Vorredner hat die Handelsjahres¬
schulen berührt und hat besonders auf die Handels -
jahresfortbildungsschule in Freiburg hingewiesen . Ich gebe
zu , über die Frage , was richtiger ist , ob der dreijährige
Schulbesuch mit mindestens sechs oder , wie es jetzt schon
in größeren Städten eingeführt worden ist , mit neun
Wochenstunden Unterricht oder die Jahresschule mit einer
größeren Anzahl Stunden , darüber gehen die Ansichten
auseinander . Wir haben ja bereits vom Herrn Bericht¬
erstatter gehört , daß Petitionen von zwei verschiedenen
Richtungen Hierwegen eingegangen sind . Auch ich
glaube , daß diese Frage erst noch einer Klärung bedarf .
Es wäre deshalb sehr gut , wenn die Regierung der Frei¬
burger Jahreshandelsschule wenigstens noch für die
nächste Zeit die Berechtigung des Bestehens weiter belassen
würde , denn es ist notwendig , daß wir an diesem Bei¬
spiele die Erfahrungen sammeln , die zur Beurteilung die¬
ser Schule unbedingt notwendig sind . In der Kommission
wurde auf Anfrage mitgeteilt , daß die Erfahrungen ,
welche man mit dieser Schule gemacht habe , gute seien ,
es wurde sogar gesagt : scheinbar vorzügliche . Ich glaube ,
daß es auch deshalb , um sich ein Urteil zu bilden , ob der
Ausdruck „scheinbar " berechtigt ist , gut ist , noch einige
Jahre lang die Erfahrungen in dieser Schule zu
beobachten . Daß andere Städte in Bälde solche Jahres -
schnlen einführen werden , glaube ich nicht , weil ja zu¬
nächst verlangt wird , daß der Unterricht nicht nur ein

/Jahr sondern iy 2 Jahr dauern und sich dann noch. ^
Fortbildungsunterricht in gewissem Umfänge anschsießq

. soll . Ferner wurde — ich weiß zwar nicht , ob die GrM
Regierung ihre Ansicht inzwischen geändert hat
Städten im vorigen Jahre mitgeteilt , daß die
Regierung zu dem Betrieb einer derartigen Jahressch ^
die staatlichen Beiträge , welche sie zu anderen Handelz .
schulen leistet , nicht leisten werde . Auch das wird gerch
bei der jetzigen unangenehmen Finanzlage , in der sij

, auch die Städte befinden , schon ein Hinderungsgruyj
sein , derartige weitere Schulen in der nächsten Zeit z,
errichten .

Auch die Gewerbelehrer haben eine sehr Wichts
Aufgabe . Auch sie müssen ihren Lehrplan auf der Bei
schiedenheit der Volksschulbildung aufbauen . Sie miij
sen das allgemeine Wissen ihrer Schüler erweitern un>
müssen das technische Wissen und Können ihrer Schäl,
pflegen , weil sie den zukünftigen Handwerker stärken un
bewaffnen sollen für den Kampf ums Dasein . Sie soll,
auch Förderer und Leiter des Gegenwartshandwerkei
sein . Sie sollen fachwissenschaftliche Vorträge halten un
die Handwerker besonders auch für das Genossenschastz
wesen erziehen können . Um das letztere richtig auszufiij
ren , um die Erkenntnis und das Verständnis für das G,
nossenschaftswesen beim Handwerker Wecken zu könne ,
ist es aber auch notwendig , daß die Gewerbelehrer selb
auf der Baugewerkeschule im Genossenschaftswesen g,
nirgend ausgebildet werden . Bis jetzt ist diese Wisse»
fchaft dem Lehrplan noch nicht eingefügt . Es werde
zwar einige Vorträge über diese Frage gehalten , ob da
aber genügend ist , so daß die künftigen Gewerbelehn
später als Lehrer darin auch erfolgreich zu wirken , v«
mögen , möchte immerhin noch bezweifelt werden . Dm
eine derartige neue Wissenschaft hat noch nicht die Leb»
bücher aufzuweisen , in welchen man die Anregungen , fe«
man durch die Vorträge erhalten hat , weiter pflegen mi
weiter ausbilden könnte . Gerade deshalb Ware es n®
wendig , daß einer oder der andere Gegenstand des L,
Plans von minderer Wichtigkeit etwas eingeschränkt uni
dafür das Genossenschaftswesen in den Lehrplan ein#
fügt werde .

Das Handwerk ist nicht in seiner Allgemeinhei
dem Untergange geweiht , wie in früheren Jahren hie m
da selbst von hervorragenden Männern ausgesproche
worden ist . Richtig ist , daß einige Handwerkszweige de
veränderten Produktionsverhältnissen gegenüber ' m<f
bestehen können , weshalb es gut ist, wenn ein Handwerk
meister ein allgemeineres Wissen empfangen hat , so da
er auch im späteren Leben eine größere Beweglichkeit (St
sitzt , um , wenn es nottut , auch einen anderen ErlverK
zweig zu ergreifen oder seinen Erwerbszweig , der ifji
nicht allein ernährt , durch einen anderen zu erweitern
Es ist auch notwendig , daß der Handwerker mit dä,
Kleingewerbetreibenden sich den neuen Wirtschaftlichei
Verhältnissen anzupassen versucht , und daß sie sich zu die
fern Zwecke durch gemeinsames Wirken die Vorteile
Großbetriebes nützlich zu machen bestrebt sind . ; Ded
der Handwerker hat gerade deshalb zum Teil einen schlht
ren Stand , weil er durch das Ausbreiten der Großind »
strie in seinem Arbeitsgebiete zurückgedrängt wird , twt»
auch — was ebenfalls angeführt werden mutz — ' di,
Großindustrie wieder manchen Handwerksleuten zu ' nette '
Arbeit und zum Absatz Gelegenheit bietet .

Auch die verschiedenen Warenhäuser und De !
sandtgeschäfte sind wuchernde Schädlinge z«
Nachteile des Gewerbebetriebes . Aber der größte Fein!
des Handwerkes in dieser Frage ist vielleicht die Duck«
heit oder , wenn ich mich vielleicht höflicher ausdrücd
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■’ BtH, die Kurzsichtigkeit und Urteilslosigkeit des kaufen-

^ -- den Publikums (Sehr richtig !) . Dieses ist der Helfer
' ött modernen Geschäftszweige bei der Schädigung des

^ l'-Mittelstandes. Ich hatte vor zwei Jahren anläßlich der
{ , Beratung des Gehaltstarifes den Wunsch hier ausge -e
w * ’• sprachen, daß die Beamten , nachdem ihre Gehaltsverhält -

- jtjffc verbessert werden, und nachdem auch der Kleinge-
^ werbetreibende sein Teil an Steuer zur Besserung derer M . 'gdge der Staatsbeamten mitbeitragen muß , nun aberisgru«

auch das Bestreben haben sollten , den Mittelstand auch^ ® ihrerseits zu unterstützen, und daß sie nach Möglichkeit
. ihren Bedarf bei den reellen kleineren und mittleren Ge-

schäften decken möchten . Leider muß aber konstatierter Ver Werden, daß
'

gerade eine große Zahl Beamte oder ihrere mtz vortrefflichen Gattinnen die treuesten und besten Kun-
• Sinnen der Warenhäuser sind (Zustimmung ) , und daß

schütz . Staatsbeamte auch häufig Agenten auswärtiger 93er *
ken un ' ,'andtgeschäfte sind .

solle - .In vielen derartigen Fällen ist es jawerk« gierig - einen - vollgültigen Beweis dafür zu
' erbringen. Bor mehreren Monaten ist es

rschastz Berbandc in meinem Beruf möglich gewesen , bei der
iszufüs Großh . Generaldirektion dieserhalb eine Anzeige zudas G, machen , und ich will anerkennend hervorheben, daß sofortkonnei Whilfe geschaffen und dem betreffenden Beamten aufsix selb „ strengste untersagt wurde , noch weiterhin derartige Ge-
fen K gxnstände zu beziehen und an seine Kollegen zu verkaufen.
Wisse« - -Oft ist es auch nur ein Scheinvorteil , den die Konsu-
werde -Mnten durch den Bezug von Waren aus derartigen Ver-
ob h -sandtgeschäften und aus Warenhäusern haben . Bei den

beletz» - Warenhäusern will ich schon gar nicht darauf Hinweisen ,en , w hvtz van diesen eine Anzahl von „Lockvögeln " bedeutend
i. TM - unter dein Preis verkauft wird ; aber das ist - klar , unda Leh« dafür find schon Beweise erbracht worden, daß tatsächlich
gen, & ,;pic Ware in Warenhäusern eher teuerer ist als - in
;en mi stjnM soliden Spezialgeschäft. Ich habe in diesem Punktes net m meiner eigenen Branche sehr häufig Erfahrungen ge-
s Leh Mcht , so daß ich zu dieser Äußerung vollkommen berech-
nkt

^
u«i Pgt .bin . Aber auch den Versandtgeschäften gegenüber

l eingi Mw das Publikum bedenken , daß inan , wenn man bei
• dem Besitzer eines am Orte befindlichen ordentlichen Ge-

reinhti . schäftes eine größere Anzahl gleichartiger Gegenstände
hie uii ?bestellt, : bie einzelnen Gegenstände — ebenso wie bei
proche . derartigen Versandtgeschäften — billiger als zum Ta¬
nge dk gespreis cinkaufen kann. Ich möchte ein Beispiel aus
i nid ; meiner eigenen Erfahrung und Branche hier anführen ,

dwerk Von einem großen Versandtgeschäft in Leipzig aus wer-
so de den an staatliche Ämter und größere Privatbureaus

steit fe kleine Taschenmesser geschickt , je ein Muster mit der An-
rwerK oreisung : Das einzelne Stück 75 Pf . , bei Abnahme von
der ihi mindestens 20 Stück 65 Pf . und noch ein Stiick umsonst
Veiten für den , der die Bestellung macht . Die Bureaubeamten
,t dä> kamen zu mir und fragten : Könnten Sie die Messer auch
Mich« W diesem Preis liefern ? Selbstverständlich kann nun
zu die nicht der einzelne Gewerbetreibende in seinem Betrieb

eile dt -jede einzelne Sorte von Gegenständen, die verlangt wird ,
DÄ Made da liegen haben, aber später konnte ich sagen : Bei

ii schwe mir kostet von genau der gleichen Ware das einzelne
oßlnitz Stück 70 Pf . statt 75 Pf . , und bei Abnahme von minde-
d , wk« Üens 20 Stück 60 Pf . statt 65 Pf . Es ist hieraus zu er-
—^ " ! J$ sehen, daß für das Publikum die Preise eines derartigen
tfnä ) Versandtgeschäftes nicht billiger sind als bei soliden Ge-

■ schäften am Platze, und es hat noch den Vorteil/daß es
, P et die- Ware vorher schon sehen kann, ehe es sie bezahlen
e zur muß/
e Feick - >Es fragt sich nun , wie kann derartigen Mitzständen ab-
DuM geholfen werden, durch staatliche Maßregeln oder durch
zdrucko -Jelbsthilfe? Es wird ja die Erhöhung der Waren -

' l haussteuer vorgeschlagen . Ich gehe darauf nicht

ein, weil wir darüber noch später sprechen werden . Ich
bin der Ansicht, daß die Erhöhung der Warenhaussteuer
nicht imstande ist , eine Besserung zugunsten der kleinen
Gewerbetreibenden herbeiführen zu können.

Eine andere Frage aber ist, ob die S e l b st h i l f e eine
Besserung herbeiführen kann. Ich bin der Ansicht , daß die
Selbsthilfe dazu imstande ist, wenn die kleineren Gewerbe¬
treibenden einmal ihren größten Feind überwunden ha¬
ben , den Konkurrenzneid, den sie oft sehr scharf unterein¬
ander zum Ausdruck bringen und der auch geeignet ist,
die echte und für ein gemeinsames Handeln notwendige
Kollegialität zu untergraben . Die Notwendigkeit des
Zusammcnhaltens unter den Handwerkern und Kleinge¬
werbetreibenden ist unbedingt vorhanden, und die Er¬
kenntnis dieser Notwendigkeit ergreift auch immer wei¬
tere Kreise. Die Fachverbände dehnen sich mehr und
mehr aus und die Genossenschaften schreiten , wenn auch
langsam , hinsichtlich ihrer Zahl fort . Vor 2 Jahren habe
ich hier darauf hingewiesen, daß die kleinen Gewerbetrei¬
benden der Einzelbranchen sich in erster Linie zu Fachver¬
bänden verbinden müssen , und da hat sich ein Verband
beleidigt gefühlt , daß man das von hier aus Vorschläge ,
sie wären ja schon verbunden. Wie kleinlich !
Wenn man die Zahl der in diesen Verbänden
zusammcngefaßten Mitglieder mit der Zahl der
selbständigen kleinen Gewerbetreibenden in Ver¬
gleich setzt , dann wird man die Überzeugung gewin¬
nen, daß wohl noch die größere Zahl den Verbänden nicht
angehört . Deshalb wendet sich ein derartiger guter Rat
nicht an diejenigen, die sich schon zusammen geschlossen
haben, sondern an diejenigen, welche noch den Verbän¬
den ferne stehen . Das Zusammenfassen vieler kleiner
Kräfte im Wettkampf des Lebens ist notwendig , das
wurde auch schon im Jahre 1902 auf dem 43 . Genossen¬
schaftstag in Kreuznach vom Genossenschaftsanwalt Dr .
Crüger in seinem Antrag klar und deutlich zur Sprache
gebracht . Da das gerade für die heutige Zeit sehr wich¬
tig ist , werde ich mir mit Erlaubnis des Herrn Präsi¬
denten gestatten, den Antrag zu verlesen. Er lautet : „In
Erwägung , daß für die Besserung der Wirtschafts - und
Erwerbsverhältnisse der Gewerbetreibenden aller Art , ins¬
besondere der Handwerker, die wirtschaftliche Organisation
der Beteiligten von der größten Bedeutung ist ; in ferne¬
rer Erwägung , daß der Mangel an den nötigen Kennt¬
nissen von der Bedeutung und dem Wesen der genos¬
senschaftlichen Organisation sowie das Fehlen der für die
Leitung der Genossenschaften notwendigen kaufmänni¬
schen Fähigkeiten in den Kreisen der Handwerker sich als
ein Hindernis für die weitere Ausbreitung der Genos¬
senschaften und deren sachgemäße Leitung vielfach gezeigt
hat , erklärt der Allgemeine Genossenschaftstages für ein
dringendes Bedürfnis , daß das Genossenschaftswesen und
die zu seiner Anwendung in der Praxis erforderlichen
Lehrgegenstände in die Lehrpläne aller auf die Fortbil¬
dung von Gewerbetreibenden aller Art gerichteten Schu¬
len und Anstalten ausgenommen werden.

"
Es wurde schon damals auf einen preußischen Mini -

sterialerlaß verwiesen , welcher für Handwerker , die sich
der Meisterprüfung unterziehen wollen, die Notwendig¬
keit der Kenntnis des Genossenschaftswesens
anerkannte . Es wurde auch darauf hingewiesen,
daß an einer großen Anzahl von gewerblichen
Fortbildungsschulen das Genossenschaftswesen als
Lehrgegenstand eingeführt sei. Es sei not¬
wendig, daß der Gewerbetreibende näher über
das Genossenschaftswesen aufgeklärt und für die Ge¬
schäftsführung desselben ausgebildet werde. Der Hand¬
werker muß aber auch darüber aufgeklärt wer¬
den, daß zur Genossenschaftsgründung auch
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eigenes Kapital nötig ist . Natürlich muß der
Boden , auf dem eine Genossenschaft gegrün¬
det werden soll , vorher gehörig bearbeitet sein . Hand¬
werkergenossenschaften lassen sich nicht von heute auf
morgen gründen , sondern die Handwerker müssen dafür
erzogen werden ; dann erst können lebensfähige Handwer¬
kergenossenschaften in größerer Zahl erstehen . Es gilt
dafür das , was ein Schulze -Delitzsch über die Gründung
von Produktivgenossenschaften gesagt hat : „Nicht unver¬
mutet soll man an die Gründung gehen und nicht ohne
genossenschaftliche Vorschulung , in der man für die An¬
fänge der Kapitalbildung und sodann für die Ausbildung
der geschäftlichen Routine und des genossenschaftlichen
Geistes unter den Mitgliedern sorgt .

" Deshalb ist es ,
wie ich schon ausführte , erforderlich , daß die Genossen¬
schaftslehre dem Lehrplan der Baugewerkeschule ein¬
gefügt wird , damit die Gewerbelehrer ! hierin richtig
ausgebildet werden .

Ich möchte der badischen Regierung auch die Anerken¬
nung für die Fürsorge aussprechen , die sie der Grün¬
dung von Handwerkergenossenschaften und von Ge¬
nossenschaften überhaupt angedeihen läßt . Das geschieht
besonders durch das Abhalten von Handwerksgenossen¬
schaftskursen und dadurch , daß die Reiseaufwendungen
der daran Beteiligten von der Negierung vergütet wer¬
den . Auch die Meisterkurse und das ganze Handwerker¬
bildungswesen werden von der Regierung gepflegt .

Sehr fördernd für die Handwerkerbildung ist , das
möchte ich besonders anerkennen , die Tätigkeit des Vor¬
standes unseres Landesgewerbeamts , des Herrn Ge¬
heimen Regierungsrats Or . C r o n , und auch des Herrn
Bibliothekars Lohr . Ich habe oft Gelegenheit gehabt ,
zu bemerken , wie viele Sonntage diese Herren , statt sich
zu erholen , der eifrigen Arbeit für die Organisation des
Handwerks opfern . Die sehr reichhaltige und kost¬
bare Bibliothek des Landesgewerbeamts steht Lehrern ,
Schülern und Handwerkern zur Verfügung , und sie wird
auch , wie ich mich gern überzeugt habe , sehr eifrig benützt .
Der Katalog dieser Bibliothek ist jetzt in der Fertigstel¬
lung begriffen , und ich muß sagen , die praktische Art

seiner Zusammenstellung ist geradezu musterhaft zu
nennen .

Wenn ich nun auch sagte , daß die Regierung durch
die Pflege der technisch -wissenschaftlichen Ausbildung den
Handwerkern sehr entgegenkommt , so müssen wir doch
auch erwarten , daß auch das praktische Entgegenkommen
vielleicht noch etwas mehr betätigt wird . Die Sub -
missionsbestimmungen sind ja jetzt gegenüber
den früheren Bestimmungen von einem etwas handwerks¬
freundlicherem Geiste durchtränkt , aber die Handhabung
derselben durch manche Beamte läßt diesen handwerks¬
freundlichen Geist noch oftmals vermissen , und es wäre
doch gut , wenn die Regierung die betreffenden Beamten
öfters eindringlich anweist , von den Vorteilen , welche die
neuen Bestimmungen gerade den Handwerkern bieten ,
diese in der weitgehendsten Weise Gebrauch machen zu
lassen . Gewiß ist mancher Handwerker schuld daran ,
wenn er durch Übernahme von Arbeiten notleidet , weil
er die Arbeit zu einem so niedrigen Preise übernommen
hat , daß er oft nicht allein keinen Gewinn sondern
manchmal noch einen Nachteil hat . Hier ist in erster
Linie der Handwerker schuld , weil er ein solch niedriges
Angebot abgegeben hat , denn ein Gewerbetreibender ,
der heutzutage nicht im Stande ist , richtig zu kalkulieren ,
der nicht in der Lage ist , auf Heller und Pfennig
den Verdienst herauszurechnen , wird , wenn er sich an
einer Submission beteiligt , häufig ein schlechtes Geschäft
machen . Es ist aber einer Staatsregierung und , wie ich
gleich hinzufügen will , auch einer größeren Stadtver¬

waltung nicht würdig , Arbeiten zu vergeben , die ttgj
dem Angebot nur unter dem Selbstkostenpreise geliefh .
werden können . Es wäre deshalb notwendig , daß &j,
technischen Beamten derartige Angebote noch in stärker^
Maße daraufhin prüfen , ob sie zum mindesten den Sel ^i,

• kostenpreis decken ; ist das nicht der Fall , so sollte tn»;
einen derartigen Bieter von der Lieferung ausschließ ^

Die Handwerkerorganisation wünscht sich ja jetzt dur§
Abordnung von Sachverständigen bei den Arbeitsv ^
gedungen mitzubeteiligen , und ich muß dazu sagen : Nach

' dem durch die Reichsgesetzgebung die Handwerkerorgaiß
sation weiter ausgebaut wurde , ist es selbstverständlij
wenn in den Organisationen das Bestreben zutage trit:
sich nicht nur von Regierungsvertretern leiten zu lasse,
sondern auch aus eigener Initiative heraus für dt
Handwerk zu wirken , und zwar insbesondere auf de»
Gebiete zu wirken , welches für die Mehrzahl der Hanl
Werker von tief einschneidender Bedeutung ist , und das ii
das Submissionswesen . Die Handwerkervereinigunge
haben deshalb folgende Grundsätze aufgestellt :

„ 1 . Zuziehung von Sachverständigen bi
Aufstellung der Kostenvoranschläge und bei Ausschreibun
von Arbeiten . " Sehr häufig werden von den Sachvei
ständigen des Staats wie der großen Gemeinden die Voi
anschläge aufgrund früherer Erfahrungen aufgestelll
Wenn nun aber eine Arbeit zugrunde gelegt wurde , dies ,
der Hochkonjunktur bei hohen Preisen ausgeführt wurd ,
dann kommt es vor , daß die Angebots billiger find , unj
dann heißt es , man habe gegenüber dem Voranschlag ei«
große Ersparnis gemacht . Wenn aber die Voranschlag !
nach den Preisen von solchen Arbeiten berechnet sind , dii
zuzeiten der Depression ausgeführt wurden , wo also di
Preise zu niedrig waren , in der Zwischenzeit aber Hoch
konjunktur eingetreten ist , dann werden die Preise , d«
die Handwerker und Lieferanten stellen , höhere werde «
sie werden sehr häufig alle den Kostenvoranschlag über
schreiten . Dann heißt es , die Handwerker und Kleingo
werbetreibenden wollen den Staat , die Stadtgemein !»
übervorteilen . Dem kann nur entgegengearbeitet werde «
wenn wirkliche Sachverständige aus den Kreisen d«
Handwerkerorganisation gleich bei der Aufstellung bei
Kostenvoranschlags mit beigezogen werden . Ich gebe zu
daß gerade akademisch gebildete Beamte das nicht gek>
sehen , weil manche überzeugt sind , daß sie alles bessc
verstehen als solch ein Handwerker . Aber ich meine doch
daß ein tüchtiger Handwerker für das Spezielle in seine«
Fache manchmal einen richtigeren Blick hat als ein Ba«
leiter , der den ganzen Betrieb und alle verschiedenen Ar
beiten übersehen muß .

Der zweite Punkt der Bestimmungen lautet : „ Er
nennung von Sachverständigen , welche gemeinschaftlir
mit den Bauämtern die eingcgangener ^ Offerten unt«
Zugrundelegung der S e I b st k o st e n zu prüfen haben.
Die '

Selbstkostenberechnung ist eine schwierige Sache u«!
kann nach der Art , wie man die Generalunkosten am
rechnet , sehr verschieden sein , und ich glaube auch , da!
sich bei der Zuziehung von Handwexkersachverständige
in den ersten Zeiten manche Unstimlnigkeiten zwischcl
Baubehörden einerseits und Handwerkersachverständiga
andererseits ergeben werden , daß Unstimmigkeiten sil>

wahrscheinlich auch daraus ergeben werden , weil , w«
ich schon sagte , die Beamten solche Sachen nicht gern mit
machen . In manchen Städten hat man ja der prob«
weisen Einführung auf ein Jahr nur in der Absicht zugt
stimmt , daß man in dem einen Jahre den Beweis d«
Unausführbarkeit antreten möchte . Deshalb geht d«

BittAan meine Kollegen vom Handwerk , welche sich daro
beteiligen , dahin , sie mögen sich 'durch manche Mißerfolg !
nicht irremachen lassen sondern mit Mut und Üb»
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Zugang im Dienste des Handwerks in dieser Sache
«eitereilen .

Dritter Punkt : „Ausscheidung aller Angebote , die die
Selbstkosten nicht decken.

"

Vierter Punkt : „ Einräumung der Befugnis an die
Sachverständigen, di« Arbeiten und Lieferungen während
und nach der Ausführung zu kontrollieren .

"

Fünfter Punkt : „Freihändige Vergebung städtischer
und staatlicher Arbeiten und Lieferungen an Handwerker -
Organisationen und ähnliche gewerbliche Vereinigungen ,
Genossenschaften und Innungen .

"

Der vierte Punkt : „ Einräumung der Befugnis an die
sachverständigen , die Arbeiten und Lieferungen während
und nach der Ausführung zu kontrollieren "

, ist vielleicht
für die Herren Sachverständigen aus dem Handwerker¬
stände der schwierigste, weil sie da sehr häufig bei den
eigenen Kollegen , die Staatsarbeiten herzustellen ha¬
ben , anstoßen werden . Wenn das aber durchzuführen ist,
dann müßte gerade die Behörde den Sachverständigen
oder den Organisationen , welche sich zur Nachschau bereit
erklären , dankbar sein , weil (es ist das während der De¬
batte auch schon hervorgehoben worden) manchmal Ar¬
beiten , die zu einem niedrigen Preis eingegeben worden
sind, nur scheinbar den Bestimmungen entsprechend aus -
zeführt wurden , weil oft die Mängel verdeckt wurden , so
daß der Beamte , welcher die Arbeiten abgenoimnen hat ,
sie nicht erkennen konnte, da ja seine Arbeit vielfach eine
so verzweigte ist , daß er der Einzelablieferung feine Auf¬
merksamkeit nicht so widmen konnte . Wenn aber ein
Handwerker zu einem nach Ansicht seiner Kollegen sehr
niedrigen Preis eine Arbeit bekommen hat , und diese
die Kontrolle übernehmen , dann bin ich fest überzeugt ,
daß dafür gesorgt werden wird , daß die Arbeit auch mei¬
stermäßig den Submissionsbedingungcn entsprechend aus¬
geführt wird . Ich glaube,

'
man muß der Opferfreudigkeit

dieser Männer aus dem Handwerk , welche sich dazu her¬
geben, hier als Sachverständige zu fungieren , die vollste

jj
'
j Anerkennung aussprechen, weil die Bedingung an das

inm hfi Sachverständigenamt geknüpft ist, daß sie sich in dem
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Fahre , in dem sie das Sachverständigenamt ausüben , au
den Submissionen nicht beteiligen können. Ich habe mich
gewundert, muß ich offen und ehrlich sagen , in Mann -

^ heim zu sehen , daß manche Handwerker , von denen ich
al§ Mitglied der Stadtverwaltung weiß , daß sie sich sehr
häufig an derartigen Submissionen beteiligt haben , in
ihrer Opferfreudigkeit für das Handwerk das Amt über¬
nommen und für ein Jahr auf die Beteiligung an Sub¬
missionen verzichtet haben ; und ich muß sagen , ich habe
eine gewisse Freude empfunden , daß es Männer meines

tandcs sind , die sich dazu hergeben.
Es wird ferner auch gewünscht, daß die Vergebung von

Staatslieferungen nach Möglichkeit an Innungen
und andere Handwerkerorganisationen stattfinden solle .

ist ja auch dahin gewirkt worden , daß auch das Reich
'eine Lieferungen an Handwerksorganisationen vergeben
Me . Ich will auch hier zugeben , daß die Behörde viel¬
leicht nicht immer gute Erfahrungen dabei gewonnen hat ,
keil eben die Handwerkerorganisationen sich noch nicht
richtig eingelebt und auch noch nicht überall die nötigen
Erfahrungen gewonnen haben, tmb weil auch die Mit¬
glieder zur Übernahme solcher Arbeiten noch nicht

cht zugrl »ollkommsn eingerichtet sind . Der preußische
veis b* Kriegsminister hat darüber am 1 . Dezember
geht di> 1909 folgendes an den Handelsminister geschrie¬

ben : „Die Leistungen der Handwerkervereinigun -
gen haben nicht immer voll befriedigt . Die Vereinigun¬
gen hatten vielfach die vom Auftraggeber zu stellenden
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Anforderungen unterschätzt , infolgedessen wesentliche
Überschreitungen der Liefertermine wie auch wiederholte
Rückgaben ungenügender Arbeitsstücke nötig wurden .
Andererseits versagte bisweilen die einheitliche Leitung
einer Vereinigung , sei es aus persönlichen, sei es aus
örtlichen Gründen (weite Entfernung der Mitglieder vom
Sitz des Leiters ) . Die bisher noch verhältnismäßig ge¬
ringe Beteiligung von Handwerkervereinigungen an
staatlichen Arbeiten usw . für den Heeresbedarf liegt mei¬
nes Erachtens weniger an den ausschreibenden Behörden
als an dem Mangel ernstlichen Bestrebens der Vereini¬
gungen , solche Aufträge zu erlangen . Mehrfach haben
sich Vereinigungen trotz wiederholter Aufforderung zur
Teilnahme an Vergebungen entweder überhaupt ableh¬
nend verhalten oder haben an ihre Mitglieder verwiesen
oder aber auch so hohe Preisforderungen gestellt , daß ihre
Berücksichtigung nicht erfolgen konnte.

" Trotzdem wird
zum Schlüsse geschrieben: „Immerhin dürften bemerkens¬
wertere Erfolge der staatsseitigen Bestrebungen nach die¬
ser Richtung hin zu erwarten sein , wenn die Handwerker¬
vereinigungen den bestehenden Verhältnissen ein größeres
Anpassungsvermögen entgegenbringen .

" Das preußische
Kriegsministerium wird also lveiter fortfahren in der
Vergebung von Arbeiten an die Organisationen , und es
ist deshalb umso notwendiger für das Handwerk , sich
etwas fester und straffer zu Fachverbänden und Genossen¬
schaften zusammenzuschließen : dann werden diese in der
Leistung von derartigen Arbeiten die nötige Erfahrung
sammeln , so daß in ganz naher Zeit derartige
Klagen verstummen werden . Wenn ich mich recht er¬
innere , habe ich vor einigen Monaten auch etwas ähn¬
liches über Erfahrungen der badischen Regierung ge¬
lesen , und ich möchte auch hier bitten , trotz alledem in der
Vergebung von Arbeiten an Innungen und Gesellschaften
fortzufahren , weil auch ich der Überzeugung bin ,
daß derartige Neueinrichtungen sich erst auf beiden Sei -
ten richtig einleben müssen. Es werden auch manchmal
von der Behörde gegenüber derartigen Organisationen
Bedingungen gestellt, die diese eben nach der ganzen Art
ihrer Zusammensetzung nicht so erfüllen können wie ein
einzelner Großunternehmer , und deshalb müssen die
Regierungsvertreter bei Vergebung derartiger Arbeiten
auf die ganze Art , wie von der Handwerkervereini¬
gung der Betrieb geführt werden kann, etwas Rücksicht
nehmen . Es ist klar, daß manchmal Sachen
Vorkommen wie z . B . die, daß bei Vergebung von
Tüncherarbeiten an der Brücke an der Wolfartsweierer
Straße hier das Höchstangebot 2469 M . und das nied¬
rigste Angebot 856 M . gewesen ist . Da bei solch großer
Differenz nicht allein das Nichtrichtigkalkulieren der
Handwerker sondern vielleicht auch eine mißverständliche
Auffassung über die Art der Leistung mit die Schuld
trägt , sollen die Sachverständigen auch an den Aus¬
schreibungen selbst Mitwirken, damit die Beschreibung
der Arbeit auch dem Verständnis der Handwerker an -
gepaßt wird , damit diese gleich wissen, was unter einer
Angabe hinsichtlich der von ihnen zu übernehmen¬
den Leistungen zu verstehen ist. Manchmal
verwendet ein Beamter , der aus Nord¬
deutschland stammt, für irgend eine Arbeit einen anderen
technischen Ausdruck als wir , den er aber für selbstver¬
ständlich findet , und die Handwerker fassen das in ihrer
Art auf , statt daß sie hingehen und fragen , was der Aus¬
druck bedeuten soll, machen ihr Angebot , und nachher
ist die Sache schwieriger, als sie geglaubt haben , oder
etwas geringer . So kommen manchmal Differenzen vor.

Von dem Großh . Ministerium der Finanzen ist eine
Anweisung ün die Behörden ergangen , die das Mini¬
sterium im Benehmen mit den übrigen Ministerien ge»
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troffen hat , daß zunächst Bewerber , die den Zuschlag
nicht erhalten haben , künftig von dem Erfolg ihrer Be¬
werbung , wenn sie bei Eröffnung der Bewerbung nicht
selbst anwesend waren , auch dann zu benachrichtigen sind,
wenn sie einen dahingehenden Wunsch nicht geäußert
haben . Diese Nichtbenachrichtigung war der Grund
mancher Klagen der Handwerker , die auf die Ausarbei¬
tung ihres Angebots eine tagelange Arbeit verwendet
hatten , nachher aber oft ganz im Ungewissen gelassen
wurden , ob sie überhaupt berücksichtigt würden oder nicht .
Dann heißt es weiter , badische Bewerber seien bei an¬
nähernd gleichwertigem Angebot zu bevorzugen ; ebenso
sollen diejenigen badischen Bewerber den Vorzug erhalten ,
deren Angebot sich auf Waren badischen Ursprungs bezieht .
Bei besonders umfangreichen Ausschreibungen sollen
die einzelnen Lieferungen in mehrere Lose geteilt werden ,
damit auch kleineren Gewerbetreibenden und Hand¬
werkern eine Beteiligung möglich sei . Damit sind die
Wünsche , die in dem Antrag ausgesprochen worden sind ,
meiner Ansicht nach schon erfüllt , und ich will nur die
Hoffnung aussprechen , daß dieser Erlaß , der wirklich
sehr handwerkerfreundlich ist , nicht bloß auf dem Papier
steht , sondern daß er von den Bezirksbeamten auch zur
Anwendung gebracht wird .

Von Tünchnerkreisen wird insbesondere darüber ge¬
klagt , daß man jahrelang bei der Ausschreibung die
Materialien , namentlich gewisse Farben vorgeschrieben
habe . Durch das Vorschreiben der Verwendung eines
bestimmten Artikels bekomme der Produzent desselben
ein gewisses Monopol , was eine Erhöhung der Preise
zur Folge habe , und der Handwerker müsse dann ent¬
weder höhere Preise einreichen oder sich mit einem
geringeren Verdienst begnügen , als wenn nur eine
gute , aber nicht eine bestimmte Ware verlangt wird .
Es habe sich das besonders bei einer Farbe gezeigt ,
deren Preis sich, >nachdem sie vor nicht langer Zeit nicht-
mehr ausschließlich vorgeschrieben worden ist, bedeutend
ermäßigt habe . Das sollte uns wirklich ein Fingerzeig
dafür sein , daß man mit dem Verlangen der Ver¬
wendung bestimmter Materialien in den Ausschreiben
sehr vorsichtig Vorgehen muß .

Sehr frappiert hat es mich, erfahren zu müssen —
das geht zwar die Militärbehörde an — , daß man in
Lahr Arbeiten an die Tünchner zu einem Stundenlohn
für den Gesellen von 45 Pf . und für den Lehrling
von 25 Pf . vergeben wollte , wobei die Stellung des
Gerätes noch einbegriffen war . Vori den dortigen
Handwerksmeistern wurde demgegenüber ausgerechnet ,
daß die Selbstkosten für einen Gehilfen sich auf 59 bis
64 Pf . belaufen . Bei solchen Preisen wie den hier
angebotenen könnte freilich das Handwerk einpacken ,
und ' von einem goldenen Boden des Handwerks könnte
nicht die Rede sein .

Es wird auch geklagt , daß bei der Vergebung von
Arbeiten aus freier Hand seitens der Bahnbau¬
inspektionen , namentlich bei Unterhaltungsarbeiten , sehr
niedrige Preise angesetzt würden , zu welchen eine
wirklich gute Arbeit nicht geliefert werden könne .
Es muß immer wieder darauf hingewirkt werden , daß
gerade derartige laufende Unterhaltungsarbeiten aus
freier Hand abwechselnd an die Handwerker vergeben
werden , und zwar unter Festsetzung eines Preises , der
aus gemeinsamen , Beratungen von Sachverständigen
aus dem betreffenden Gewerbe und von Regierungs¬
sachverständigen hervorgeht , wie das ähnlich auch in den
großen Städten , z . B . in Mannheim geschieht.

Es wird weiter darüber geklagt , daß in den Staats¬
betrieben noch viel zu viel Regiearbeit ausgeführt
werde , wodurch für die ansässigen Handwerker der Kreis
der Arbeiten , um die sie sich bewerben . könnten , ganz

bedeutend eingeschränkt werde .
' Sehr sonderbar ist

auch, daß man hier in Karlsruhe in den Kasernen ŝ - ^ „
Tünchnerarbeiten Soldaten verwendet . Man will daiH
vielleicht den Beweis erbringen , daß die zweijährig
Dienstzeit noch zu lang ist , daß man einen Saldos ^ «
in einer viel geringeren Zeit kriegstüchtig ausbilden kan»
Ich halte es nicht für richtig , wenn man Arbeiten ^ .v’

, .
größerem Umfang durch Soldaten ausführen läßt , de«, . .
diese werden nicht deshalb zum Heeresdienst genomme, -
damit sie dem Handwerk Konkurrenz machen , sonder,
um dem Vaterland ihre Dienste zu leisten . .

' "
* 1

Wenn in dieser Weise alle Faktoren zusammenwirke , . jKIL . ,
um das Handwerk zu fördern , dann wird auch Le .

" ' r 5

fleißige Handwerker sich mit den jetzt noch bestehende # *
. .

ungünstigen Verhältnissen abfinden und wird vorwät
kommen , sofern er von dem nötigen Selbstverträüi aufklä.

beseelt ist . Nicht durch Klagen und Lamentiere
sondern nur durch energisches Vorwärts strebe ! ^
kann der einzelne Handwerker seine Lage verbesser» ?e" e .
Er muß versuchen , sich den modernen Betrieb ! ?̂ " e

Verhältnissen anzupassen , und in den Fällen , in dem :
^

die Kraft des Einzelnen , zu gering ist , in den« Me
sie nicht ausreicht , da muß die Fachorganisation , d> .oerter

Genossenschaft eintreten , da muß der Zusamms , Hansal

schluß der schwächeren Einzelkräfte zur Gesamthk
Stärke , Macht und Einfluß verleihen . Mit vereinte cmseiti

andereKräften wird es* gelingen , das zu erreichen , w>
für die schwachen Kräfte des Einzelnen zu schwirr : kPy 6 '
ist . Das nötige Selbstvertrauen ist unter den Hand
Werkern in weiten Kreisen vorhanden , es wird , wo « j

“ n‘ ^

noch nicht vorhanden ist , kommen und Wiederkehr«, lMtzre
wenn sich die jetzige oder die Heranwachsende Generath
von dem Gedanken frei gemacht hat , als ob StaatsWiff ^ ^
im Handwerk allein die rettende Tat vollbringen könnt ^
und wenn sie sich überzeugt hat , daß nur durch Li 'Kri ,
eigene Arbeit , durch Organisation und Konzentrats « ff ®
etwas zu erreichen ist . Die Anfänge dazu sind Oft ,

u

Händen .
Seatetc

Zum Selbstvertrauen gehört aber naturgemäß ei« - ™ ,
ordentliche gewerbliche und allgemeine Bildung , u« . J ; .
deshalb sollten die Meister , wie das verschiedentlich au
ausgeführt wurde , ihre eigenen Söhne , nachdem diese fi s
eine gründliche Bildung erworben haben , das eige«
Handwerk lernen lassen und ihnen nach Aneignung i«
technischen Kenntnisse Gelegenheit geben , die bestgeleitetr ^ Ech

Großbetriebe kennen zu lernen ; dann wird es auch dq
*

Handwerkerstand nicht an Führern fehlen . Es mute ^
mich seltsam , wie ein Märchen aus alten Zeiten ai °^r He
als ich kürzlich las , daß im Reichstag von einem Hand Momr
Werkervertreter abermals die Forderung nach Einführui !
des großen Befähigungsnachweises erhoben words wall hc
sei. Ich bin der Ansicht , daß das Handwerk durch d>M " d
Entwicklung der Verhältnisse teilweise so in den Fabri ! strswttc
betrieb hineingewachsen ist , daß eine richtige Abgrenzm Md ei
von diesem sehr schwierig und fast unausführbar g< ^ e Er
worden ist , und daß ein moderner Handwerker , d . I über d
ein Handwerker , der dem modernen Geschäfts - und G« ^en , di
Werbebetrieb nicht fremd gegenüber steht , sondern d« milder«
mit klarem Blick die heutigen Erwerbsverhältnisse a« verhau
sieht, heute auf den Gedanken kommen muß , daß di Die
Wiedereinführung solcher Einrichtungen , welche s. Zt . d« ten Vo
Verhältnissen vollständig angepaßt waren , heute umÄ anfattf
ja sogar der Entwicklung des gesamten Handwerks schÄ sqen E
lich tst . Deshalb wollen wir nicht sehnsüchtig und trii> zweig i
merisch nach rückwärts blicken sondern mitten in b» Beding
Gegenwartsbetrieb hinein . Klar und -sicher vorwäri % uni
muß der Blick des selbstbewußten Handwerkers gerW wird,
sein , wenn er Mitarbeiten will an der Besserung feilt* wünsch :
Verhältnisse und an der Heburig seines Standes .

Wer wie ich mitten in der modernen Handwerk«
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( und aussprechen: Es regt sich stark im deutschen Hand¬
werkerstände , die Handwerker werden sich bewußt (und
diese Erkenntnis erfaßt immer weitere Kreise ), daß neben
dem Streben nach technischer und wissenschaftlicher Fort¬
bildung die Förderung der fachgenossenschaftlichen Orga -
lisation ein wirksames Mittel für die Hebung des
Handwerkerstandes ist.

Es regt sich aber auch stark im deutschen Handwerker¬
stande, weil die Angehörigen dieses Standes sich mehr
«phr und mehr bewußt werden, daß es eine ernste
Pflicht Zeines jeden Staatsbürgers ist , sich auch politisch
zu betätigen und die politischen Parteien je nach der
Parteizugehörigkeit in der politischen Arbeit der Volks-

"rtraüi aufklärung zu unterstützen. Nicht einseitige Jnteressen -
enttcre
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cbessen
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Politik eines Standes oder einer Klasse , sondern praktisch -
nützliche , dem Allgemeinwohl dienende, aber die Inte¬
ressen des Handwerks nicht gefährdende sondern för¬
dernde Politik muß diejenigen Handwerker , welche
-hre Zeit verstehen und die wirtschaftlichen Verhält¬
nisse kennen , zur Tätigkeit anspornen . In dankens¬
werter Weise übt auch die aufklärende Arbeit des
Hansabundes einen heilsamen Einfluß auf die politische
Betätigung des Handwerkerstandes aus . Also nicht die
einseitige Förderung eines Standes auf Kosten des
anderen sondern die gemeinsame Förderung aller Be-

chwieti ftäefce , aber auch Bekämpfung der Auswüchse und des"
flnkrautes auf allen Gebieten, das muß unsere Aufgabe
sein. Darum wollen wir nicht fordern, daß durch gesetzliche
Maßregeln die Ausdehnung der Großbetriebe erschwert
stird, sondern wir wollen uns durch ' Zusammenschluß die

^̂ HMirtschaftlichen und technischen Vorteile dieserGroßbetriebe
,zu Nutzen machen . Wenn uns die Regierung und die Dolks-

urch bi Mtretung in diesem Bestreben unterstützen , dann wird^Ms Kleingewerbe auch im harten wirtschaftlichen Kampf
Mt untergehen, sondern seinen Platz und seine Stellung
begleich behaupten ! (Beifall links).

ei« •
@efj eimej Oberbaurat Wasm er : Soweit ich ausg , u» ,

ich au k
bte |e fi -

eigen

den Stenogrammen ersehen konnte, haben in der gestrigen
Sitzung sowohl der Herr Berichterstatter als auch der
Herr Abg . Görlacher Bezug genommen auf verschiedene

una
'

bt
in denen der Eisenbahnverwaltung zum Vorwurf

?leitet ! Stacht wird , sie habe bei der Vergebung von Arbeiten
uch bei Mt die Rücksicht auf die einheimischen Handwerks -

mm8 meister genommen, die nötig und erwünscht wäre . Auch
ten a, Herr Abg . Göhring ist heute auf einen Fall zurück-
r Hant gekommen, nämlich auf die Vergebung der Hoch -
führu « Sauarbeiten in Karlsruhe . Gerade dieser

wall hat ja auch in der Petitionskommission den Gegen-
urch di Md der Beratung gebildet, und der Herr Bericht-
Fabri ! Matter hat ausgeführt , daß eine Prüfung der Sache

renzm M eine weitere Äußerung darüber zugesagt wurde ,
bar K Tie Erhebungen sind nun gemacht worden, und ich kann
<x, b . t über das Ergebnis derselben einige Mitteilungen ma-
ind G« >ben , die doch auf das Vorgehen der Inspektion ein etwas
»ern dt milderes Licht fallen lassen , als es bei den seitherigen
risse a« Verhandlungen der Fall war .
daß di Die Bahnbaüinspektion hier hat sich bei dem getadel -

, 3t bt ten Vorgehen von der Absicht leiten lassen , für die sehr
unniq umfangreichen Hochbauunterhaltungsarbeiten in dem hie-

ks schÄ Hen Bezirk eine Anzahl Handwerker für jeden Geschäfts-
rd trä« zweig zu bekommen , die bereit wären , unter den gleichen
in di Bedingungen u . Preisen die Arbeiten auszuführen , damit

orwäü sie unter denselben wechseln könne , was ja gewünschr
gerW tvird . Auch der Herr Vorredner hat cs ja als sehr er-
g sei»! wünscht hervorgehoben, daß bei der Zuteilung von Un-

dwerkv >

te .chaltungsarbeiten unter den Handwerkern gewechselt
werde . Aber das kann nur dann geschehen, wenn unter
den gleichen Verhältnissen und bei den gleichen Preisen
die Arbeit geleistet wird . Um also das zu erreichen, und
weil sie sich natürlich von vornherein nicht an die Preis¬
liste der Vereinigungen binden konnte, hat die Inspek¬
tion an einzelne ihr als leistungsfähig und als sehr zu¬
verlässig bekannte Handwerksmeister die Anfrage ge¬
stellt, ob sie bereit wären , bei der Übertragung von Un¬
terhaltungsarbeiten ein Abgebot an den Preislisten der
Vereinigungen zuzulassen . Sie hat also nicht von vorn¬
herein gefragt : Wollen sie die Arbeit um so und so viel
Abgebot übernehmen? , sondern sie hat , wie schon bemerkt,bei ihr als zuverlässig bekannten Handwerksmeistern
angefragt , ob sie etwa und in welchem Betrag bei der
Übertragung von Unterhaltungsarbeiten für Hochbau
die Liste der Vereinigungen ermäßigen würden . Es
sind auch von überall her Beantwortungen eingelaufen .
Dann hat die Inspektion , um eine größere Anzahl von
Handwerksmeistern zu finden, die die Arbeiten um die
gleichen Preise machen würden , bei verschiedenen ange¬
fragt , ob sie bereit wären , um das gleiche Abgebot eben¬
falls Arbeiten zu übernehmen. Dieses Vorgehen hat
auch in einer Anzahl von Handwerksgattungen , wie bei
Maurer - , Zimmermanns - , Gipserarbeiten usw. ganz
gute Ergebnisse erzielt und es kam eine Übereinstimmung
hinsichtlich der Angebote zu Stande . Bei anderen Ar¬
beiten aber , z. B . bei der Blechner- und bei der Schlos¬
serarbeit , lag die Sache anders . Hier beschwerten sich
die Handwerker und sagten, die vorerhobenen Angebots
seien viel zu niedrig , sie könnten um dieses Abgebot die
Sache nicht machen . Das war ja hauptsächlich die Be¬
schwerde. daß eine Aufforderung ergangen war, . in der
es bei den Schlosser - , Schreiner - und Blechnerarbeiten
hieß : Wollt ihr um dieses Abgebot und um diese Tag¬
lohnpreise die Arbeit übernehmen? Die Inspektion hat
dann , nachdem hier diese Unstimmigkeit vorlag , Nach¬
prüfungen vorgenommen; sie hat sich von den niederst
Bietenden Preisaufstellungen geben lassen und hat dann
gefunden, daß allerdings bei diesen Angeboten wohl
kaum mehr ein Verdienst herauskommen könne, oder
höchstens nur in dem Falle , wenn ein Meister selbst
arbeitet und keine Gesellen hat . Hier ist die Hoffnung
vorhanden , daß auf einem Mittelweg auch noch eine
Übereinstimmung zwischen den anbietenden Meistern er¬
zielt wird , so daß also auch hier die Möglichkeit gegeben
wird , bei gleicher Preisstellung die Arbeiten unter ver¬
schiedene Meister zu verteilen . Der Zuschlag ist noch
nicht erfolgt , es ist alles noch in der Vorbereitung . Die
Inspektion hat sich bei ihrem Vorgehen von dem besten
Willen und von der besten Absicht leiten lassen . Ich
muß aber doch sagen , daß die Generaldirektion eine der¬
artige Vergebung doch nicht mehr wünscht (Bravo !) , sie
wird versuchen , auf andere Weise die gleiche Absicht zu
erreichen. Ein derartiges Vorgehen wird also nicht
mehr Vorkommen , obgleich, wie gesagt , die Inspektion
sich von der besten Absicht hat leiten lassen und die
Sache auch in befriedigender Weise zum Austrag kom¬
men wird .

Was die weiteren Bemerkungen anbelangt , die gestern
gemacht worden sind , so betreffen auch sie Angelegen¬
heiten , die schon in der Petitionskommission teilweise
besprochen wurden und auch vom Herrn Berichterstatter
in seinem mündlichen Vortrag erwähnt worden sind, so
daß hier nur wenig als Berichtigung oder als Er¬
gänzung beizufügen ist, weil auch der Herr Abg. Gör -
lacher nochmals darauf zurückgekommen ist.
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Es betrifft das in erster Reihe eine Vergebung von

Bahnsteigsperrgeländern und dazu gehören¬
den Einrichtungen auf der Schwarzwalddahn von Gutach
bis Hintschingen . Diese Arbeiten wurden zusammen
zur öffentlichen Submission ausgeschrieben . Eine Tren¬
nung für diese Arbeiten vorzunehmen , erschien in jeder
Beziehung ungeeignet , weil sie sich auf jeder Station
wiederholen — es sind lauter gleichartige Sachen - -
und es für die Anfertigung nur förderlich ist, wenn sie in
einer Hand liegt , weil dann dieser Meister seine Vor -
lmektungen , seine Einrichtungen , seine verschiedenen
Gesenke und sonstige Sachen , die er braucht, für mehr
Gegenstände verwerten kann, als wenn die Arbeiten in
verschiedene Hände gegeben werden . Bei dieser öffent¬
lichen Submission war der Niederstbietende eine Fabrik
Reinwald in Ulm , also eine württembergische Fabrik .
Es wurde vom Herrn Abg . Görlacher erwähnt , daß die¬
ser Fabrik der Zuschlag erteilt worden sei , weil sie zu
gleicher Zeit Fabrikant der Sorte Drahtgeländer sei , die
dazu benützt werde . Tie eigene Fabrikation der Gelän¬
der war nur als Grund erwähnt , warum diese Firma so
niedrig bieten konnte . Der Unterschied aber zwischen dem
niedrigsten badischen Angebot , das die Maschinenfabrik
Bruchsal abgab , und dem württembergischen Angebot
betrug 17 Prozent , bei einem Werte von etwa 9000 M .
betrug das Abgebot 1418 M . Daß bei diesem Abgebot
von einer Vergebung an die niedrigstb seiende einhei¬
mische Firma nicht die Rede sein konnte, ist, glaube ich,
selbstverständlich . Aber die inländische und hauptsäch¬
lich die ortsansässige Industrie und der Handwerkerstand
sind bei Herstellung dieser Bahnsteiganlagen keineswegs
leer ausgegangen . Es wurden durch engere Submis¬
sionen und Vergebungen unter der Hand noch für 7000
Mark Arbeiten an ortsansässige Handwerksmeister ver¬
geben, also in einem Betrage , der nahezu dem der in
Submission vergebenen Arbeit gleichkommt. Eine Be¬
nachteiligung des ortsansässigen Handwerkerstandes kann
also eigentlich nicht behauptet werden . Die Handwerker
haben nicht alles bekommen, aber sie haben einen großen
Teil der Arbeit bekommen.

Dann wurde auch wieder auf die Vergebung in
D u r l a ch zurückgegriffen , wo es sich allerdings nicht
um den Zuschlag an eine fremde Fabrik , also nicht um
eine Nichtberücksichtigung eines Ortsansässigen handelt ,
sondern darum , daß man einem Einheimischen die Ar¬
beit gegeben hat . obgleich er angeblich einen Schleuder¬
preis , einen zu niederen Preis angeboten hat . Zum Be¬
weise dafür wird angeführt , daß das Angebot von Krü¬

ger in Untergrombach , der Len Zuschlag erhielt , 6400 M .,
das höchste Angebot 15 000 M . betragen hat . Bei dieser
Differenz scheint das Angebot allerdings äußerst niedrig ,
und man könnte von einem Schleuderpreise reden . Es
ist aber dabei außer Acht gelassen, daß diesem Angebote
noch drei andere Angebote nahezu gleich stehen, ein An¬

gebot von Rastatt , ein Angebot von Durlach und ein
weiteres Angebot von Rastatt , die sich nur um 1 , 4 und
7 Prozent von dem niedrigsten Angebote unterscheiden.
Wenn also vier annähernd gleiche Angebote da sind ,
kann man doch nicht sagen , daß das niedrigste Angebot
abnorm niedrig sei , oder es müssen alle vier Firmen
nicht rechnen können . Es wurde der Zuschlag an dieses
niedrigste Angebot erteilt , nachdem man Erkundigungen
über die Leistungsfähigkeit des Mannes eingezogen hat ,
die ganz befriedigend ausgefallen sind . Ich glaube also ,
auch in diesem Falle ist ein Vorwurf nicht gerechtfertigt .

Der Herr Abg . Görlacher hat auch erwähnt , daß man
in Villingen Geländer von Cöln bezogen habe. Das
ist ja in gewissen! Sinne richtig . Es ist aber nicht

eigentlich ein Geländer , sondern mehr ein Drahthag
Einfriedigung eines Dienstgartens . Es wurde hoj f# n

.
*

der Billigkeit halber ein Massenfabrikat benützt. § gen, ist
wurde ein sogenanntes Rosettengitter verwendet , das do,
dem Fabrikanten im Preiskurant angeboten wird . Vq .
diesem Angebote Gebrauch zu machen, dazu muß Lj,
Staatsverwaltung bei so unbedeutenden Arbeiten m
wohl die Erlaubnis haben . Es handelt sich hier ni6 srenndl
um ein Geländer , das zur Herstellung viel Weh ^
stattarbeit erfordert , sondern einfach um ein Drahj $

geländer , das an Pfosten festgebnndcn wird . Wenchl«

Weiter wurde erwähnt , daß die kleinen Expre
g u t w a g e n zur Reparatur nach der Hauptwerkstätj^
geschickt werden . Das ist ja richtig . Es wird die 3^ ■5utt<

paratur der Gepäckkarren aller Stationen , wenn sie
schädigt sind , in der Hauptwerkstätte vorgenommen . - .
geschieht das weniger aus Ersparnisrücksichtcn, obgles ier® ~l

,
c

man ännehmen kann, daß die Reparatur in der Haus, „
Werkstätte billiger wird , sondern es geschieht aus Zwei ^
mäßigkeitsgründen , weil nämlich die Reparatur auf die! v
Weise viel rascher vor sich geht . Die Hauptwerkstätj!L
hat Dort ' allen Teilen Vorräte , sie kann gleich ein Rr ^
oder eine 'Deichsel oder irgend etwas anderes , was zei

3

trage
brachen ist , ersetzen , und sie schickt den Karren dann
fort wieder repariert zurück . Die Reparaturen geschehe £ er
also in viel kürzerer Zeit . Außerdem handelt cs sich t . n ^
um eine höchst unbedeutende Arbeit , von deren Zuws
sung die ortsansässigen Handwerker jedenfalls fast keim

0jxe j
Nutzen oder höchstens sehr wenig Nutzen hätten . ^ eg

Dann war auch davon die Rede , daß in K a r l s r u h ghxen ,
ein eisernes Dach des neuen Bahnhofs , ein Oberlichtdw ^ <§

'
c

an eine Stuttgarter Firma vergeben worden sei. Es i „
richtig , daß die Lieferung an eine auswärtige Firma ve jngr a
geben wurde , aber die wohnt in Frankfurt . Es Hände xrkerg
sich hier nun bei diesem eisernen Dache um eine Spezial Eit
konstruktion, um ein Oberlichtdach, wo die Befestigu» ^ er :
der Scheiben und Gläser in einer Weise erfolgen nuij ^en j,
daß das Dach in jeder Beziehung wasserdicht und haltba »h aii
ist. Es handelt sich um amtlich geschützte Arbeiten . Ei
Hebungen im engeren Kreise haben dazu geführt , da M e
System Tegenhardt für diese Oberlichtkonstruktion z chgstu
wählen , weil es der Verwaltung als das zweckmäßigsi M i ;
und sicherste erschienen ist, und sie hat dieser Firma , di xrwert
dieses patentierte Oberlicht offeriert hat , den Zuschla Kusch
erteilt . Ich glaube , hier liegt ein Fall vor , wo man v» er Vor
einer Benachteiligung der inländischen Industrie wo! «use
kaum reden kann, denn es handelt sich vollständig um eir öfterst
Spezialarbeit , die nicht überall gemacht wird . Wen

Heute war dann noch die Rede von der Verwendun rste F
von Holz sch Wellen zum Oberbau . Der Herr Ah «n S
Göhring , der das erwähnte , hat aber gesagt , er wolle b stüss
anderer Veranlassung darauf zurückkommeu. I rhebu
glaube , hier noch keine eingehende Erwidern« Hark
geben zu können . Ich kann nur soviel sagen , daß wir m en 3
unserem eisernen Oberbau äußerst zufrieden sind und ih m gl
nicht missen möchten! Unsere Bahnen sind auch in Eise Ochser
schon ganz umgebaut , so daß vor einer Reihe von Jahre ich füi
— ich will wenig sagen , vor 25 bis 30 Jahren , denn i 5t di
lange werden die eisernen Schwellen mindestens heben - ^ 600
von einem Zurückgreifen auf Holzschwellen, wenigste« «rhan!
für die vorhandenen Bahnen , nicht die Rede sein könntet Ar

Ich glaube , damit werden Wohl die Punkte berührt sei> >us B
die die Eisenbahnverwaltung betreffen . Ich kann nu Oung
noch sagen , daß die Eisenbahnverwaltung bestrebt ist, i ii
jeder Beziehung die Verordnungen , die auf die Begül ietverb

stigung der Ortseingesessenen und hauptsächlich des i«
ländischen Gewerbestandes abheben , nach aller Tunlichst ^ Be

zu berücksichtigen ; und bei den vielen , man kann wo! Ostens'ahmei
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£ hgen tausenden von Vergebungen , die im Jahre erfol¬
gt tz gen, ist die Lese an beanstandeten doch Wohl perhältnis -
das bq eläöiö gering .

muß
^

d? Minister des Innern Frhr . von und zn Bodmau :
ten aui ^ ^ mir zunächst eine angenehme Pflicht, für die
ier md fteundliche Beurteilung zu danken, welche die Tätigkeit
[ Wet Legierung sowohl auf dem Gebiete der Statistik

DraK ^ au ^ dem der Gewerbeförderung durch den Herrn^ jerichterstatter , durch die Kommission wie durch das
. v r e t hohe Haus gefunden hat . Auf die einzelnen Anfragen

"od Bemerkungen erlaube ich mir Folgendes zu erwidern,
die ^ Zunächst ist bei der Besprechung der statistischen

n sie
nen.

( rb eiten ausgesprochenworden, es sei ganz besonderer
Bert darauf zu legen , daß die statistischen Zahlen stets

obal ^ « gleichbar bleiben. Das ist eine der Hauptgrundsätze
. ier Statistik , der auch von uns angewendet wird , und

p
äj würde dankbar sein , wenn etwaige Abweichungen

diesem Grundsatz im Einzelfall erinnert würden ,
sdaß wir uns bestreben können, dem Grundsatz voll¬auf dicj

oerkstÄ ^ dige Geltung zu verschaffen . Es sind ferner Wünscheern ./tc - r gejutffe Änderungen der neuesten Wahlstatistik vor-was Ui fragen worden. Diese Wünsche werden vom Statistischen' ' »andesamt einer Prüfung unterzogen werden,
geiwehe £,er ^ ,err Mg , Gierich hat den ' Wunsch ausgespro -
^ st^ "

hm, daß eine Erhebung über die Lage des Hand -
i
-

Zuwc oer f g stattfinde. Er hat darauf hingewiesen, daß eine
'st tems siche letztmals vor 25 Jahren stattgefunden habe, und

«ß es außerordentlich interessant sein würde , zu er-
fj - “ h chren , wie die Entwicklung der letzten 25 Jahre aufittt )tDQ ( „§ Handwerk eingewirkt hat . Ich

' erlaube mir , daran
' u erinnern , daß das Kaiserliche Statistische Amt in

rma ve ;,,er ausführlichen Denkschrift die Wirkungen der Hand-
i
^
hande! «rkergesetzgebung von 1897 behandelt hat , und daß

Spezial Mt jedenfalls ein Teil dieses Wunsches erfüllt ist ;
fcftiflun inner daran , daß sich der Verein für Sozialpolitik ein-
,en mui hend mit der Lage des Handwerks im Deutschen Reiche
> haltba ,d auch in Baden beschäftigt hat . Was aber speziell
ten . Ei \t Lage des Handwerks in Baden betrifft , so ist jeden-
ihrt, da 1H5 ein wertvolles Material für eine derartige Be-
ktion z Leitung auch in den Ergebnissen der Berufszählung
kmäßigii m 1907 vorhanden . Ob und wie dieses Material
irma , di ^wertet werden und in welcher Weise weiter dem
Zuschls Sunsche entsprochen werden kann, darüber wird nachher
man »o er Vorstand des Statistischen Landesamtes dem Hohen
rie wo ! ouse Auskunft geben . Ein Haupthindernis ist ja der
I um ei« ostenpunkt.

Wenn ich mich nun dem Gewerbe zuwende, so ist die
wendur iste Frage , die ich zu beantworten habe, diejenige , was
>err Ah «m Seiten anderer Staaten für die Beschickung der
wolle & stüsseler Weltausstellung geschieht. Nach unseren
in . I Erhebungen wird Preußen etwa 20 bis 30 000
widerui Hark für diesen Zweck ausgeben ; Bayern wird
; wir nti en Betrag von 24 000 Mark aufwenden , also
> und ih m gleichen Betrag , den . wir vorgesehen haben ;
in Eise Achsen wendet eine erheblichere Summe auf , näm -

n Jahre ich für die Unterrichtsausstellung 20 000 Mark und
, denn j ür die Vorführung des sächsischen Kunstgewerbes
heben - '6600 M., außerdem werden im Rahmen der sonst

»eiligsten «rhandenen Mittel eventuell noch Beihilfen zum Besuch
n könnd «r Ausstellung gegeben . Württemberg legt Gewicht
ührt seii Beschickung der Ausstellung nur durch wenige
kann w Gungsfähige Firmen ; Beihilfen werden hier wohl
>bt ist, i icht in Frage kommen , Entsendung von Lehrkräften ,
e Begüi Gewerbetreibenden und Arbeitern nur im Rahmen der
h des i> Amtlichen Mittel . Auch in Hessen sind keine Beihilfen
unlichk« ?r Beschickung der Ausstellung in Aussicht genommen,
mn wo Entsendung von Lehrkräften soll erfolgen, aber nur im

inhmen der ohnehin verfügbaren Mittel . Ich glaube .

im Vergleich mit diesen Zahlen kann sich die Position
in unserem Budget sehr wohl sehen lassen .

Sodann wurde die Frage der Handelsjahres ,
schule zur Erörterung gebracht . Wir haben zu dieser
Frage die Handelskammern und die Stadträte gehört,
es hat sich aber eine Übereinstimmung der Ansichten
nicht ergeben . Es bestehen ja zwei einander entgegen¬
stehende Ansichten . Die Einen unter Führung der
Stadt Freiburg wollen , daß die Handelsjahresschule
den Besuch der kaufmännischen Fortbildungsschule er-
setzen solle. Die Regierung dagegen hat sich in der
Denkschrift des Landesgewerbeamtes auf den Stand¬
punkt gestellt , daß die Handelsjahresschule nur von
einem Jahr des kaufmännischen Fortbildungsunter ,
richtes dispensieren und daß sich also an den Besuch
der Jahresschule zweijährige kaufmännischeFortbildungs -
kurse anschließen sollen . Wahlweise hat die Denkschrift
vorgeschlagen , daß sich die Jahresschule auf eine Zeit
von eineinhalb Jahren erstrecken solle ; in diesem Falle
könne von dem Besuche der kaufmännischenFortbildungs¬
schule dispensiert werden. Der Landesgewerbeschulrat
hat sich aber der letzten Ansicht nicht angeschlossen ,
sondern sich für zweijährige Fortbildungskurse im An¬
schluß an die Jahresschule ausgesprochen. Die Jahres¬
schule wird in keiner Weise beanstandet. Es handelt
sich nur darum , inwieweit sie den kaufmännischen Fort
bildungsunterricht ersetzen kann.

Die verschiedenen gehörten Körperschaften haben sich
nun in folgender Weise geäußert . Für die Handels -
jahresschule nach dem Freiburger System (also ohne
Fortbildungskurse ) sind eingetreten Stadtrat und Handels¬
kammer in Freiburg und in Karlsruhe sowie die
Handelskammer in Heidelberg, ferner Stadtrat und
Handelskammer von Lahr, weiterhin die Handelskammer
Mannheim ; diese sieht aber unter den gegenwärtigen
Verhältnissen von einem Antrag auf Errichtung einer
Handelsjahresschule ab . Für die Schule mit Angliede¬
rung von Fortbildungskursen hat sich ausgesprochen
Stadtrat und Handelskammer Konstanz. In Konstanz
hat die Gemeinde die Errichtung einer Handelsjahres¬
schule mit anschließendem zweijährigen Fortbildungskurse
beschlossen. Diese Handelsjahresschule soll schon auf den
1 . April d . I . in Tätigkeit treten . Für die Schule ohne
Fortbildungskurse auf Widerruf hat sich der Stadtrat
Pforzheim ausgesprochen , gegen die Handelsjahresschule
oder doch nur unter den Bedingungen der Denkschrift
(also entweder zweijährige Fortbildungskurse oder ein¬
einhalbjährige Jahresschule) der Stadtrat Heidelberg,
die Handelskammer Pforzheim , die Handelskammer
Villingen und die Handelsgenossenschaft Bruchsal.
Einer Stellungnahme haben sich enthalten die Stadt -
räte Bruchsal, Baden , Mannheim und Offenburg und
die Handelskammer in Schopfheim. Der Standpunkt
des Ministeriums ist nach wie vor der, daß die Jahres¬
schule den Fortbildungsunterricht nicht vollständig er¬
setzen soll, sondern daß sich an die Jahresschule
zweijährige Fortbildungskurse anschließen sollen.
Zu erwägen wäre allenfalls , ob statt dessen , dem
früheren Vorschläge des Landesgewerbeamts entsprechend,
ein eineinhalbjähriger Lehrgang an der Jahresschule
treten könnte. Die Gründe sind ja wiederholt aus -
einandergesetzt worden. Das Ministerium ist trotz der
vielfach gegenteiligen Ausführungen immer noch der

’
Ansicht , daß der Unterricht besonders wirksam ist, wenn
er neben der Praxis , die der Lehrling ausübt , einher-
geht, wenn also der Lehrling durch die Praxis An-
regungen empfängt, die ihn für den Unterricht auf¬
nahmefähiger machen . Wenn eingewendet wird , daß
ja die kaufmännische Lehre vielfach gar nicht den
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nötigen Lernstoff für die Lehrlinge biete (und es hat
ja der Herr Abg . Göhring uns in dieser Beziehung
eine sehr interessante Statistik mitgeteilt ), so ist das
zwar sehr beachtenswert, es ist auch sehr bedauerlich:
ich glaube aber, es kann doch nur ein Ansporn dafür
sein , daß eben die kaufmännische Lehre wirksamer ge- -
staltet wird , aber nicht dafür , daß neben der Praxis
kein Unterricht stattfindet . Daß es den Arbeitgebern
sehr erwünscht ist, wenn die Lehrlinge die kaufmännische.
Schule hinter sich haben und dem Unterricht nicht
mehr durch Unterrichtsstunden entzogen werden, ver¬
steht sich von selbst. Aber eben deshalb kann das
Ministerium , welches auch die Verpflichtung hat , für
diese Lehrlinge zu sorgen , die Äußerungen der Handels¬
kammern nicht so ohne weiteres als allein entscheidend
und maßgebend ansehen.

Es ist von verschiedenen Seiten über den Hausier¬
handel gesprochen und der Wunsch geäußert worden,
daß die Erteilung der Erlaubnis zum Hausieren, also die
Erteilung des Wandergewerbescheins von der Bejahung
der Bedürfnisfrage abhängig gemacht werde. Diese Sache .
ist beim Reichsamt des Innern anhängig . Es hat der Herr
Staatssekretär des Innern am 1 . März ds . Js . im
Reichstag erklärt , daß Schwierigkeiten bestünden, die
Bedürfnisfrage nach verständigen Gesichtspunkten zu
prüfen und zu regeln ; es liege indessen seitens eines
Bundesstaates der Antrag vor, einen entsprechenden Ge¬
setzentwurf auszuarbeiten . „An diesem Gesetzentwurf
wird gearbeitet " , sagt der Herr Staatssekretär , „ob
er zu einer befriedigenden Lösung der Frage führen
wird , kann ich heute noch nicht sagen" . Wir haben
uns nicht für die Einführung der Bedürfnisfrage
ausgesprochen. Das Ministerium glaubt , daß die
Schwierigkeiten , die der Einführung der Bedürfnis¬
frage entgegenstehen, zu große sind . Es gibt auch
in unserem öande eine Anzahl von Gewerben , die
auf den Hausierhandel angewiesen sind ; ich erinnere
an die Industrie der künstlichen Blumen in Wall¬
dürn und in Bühl ; ich erinnere an die Bürsten¬
industrie in einem Teil unseres Schwarzwaldes , und
derlei Beispiele ließen sich noch mehr finden . Wenn
die Ausstellung und wenn die Ausdehnung des Wander¬
gewerbescheins von der Bejahung der Bedürfnisfrage
abhängig gemacht wird , so werden diese Industriezweige '

mehr oder minder dem Ermessen, wenn nicht der Will¬
kür der Behörden überantwortet , und es wird unter
Umständen ihre Existenz in Frage gestellt . Das Hauster-
gewerbe nimmt auch, der natürlichen Entwicklung der
Dinge und der Entwicklung der Verkehrsverhältnisse
folgend, von selber mehr und mehr ab. Es sind in
Baden im Jahre 1898 10 000 , im Jahre 1907 nur
noch 7000 Wandergewerbescheine für Inländer und
500 und 300 für Ausländer ausgestellt worden. Ich
glaube also, man kann die natürliche Entwicklung des
Hausiergewerbes abwarten .

Weit lästiger als das Hausiergewerbe ist nach unseren
Wahrnehmungen das Detailreisen (Sehr richtig ! bei
den Nationalliberalen ) , und in dieser Beziehung haben
wir auch dem Reichsamt des Innern eine Verschärfung
der Bestimmungen empfohlen.

Was die Grenze zwischen Handwerk und
Fabrik betrifft , so ist auch diese sehr schwierige Frage
Gegenstand der Erwägung bei der Reichsleitung, und
es hat sich der Herr Staatssekretär des Innern in der
Sitzung des Reichstags vom 24. Februar 1910 auch
darüber ausgesprochen. Er hat gesagt , die Prüfung der
Frage sei eingeleitet, und er hoffe, im nächsten Jahre
in der Lage zu sein , dem Reichstag über das Ergebnis
der Prüfung und darüber Auskunft zu geben , ob er in

der Lage sei , seinen als preußischer Handelsmintz
früher eingenommenen Standpunkt zu verändern . $
müssen also abwarten , was die Reichsgesehgebung ihre g
dieser Beziehung bringt . Sollte die Reichsgesetzgeb»,
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eine Lösung der Frage nicht bringen , dann würden & vom s
die Lösung auf dem Wege der Landesgesetzgebu, m*n j]
wenigstens dahin versuchen , daß für solche Gewerj und ü
treibende, die Beiträge sowohl zur Handelskammer t, mtfab
auch zur Handwerkskammer zu zahlen haben, die tz nahm,
träge zur Handwerkskammer auf diejenigen zur Hand« Sattle
kammer aufgerechnet werden. dessta .

Der Herr Abg . Müller -Schopfheim hat den Wuu hicrbe
nach Beschäftigung einheimischer Arbeiter des, XIV.
ders stark betont . Ich darf darauf aufmerksam mach , Sattle
daß durch Verordnung des Finanzministeriums d, haben
25 . Juli 1908 in die allgemeinen Vertragsbedingunz rungsl
für die Ausführung von Hoch - oder Tiefbauten , wes und v
eine Beilage zur Verordnung vom Jahre 1907 g liegen
das Verdingungswesen bilden , ein Zusatz aufgenomn reu A
wurde, welcher besagt: „ Bei Einstellung von Arbeit, Bando
hat der Unternehmer unter den sich meldenden, für ! amt d
in Betracht kommenden Herstellungen brauchbaren ! Aussck
beitern die Reichsangehörigen und unter diesen wie! fische
diejenigen vorzugsweise zu verwenden, welche am ä sähigk
der Bauausführung oder in dessen Nähe wohnen. , stellen.
Zeiten , in denen die Arbeitslosigkeit der für die : xen dc
treffenden Herstellungen geeigneten deutschen Arbei sind , z
innerhalb des Großherzogtums einen großen Umfa rungs,
angenommen hat , sind die Unternehmer auf Verlang zum
der die Ausführung vergebenden staatlichen Behöü schließt
verpflichtet, den ausländischen Arbeitern , soweit sie ni das 2
eine besondere Vertrauensstellung einnehmen , in d, ^ jt
Umfange zu kündigen, als sich deutsche geeignete Arbei mit A
zur Verfügung stellen " . Damit ist , glaube ich, k h
Wunsche in weitgehendem Maße entsprochen . fahren

Der Herr Abg . Müller hat sich beklagt über dieAjx,, §
gebung von Arbeiten der Militärverwaltu , x^ cr
für das XIV . Armeekorps an außerbadische Uni ^ ge
nehmer . Er hat gesagt, das gehöre eigentlich ni lm0§ a<
hierher sondern in den Reichstag. Das gehört allerdi» £ cr
hierher . Die badische Regierung hat die Pflicht, i jm sg(
das badische Handwerk und für das badische Gew« ^ ^
einzutreten , und wenn derartige Vorgänge ihr z .w c
Kenntnis kommen, so tritt sie für das badische Keine
werk bei dem preußischen Kriegsministerium ein.
ist u . a . auch in einem Falle geschehen, wo badiflle ie i

'M5 ,
'

außerh
Tuchfabrikanten sich darüber beschwert haben , daß sie
den Behörden der Militärverwaltung nicht berücksichii
würden . Da ist das badische Ministerium des Jim
mit dem preußischen Kriegsministerium in Verbinde u '

getreten und hat wohlwollendes Entgegenkommen
funden .

In Sachen dieser Vergebung von Sattlerarbeiten
sich der Landesverband der badischen Gewerbe- n
Handwerkervereinigungen an das Generalkommando
XIV . Armeekorps gewendet und hat darauf folge!
Antwort erhalten : „Die Annahme , daß größere Auftri
für Sattlerarbeiten seitens des XIV . Armeekorps n
Münster in Westfalen vergeben werden sollen , trifft tu
zu ; schon seit mehreren Jahren aber mutz den Bestimm
gen entsprechend hierbei folgendes Verfahren eingehal
werden . Vom Bekleidungsamt des VII . Armeekorps
Münster wird die Verdingung der wichtigsten S&
rüstungsstücke von Leder wie Helme, Tschakos , Torniß
Leibriemen und Patrontaschen , für die ganze Armee
1 . November jeden Jahres vorgenommen , wobei sich
Kgl . Kriegsministerium die Zuschlagserteilung vorbl
ten hat . Zur Teilnahme an dieser Verdingung kön>
jedoch nur solche Fabrikanten pp . aufgefordert wer!»

Mgt
und es
Priifm
Herrn
derschic
Kelche
festen ;
Pferdei
schränk
zahlt f
Pferdei
jede ve
te vr

To
feit bc
Aund<

Ärc
bezc

Üch die
Mfallei

/



1145
rn . deiche mit Rücksicht auf die Mobilmachungsverhäftnisie ,
rbüna

'
ihre geschäftlichen Verhältnisse und die maschinellen Ein -

etzgebu richtungen ihres Betriebs als Militärlieferanten in die
irden r i>om Kgl. Kriegsministerium geführten Listen aufgenom-
'
etzgeb^ men worden sind . Von den zurzeit in Frage kommenden
Gewer und über das ganze Reich sich verteilenden 51 Firmen
nmer I,

'entfallen 4 auf Baden . Dieser Prozentsatz läßt die An-
die rahme nicht gerechtfertigt erscheinen , daß das badische

Hände ! Oattlergewerbe gegenüber demjenigen der andern Bun¬
desstaaten nicht ausreichend berücksichtigt sei . Es wird

r Wuii hierbei darauf aufmerksam gemacht , daß die Truppen des
er best XIV . Armeekorps zum Teil im Reichslande stehen , dessen
n mach Sattlergewerbe auch bedacht wird . Wie hier bekannt ist,
ms d, haben die zugelassenen badischen Firmen nicht nur Liefe-
nngunz rUngsaufträge für das XIV . sondern auch für das X V.
in , wel und verschiedene andere Armeekorps erhalten . Anders
907 iij liegen die Verhältnisse bei Vergebung der minderwertige -
lenomni rcn Ausrüstungsstücke von Leder wie Kochgeschirrriemen,
Arbeit , Bandoliers, Kartuschen usw. , welche vom Bekleidungs -
r , für | amt des XIV . Armeekorps im Wege der beschränkten
staren 5 Ausschreibung erfolgt . Hierzu werden stets kleine ba-
m wie! öische Meister herangezogen, die sich mit ihrer Leistungs -
- am { siihigkeit für den Mobilmachungsfall zur Verfügung
men . stellen . Allerdings ist es, abgesehen davon, daß die Trup -
r die pen des Armeekorps nicht allein in Baden untergebracht

Arbei sind , zur Schaffung einer gesunden Konkurrenz erfah-
i Ums« nmgsgemäß nötig , auch außerbadische Handwerkersirmen
Verlang zum Angebot heranzuzichen.

"
„ Aus jeden Fall, "

Behöü schließt das Generalkommando , „ hat hier stetst sie ni das Bestreben bestanden, das badische Handwerk , so-
, in t» jpcit es die geltenden Bestimmungen ermöglichten,e Arbei mit Aufträgen zu bedenken . In gleicher Weise- wird

ich, d «uch bei der Verdingung von Abändcrungsarbeiten ver¬
fahren. Bezüglich der Neuzulassung von Fabrikanten zur die V Lieferungen der wichtigsten Ausrüstungsstücke von

lvaltuMdar darf noch bemerkt werden, daß entsprechende An-
^ ^ Eräge an das Kgl. Kriegsministerium (Armeeverwal -

Wungs-Tepartement ) zu richten sind .
"

!
^ er '®err ^ 0 . Müller hat sich ferner beschwert über

sirchr, dm Vertrag , den die Rheinfelder KraftwerkeGew« ihren Abonnenten abgeschlossen haben. Er hat ge-^ i sagt , cs nehine dieser Vertrag keine Rücksicht auf das
che $01 Heinc Handwerk. Er hat ausgeführt , daß die Kilowatt -

stunde 6,5 Pf . koste für bestimmte Stunden des Tages ,0 , ^ die je nach den Jahreszeiten verschieden sind : 9—4 , 9—5,1—6, 6—6, 6—7 Uhr, daß dagegen für Stunden
n oußerhalb dieser Zeit erheblich mehr zu bezahlen sei.

‘ frrtbJ
^Un ' *’*efer Gegenstand ist, wie der Herr Abgeordnete,er 1 gesagt hat , auch in einer Zeitung schon erörtert worden
nd es hat diesseits eine Prüfung stattgefunden . Diese
lrüfung hat folgendes ergeben : Die Mitteilung des

mmen

beiten !
:rbe- «
mando !

Herrn Abgeordneten von den verschiedenen Preisen für
verschiedene Stunden trifft zu nur für solche Handwerker ,

, , welche Tagesmotore angelegt haben und dafür einen
stritt

'̂
ten jährlichen Abonnementspreis von 100 M . für die

k vsr bezahlen . Wer seinen Motor dagegen unbe-
,
0?E , d beuützen will, erhält einen Zähler gesetzt und be -

i Mmmi -^ 0 für das Jahr eine Grunötaxe von 128 M . für die
' aebal djerdekraft , das ist 160 M . für das Kilowatt , und fürtn

* JL iede verbrauchte Kilowattstunde außerdem eine Konsum-
f,

e
st» che von 1,6 Pf . Würde nun der Gewerbetreibende an'

<>, y
^0 Tagen je 10 Stunden täglich arbeiten — in Wirklich-

or mJ ^ benutzt er aber den Motor nur während 300—400
. „ i , Wunden jährlich — , so hätte er für die Pferdekraft im'^
vorbei SflI)rc 166.40 M . und für die Pferdekraftstunde 5,54 M.!

kör ^ bezahlen . Somit ist der Gewerbetreibende , wenn ern
,
0 j stch die kleine Beschränkung bezüglich der Sperrstundenr

Befallen läßt , in der Regel im Vorteil , weil er dann

jährlich nicht 166 M . sondern nur '100 M . zu zahlen hak.
Allerdings muß er sich dann mit seiner Arbeitszeit nach
diesen Sperrstunden richten. Das kann er ohne weiteres ,
wenn er die englische Arbeitszeit einführt . Das ist nun
allerdings keine leichte Zumutung , indessen ganze Läirder
haben diese Arbeitszeit und befinden sich wohl dabei . Im
übrigen fallen also diese Sperrstunden , wo die Kraft
erheblich höher zu bezahlen ist , in den Monaten Dezem¬
ber und Januar in die Stunden von 7 bis 9 Uhr morgens
und von 4 bis 6 Uhr abends, in den Monaten November
und Februar in die Zeit von 7 bis 9 Uhr morgens und
von 6 bis 6 Uhr abends, und in den Monaten Oktober
und März in die Zeit von 7 bis 8 Uhr morgens und 5 bis
6 Uhr abends . Es dürfte doch wohl anzunehmen sein , daß
bei richtiger Einteilung der Arbeit auf die Benützung
von Motoren in diesen Sperrstunden mehr oder weniger
verzichtet Weden kann. Derselbe Grundsatz, der hier dem
Vertrag zugrunde liegt , wird in neuerer Zeit in sehr vie¬
len Elektrizitätswerken angelvendet. Er hat einen er¬
zieherischen Zweck , die Elektrizitätswerke wollen bewir¬
ken, daß der Kraftverbrauch hauptsächlich in den Stunden
erfolgt , wo kein Lichtgebrauch stattfindet , weil sie durch
gleichzeitigen Licht- und Kraftverbrauch in besonderem
Maße in Anspruch genommen werden. Das ist nun bei
einer Wasserkraftanlage, wie es die Rheinfelder Werke
sind von ganze besonderer Bedeutung , weil dort die
Dampsreserve ohnehin zeitweise sehr stark beansprucht
wird . Es wird sich also gegen diese Bestimmung der
Rheinfelder Kraftwerke kaum etwas einwenden lassen .

Der Herr Abgeordnete hat sich dann weiter darüber be¬
klagt , daß die Kraftwerke ein Rundschreiben erlas¬
sen haben, in welchem sie es ablehnen, weitere Kraft abzu¬
geben . Dieses Rundschreiben ist auch dem Ministerium
bekannt geworden, einmal dadurch , daß die Kraftwerke
es- auch uns geschickt haben, dann aber dadurch, daß der
Gemeinderat Lörrach sich in der Sache an uns gewendet
hat . Die Frage unterliegt der Prüfung , sie wird Gegen¬
stand der Erörterung mit dem Gemeinderat Lörrach sein.
Ich kann heute nur soviel sagen , daß wir nach den Konzes¬
sionsbedingungen nur darauf Anspruch haben, daß die
Hälfte der in Rheinfelden gewonnenen Kräfte nach Ba -
dei: abgesetzt wird . Tatsächlich wird aber schon weit über
die Hälfte der gewonnen Kraft in Baden verbraucht . Wir
haben also an sich keinen Anspruch darauf , zu verlangen ,daß noch weitere Kraft nach Baden abgesetzt wird . Die
Kraftwerke führen in ihrem Rundschreiben aus , daß sie
an der Grenze ihrer Leistungsfähigkeit angelangt feien.Sie haben für ihre Abonnenten nicht nur über die Kräfte
verfügt , welche sie durch das Kraftwerk am Rhein gewin¬
nen, sondern auch über zahlreiche Kräfte , die sie sich ver¬
tragsmäßig von anderen Werken in der Schweiz gesichert
haben, und ferner über die Kräfte , welche durch die eben
ausgebaute Dampfreserve in Wyhlen gewonnen werden .
In dem Rundschreiben lehnen sie nun neue Abonnenten
ab und lehnen es ferner ab , von den bereits vorhandenen
Abonnenten neue Anschlüsse und neue Installationen an¬
zunehmen. Das ist ja allerdings für die industrielle Ent¬
wicklung z . B . einer Stadt wie Lörrach ein erhebliches
und bedauerliches Hindernis , aber die Fabrik ist eben da¬
durch , daß das Kraftwerk Wyhlen nicht , wie es beabsich¬
tigt war , im Jahre 1908 hat eröffnet werden können, son¬
dern voraussichtlich erst im Jahre 1912 wird eröffnet wer¬
den können , in eine sehr schwierige Lage geraten . Ein
Verschulden trifft die Kraftwerke dabei nicht . Es hat
erstens das Konzessionsverfahren sehr viel länger ge¬
dauert , als angenommen war , und es haben zweitens auch
Störungen durch Hochwasser stattgefunden , welche den

Bau verzögert haben . Ich glaube also kaum, daß seitens

ri
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5er Regierung hier wird vorgegangen werden können .
Jin übrigen wird die Sache Gegenstand nochmaliger ein¬

gehender Prüfung und , wie gesagt , der Erörterung mit
dem Gemeinderate Lörrach sein .

Von dem Herrn Abg . Gierich ist die Frage aufgewor -

fen worden , ob der Neubau der Landesge¬
werbehalle notwendig sei . Die Mißstände , die zu
beklagen waren , sind allerdings zu einem großen Teil

durch den Umbau der Landesgewerbehalle behoben wor¬
den . Ein Hauptmißstand besteht aber noch fort , daß
nämlich die Behörde , das Landesgewerbeamt , nur zu
einem Teil in diesem Gebäude in der Karl Friedrich¬
straße untergebracht ist , zu einem anderen Teile aber im
Gebäude des Ministeriums des Innern , was den Dienst¬
betrieb dieser Behörde sehr erschwert . Auch sind die

Ausstellungsräume dem wachsenden Bedürfnis nicht ent¬

sprechend . Immerhin wird man für eine Reihe von
Jahren sich mit dem gegenwärtigen Zustand begnügen
können , wir werden aber dafür sorgen müssen , daß wir
uns wenigstens den Bauplatz für den Neubau sichern ,
damit wir zu gelegener Zeit damit beginnen können .
Es hat ja auch das Hohe Haus seiner Zeit das Bedürf¬
nis nach einem Neubau anerkannt .

Es ist sodann die Frage gestreift worden , ob man nicht
die vier Handwerkskammern in eine ver¬

einigen könne . Diese Frage ist bei der Errichtung
der Handwerkskammern sehr eingehend geprüft worden ,
und man hat sich für vier Handwerkskammern entschie¬
den hauptsächlich mit Rücksicht darauf , daß die Verhält¬
nisse in den verschiedenen Landesteilen eben außerordent¬
lich verschieden sind . Nachdem man sich damals so ent¬

schieden hat , wird man jetzt Wohl die Organisation nicht
wieder ändern können . Es hat jede der vier Handwerks¬
kammern sehr gut gearbeitet und hat sich ihr eigenes
Tätigkeitsgebiet -- ausgebaut , und es wäre , glaube ich,
nicht erwünscht , in diese Tätigkeit nun mit rauher Hand
einzugreifen .

Der Herr Abg . Göhring hat von der staatlichen P e it-

sionsversicherung d er Privatbeamten ge¬
sprochen ; das ist aber Gegenstand eines besonderen An¬

trages , weshalb ich mich eines Eingehens darauf enthal¬
ten will .

Derselbe Herr Abgeordnete hat den Wunsch ausgespro¬
chen , daß die Sparkassen auch die maschinellen Ein¬

richtungen von Fabriken sollen beleihen dürfen unter

der Voraussetzung , daß die Beleihung mündelsicher ist ,
also daß sie doppelte Deckung findet . Das ist wohl so zu
verstehen , daß die Maschinen als verliegenschaftet be¬

trachtet werden sollen , also als ein Bestandteil der Lie¬

genschaften , und daß sie bei der Schätzung der Liegen¬

schaft mitberücksichtigt werden sollen . Das ist nach un¬

seren ! Sparkassengesetz nicht möglich . Wohl aber ist
"
im

Einzelfall eine derartige Beleihung mit Ge¬

nehmigung des Ministeriums des Innern

möglich , da das eine besondere Art der An¬

legung von Sparkasfengeldern ist , die nicht aus¬

drücklich im Gesetz aufgeführt ist . Für solche besondere
Arten der Anlegung von Sparkassengeldern ist die

Genehmigung des Ministeriums einzuholen . Es kann

also nur von Fall zu Fall entschieden werden . Wenn ein

solcher Fall an uns herantritt , werden wir ihn einer ein¬

gehenden Prüfung unterziehen .
Was den Wunsch wegen Handhabung des Wein ge¬

steh es betrifft , den der Herr Abg . Göhring vorgetragen
hat , so ist das Ministerium des Innern hierüber mit
dem Justizministerium ins Benehmen getreten . Das

Ministerium des Innern ist aber der Ansicht , daß unsere

Organisation eigentlich eine genügende . Gewähr dafür

Der. !
§ 100
Iverks
öie F
einer
jungst
tag a!
Inner

- bietet , daß nicht grundlos Anzeigen erstattet toet &?
Erstens ist unser Weinkontrolleur doch selbst aus

'
^

Praxis hervorgegangen , er ist ein hervorragend pratzj,
scher Sachverständiger . Zweitens , wenn er eine Bey»,

standung zu machen hat , so erstattet er nicht daraufhj ,
sofort Anzeige , sondern es werden zunächst weitere Sach
verständige gehört , nämlich entweder die Landwirtschah ,
liche Versuchsanstalt in Augustenberg oder die Lebeq , ^
mittelprüfungsstation hier . Wir sind der Ansicht , H ^
in der Anhörung dieser Sachverständigen eigentlich eiy «g jr.

mindestens ebenso gute Gewähr liegt wie in der % «an f)t
hörung von Sachverständigen , wie sie anderwärts anz»
hören nach der Mitteilung des Herrn Abgeordneten bot ^

'

geschrieben ist . . ^ ird
Der Herr Abg . Vogel -Mannheim hat den Wunsch M

gesprochen , daß die künftigen Gewerbelehrerm gejl
der Baugewerkeschule auch im Genossenschaftswesen unt « ^ ^
richtet , werden möchten . Diesem Wunsch ist bereits cic

sprachen , die Gewerbelehrer werden an der Baugewer ),

schule auch im Genossenschaftswesen unterrichtet . gx
steht allerdings nicht ausdrücklich im Lehrplan , und dah

mag die Meinung kommen , daß das nicht Gegenslm . . ^
des Unterrichts sei . Man wird das künftig in den Lch

plan aufnehmen . Das Genossenschaftswesen ist Gegen 9 '
ah Kswt k « '

Materstand des Unterrichts auch an den Gewerbeschulen uj l a^c

im kaufmännischen Fortbildungsunterricht .

Ich darf zum Schluß noch meiner Freude darüber Au!
druck verleihen , daß aus verschiedenen Äußerungen ei .

gewisses Selbstvertrauen und eine gewisse Hoffnung ? • ;
freudigkeit des Handwerkerstandes hervorgeklungen h« i _ ™
Es ist bei aller Notwendigkeit der Staatshilfe doch st« ^

^

betont worden , daß die Selb st h 1 1 ste immer die erji ^ .

Voraussetzung einer gedeihlichen Entwicklung des Hatz
Werks ist . Ich kann mich dem nur voll anschließen . I

Staatshilfe soll es nicht fehlen , wir werden auf dem h
tretenen Wege fortfahren , aber Voraussetzung , ei« f .
günstigen Wirkung der Staatshilfe ist vor allem di

eigene Tüchtigkeit des Handwerkerstandes , Selb »«

trauen und der feste Wille , zunächst aus eigener Krai ;
das Möglichste zu leisten . Daß der Unterricht und k

Zusammenschluß die zwei wichtigsten Faktoren bei iü .

Entwicklung des Handwerks sind , das ist auch die Ansst Mrker
der Großh . Regierung . Deshalb richtet sie auch auf du . . ~
beiden Gegenstände ihr Hauptaugenmerk . Es ist hoch

fraulich , daß eine Einrichtung , die demselben Zw«

dient , dem Unterricht und dem Zusammenschluß , dist , .

Hebung des Standesgefühles des Handwerkerstandes,
' *Tnt :

neuester Zeit ins Leben getreten ist und eine weite V«
"

breitung gefunden hat , das ist die Badische
'

Ci 11

werbe - und Handwerkerzeitu n g . Es ist sei -T

erfreulich , daß die beiden bisher getrennt erschient
® *'

Zeitungen nun vereinigt sind , und es ist der unermst ^

lichen Tätigkeit vor allein des Präsidenten des Verband
aller dieser Vereinigungen , des Herrn Niederbüf ' ®

zu verdanken , daß dieses Blatt nun auch in großem M

verbreitet ist , daß es in 20 000 Nummern in die HL«

der Handwerker gelangt .
»ahme^

Über eine Reihe vgn anderen Einzelfragen werden d »ach dl

Herren ' Referenten sich äußern .
1907
laufen

Ministerialrat Dr . Schneider : Der Herr Ai Staats

N e u h a u s hat die Frage nach einer Aufhebung od liche x

Ä n d e r u n g des § 10 0 g der Gewerbeordnung beruh
hakeü/

Durch ß 100g der Gewerbeordnung in der jetzigen F« l ^
sung wird den Zwangsinnungen verboten , daß sie ih L

- - - — *- * «h -uqc ]
Mitglieder in der Festsetzung der Preise ihrer WaN

'
- .

oder Leistungen oder in der Annahme von Kunden i>
^

^

schränken ; entgegenstehende Abmachungen sind ungiÄ '
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per Wunsch nach einer Aufhebung oder Änderung des
§ IVOq der Gewerbeordnung ist schon vielfach aus Hand -
perkskreisen geäußert worden . Die Reichsregierung hat
Fe Frage auch schon mehrfach geprüft , ohne bis jetzt zu
einer Änderung der Vorschrift zu gelangen . Nach der
jtzngst vom Herrn Staatssekretär des Innern im Reichs¬
tag abgegebenen Erklärung ist z . Zt . das Reichsamt des
Innern mit einer erneuten Prüfung der Frage beschäf¬
tigt. Ich glaube darauf Hinweisen zu müssen , daß hier
eben sehr erhebliche Schwierigkeiten zu überwinden sind ,
ßs ist ein schwerer Eingriff in die Freiheit , daß ein
Handwerker , der durch Mehrheitsbeschluß gezwungen
wird, einer Zwangsinnung beizutreten , auch noch in sei¬
ner wirtschaftlichen Betätigung dadurch eingeschränkt

. < , wird, daß ihm Preise , mit denen er vielleicht gar nicht
^ erstanden ist , vorgeschrieben werden . Die Anträge
gehen auch in letzter Zeit nicht mehr dahin , daß § lOOq
der Gewerbeordnung schlechtweg aufgehoben werden
möchte, sondern daß der Zwangsinnung gestattet werde ,
für gleichartige Leistungen und Lieferungen Mindest¬
preise für ihre Mitglieder mit Genehmigung der höheren
Verwaltungsbehörde oder der Aufsichrsbehörde festzu¬
setzen. Hierdurch wird der Aufsichtsbehörde oder der
höheren Verwaltungsbehörde eine sehr schwierige Auf -

toetfe
aus dtz

> prakp
-e Bea«,
aratiM
re SH
irtschG
Leb« j

ichsi
siich eil«
der
ts Qlljs
-ten bst

re
>n untet
eits cw
lgewer),
it . Ä
nd dah
igensta«
en Lch

Gege«. ^
gäbe zugewiesen . ^ Auch ist zu berücksichtigen , daß die1 e u* Katerialpreise und Löhne sich fortgesetzt ändern . Es
müßten also sehr häufig neue Festsetzungen erfolgen ,’jer . Aufsichtsbehörde oder höheren Verwaltungsbehörde(
Mwächst hier eine Aufgabe , die sie jedenfalls nicht immer

der Ai l

lgen h«
roch ftos
die eif

Handwerker und
fas Publikum zufrieden sein werden ,
möge das Hohe Haus ersehen sich hier um eine
Ar schwierige Frage handelt ß es zu verstehen
ist ,

'
wenn die Reichsregierung an die Regelung dieser

es Han!
^1

° '
ü *acÖc nt ^ gewissen Bedenken und zögernd herantritt ,oem

^ ist dann weiter vom Herrn Abg . Neuhaus die
Handwerk aus¬

beschäftigenden Industrien zu
der Handwerkskammer und den

n ^ 1ra0e ^er Heranziehung der im
--bildete Arbeiter

ter Sw kn Kosten , die
v . gewerblichen Organisationen für die L e h r l i n g s a u s -

^ bildung erwachsen , gestreift worden . Diese Frage ist' "
j$pn seit Jahren Gegenstand der Wünsche der Hand -

. . . . Herker , sie,wurde wiederholt im Reichstage erörtert , und
» locke Reichsamt des Innern ist zurzeit wieder mit einer
1

« m« Prüfung auch dieser schwierigen Angelegenheit be-

l fl 1
'
chastigt . . . Bei uns in Baden dürfte ein dringendes Be -

^
h

'
s; iiiirfnis nach der angestrebten Regelung wohl weniger

vorhanden sein . Bei uns werden die Kosten für das ge-
^ merkliche Ähulwesen vom Staat und den Gemeinden

getragen, so daß den . Handwerkskammern und den
üblichen Organisationen für die Ausbildung der jun -

a,teit J gen Handwerker in den Schulen nennenswerte Aus -^ gaben nicht erwachsen . Für daS Lehrlingswesen und
unerm !
verband
erbüh
ein Ma

iir das Gesellenwesen haben die Handwerkskammern
öes , Landes nach den letzten Voranschlägen im ganzen

. §1840 M .. vorgesehen . Diesen Ausgaben stehen Ein -ne Hau aus den Gesellenprüfungen gegenüber , die sich
. . »ach der letzten mir vorliegenden Statistik im Jahre>eroen o ^ ^ 7990 und in die 200 M . be¬

laufen haben . Wenn man berücksichtigt , daß wir im
Staatsvoranschlag für die HandwerkskammernCrr

el» '^ e Beihilfen im Betrage von 20 000 M . vorgesehen
haken , wenn man daran denkt , welch große Aufwendun

? (ĵ @tqat und Gemeinden für die hauptsächlich den:
.vj Handwerk zugute kommenden gewerblichen Schuleni dringen, , und wenn man weiter in Betracht zieht , daß- » diesen Ausgaben die Industrie durch Heranziehung

Mes Steuerkapitals ■ schon wesentlich beiträgt ,

wird man Wohl zu der Auffassung kommen , daß in Ba¬
den speziell erhebliche Mißstände in dieser Richtung nicht
vorhanden sind , und daß die badischen Handwerker sich
nicht zu beunruhigen brauchen , wenn die Lösung dieser
schwierigen Frage noch einige Zeit auf sich warten
läßt . Selbstverständlich wird die Großh . Regierung ,
wenn das Reichsamt des Innern die Regelung der
Frage für ausführbar hält , ihre Mitwirkung gern ein -
treten lassen .

Der Herr Abg . Neuhaus hat hinsichtlich des Ge¬
nossenschaftswesens dargelegt , daß ein Forcieren
desselben sich nicht empfiehlt , und daß man sich davor
hüten sollte , Treibhauskulturen zu pflegen . Wir sind
durchaus der gleichen Auffassung . So sehr wir in dem
Genossenschaftswesen einen mächtigen Faktor für die
Förderung des Gewerbes erblicken , sind wir doch der
Ansicht, daß nur da Genossenschaften errichtet werden sol¬
len , wo wirklich die Grundlagen für ihre gedeihliche
Entwicklung vorhanden sind, und wo auch die richtigen
Männer an die Spitze dieser Genossenschaften treten
können . Der Herr Abg . Müller -Schopfheim hat be¬
dauert , daß die Mittel für Förderung des Genossen¬
schaftswesens von 15 000 M . im letzten Budget auf
12 000 M . in diesem Budget ermäßigt worden sind .
Wir werden mit den 12 000 M ., die wir in diesem Bud¬
get vorgesehen haben , nach den Erfahrungen der letzten
Budgetperiode reichlich auskommen , ohne die bisherige
Unterstützung der Genossenschaften einschränken zu
müssen . Die Ausgaben für das Genossenschaftswesen
erfolgen im wesentlichen in der Weise , daß wir zu den
Kosten der ersten Einrichtung der Genossenschaften Bei¬
hilfen gewähren , daß wir dem Verbände der Handwer¬
kergenossenschaften einen wesentlichen Beitrag zur Be¬
streitung seiner Ausgaben leisten , und daß wir Genos¬
senschaftskurse abhalten , um die richtigen Leiter und
Beamten der Genossenschaften auszubilden .

Seitens des Herrn Abg . Gierich ist die Frage der
Handhabung der Bäckereiverordnung
zur Sprache gebracht worden . Der Herr Abgeordnete hat
ausgeführt , daß in einem Falle ein Bau genehmigt , aber
nach dessen Erstellung seitens der Verwaltungsbehörde
Auflagen wegen Erfüllung der Bestimmungen der
Bäckereiverordnung gemacht worden seien . Es wird sich
hier fragen , ob aus den Plänen des Baues schon zu er¬
sehen war , daß es sich um eine Bäckerei handelt . War
dies der Fall , so liegt ein bedauerliches Versehen der
Baupolizeibehörde vor , wenn sie nicht von vornherein die
der Bäckereiverordnung entsprechenden Bedingungen an
die Baugenehmigung geknüpft hat . Es ist weiter die
Frage der Rückwirkung der Bestimmungen der Bäckerei¬
verordnung auf diejenigen Anlagen , die vor Erlaß der
Verordnung errichtet worden sind, berührt worden . Die
Großh . Regierung ist der Auffassung , daß man in Fällen ,
in denen es sich darum handelk , schwere Schädigungen der
Gesundheit von den Arbeitern fern zu halten , Nachsichts¬
bewilligungen nicht eintreten lassen kann . Liegen aber
diese Voraussetzungen nicht vor , dann kann nach Ansicht
der Großh . Regierung Nachsicht im Rahmen der Ver¬
ordnung erteilt werden , und dies sollte namentlich dann
geschehen, wenn ohne die Nachsicht .die wirtschaftliche
Existenz des betr . Bäckers untergraben würde . Es wird
Sache des Bezirksamtes und des Ministeriums in der
Rekursinstanz sein , die entgegenstehenden Interessen ab¬
zuwägen und im einzelnen Falle das Richtige zu finden .

Ter Herr Abg . N e u h a u s hat einzelne Wünsche hin¬
sichtlich der Baugewcrkeschule vorgetragen . Er
hat dem Wunsche Ausdruck gegeben , daß das Winter¬
semester nicht über den 15. März hinaus verlängert wer -

»
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den möchte . In der Regel schließt die Baugewerkeschule
am 15 . März . Nur in den Jahren , wo eine Schüleraus¬
stellung statfindet , ist eine Verlängerung des Unterrichtes
bis zum 21 . März vorgesehen . Diese Schülerausstel¬

lungen finden aber nur selten statt . In diesem Jahre
ist nun , gerade eine solche Ausstellung , und ich darf viel¬

leicht bei dieser Gelegenheit der Hoffnung Ausdruck

geben , daß auch einige Herren , die diesem Hohen Hause
angehören , sich die Ausstellung ansehen werden . Soweit
nun etwa Schüler Stellen in Aussicht haben , die sie
Mitte März anzutreten haben , wird der Direktor diese
Schüler am 15 . März beurlauben . Für das Gros der

Schüler aber ist es von Wert , daß sie da bleiben , die

Schülerausstellung sich ansehen und dadurch auch etwas
lernen .

Ferner ist der Wunsch ausgesprochen worden , daß man
von der Übung , daß die Schüler der Baugewerkeschule ,
welche sie länger wie drei Semester nicht mehr besucht
haben , vor ihrem Wiedereintritt eine Prüfung ob¬

legen müssen , absehen möchte bei Schülern , die direkt
nach dem Verlassen der Baugewerkeschule ihrer Militär¬
pflicht genügt haben und unmittelbar nach Ableistung der
Militärpflicht wieder in die Baugewerkeschule eintreten .
Ich möchte hier darauf Hinweisen , daß die beanstandete
Vorschrift im Interesse der Schüler erlassen wurde . Es ist
wünschenswert , daß die Schüler , wenn sie den ' Unterricht
an der Baugewerkeschule längere Zeit unterbrochen
haben , vor ihrem Wiedereintritt ihre theoretischen Kennt¬

nisse wieder auffrischen , weil es ihnen sonst kaum gelingt ,
dem Unterrichte an der Baugewerkeschule zu folgen . Es
werden auch diejenigen , welche Ende September vom
Militär entlassen worden sind , bis zum Beginn des
Unterrichtes der Baugewerkeschule , Anfang November ,
wohl Gelegenheit genug haben , sich in den mathema¬
tischen und konstruktiven Fächern , in welchen sie bei der
Aufnahme geprüft werden , wieder soweit zu orientieren ,
daß sie die Aufnahmeprüfung bestehen können . In
Preußen wird schon dann eine Aufnahmeprüfung ver¬
langt , wenn der Schüler der Baugewerkeschule länger
wie zwei Semester dieselbe nicht mehr besucht hat . Wir
werden die Anregung des Herrn Abg . Neuhaus nochmals
prüfen , ich möchte aber doch schon heute auf die bestehen¬
den Bedenken Hinweisen .

Eine weitere Anregung ging dahin , ob man den
Absolventen der Baugewerkeschule nicht allge¬
mein die Einjährigen - Berechtigung erteilen könnte .
Die Reichsschulkommission steht bis jetzt auf dem Stand¬
punkt , daß eine fachliche Ausbildung für die Verleihung
der Berechtigung zum Einjährig -Freiwilligen -Dienst nicht
genüge . Wenn wir also für die Absolventen der Bau¬
gewerkeschule allgemein die Einjährig - Freiwilligen - Be¬
rechtigung erhalten wollten , müßten wir den Unterricht
ganz wesentlich umgestalken . Wir müßten die allgemein
bildenden Fächer in den Vordergrund stellen und die
Fachausbildung zurücktreten lassen , ein Ergebnis , welches
doch ganz sicher auch in dem Hohen Hause Beifall nicht
finden würde .

Der Herr Abg . Göhring hat den Wunsch zum
Ausdruck gebracht , daß man bei der Aufnahme von
Schülern in die Baugewerkeschule das vollendete
16 . Lebensjahr und eine zweijährige Praxis (wobei
die Tätigkeit auf dem Baubureau nicht berück¬

sichtigt werden solle ) verlangen und daß auch die
Aufnahmebedingungen hinsichtlich der allgemeinen
Kenntnisse verschärft werden möchten . Nun ist
bereits in den Vorschriften für die Baugewerkeschule
bestimmt , daß das 16 . Lebensjahr vollendet und daß
eine zweijährige Praxis (ohne Berücksichtigung einer

Bureautätigkeit ) vorausgegangen sein muß und daß b«
jungen Leute , welche in die Schule aufgenommq
werden wollen , eine Gewerbeschule durchgemacht habe«;

- ausnahmsweise begnügt man sich auch mit dem Besuch
einer gewerblichen Fortbildungsschule . Bei der Au .
nähme wird eine Prüfung und zwar in Deutsch , q
Rechnen und in Projektionslehre gemacht . Wir Hab«,
die Bestimmungen für diese Prüfung verschärft , un
wir lassen alle durchfallen , welche nicht diejenige ,
Kenntnisse besitzen , die man von einem guten Volks
schüler und Gewerbeschüler erwarten kann .

Der Herr Abg .
< . abgese

örlacher hat dem Bedauern Ausß ^ s 2
druck gegeben , daß so viele Absolventen der Baugewerke - ^ sfer
schule dem Handwerk verloren gehen . Das ist eine Kergü
Tatsache , mit der wir uns abfinden müssen . Für du fp:
Handwerker suchen wir in einer anderen Richtung z, ^ aif

- sorgen und zwar durch die Errichtung von Balier . ^ x
schulen , wie sie in Freiburg und Weinheim bestehe«, ^achei

. oder durch Winterschulen für Bauhandwerke ^ ^ es
wie sie in Mannheim und neuerdings in Offenbug
und Konstanz errichtet worden sind . Diese Mitteilunj fceti
führt mich zu dem Wunsche des Herrn Abg . Giern ^ Q]
nach Schaffung weiterer Fachschulen . An ganztägige , sM *
Fachschulen bestehen in unserm Lande außer den ei Urrab
wähnten Balierschulen und Winterschulen auch Monteur oeranl
und Werkmeisterschulen in Mannheim und Freibug M j
feine Fachschule für Blechner und Installateure ,, H-^ h
Karlsruhe und Heizerschulen in Karlsruhe - und Man » mH
heim . Fachkurse , die über den Rahmen des allgemeine « jst at
Lehrplanes einer Gewerbeschule hinausgehen , finden stai! ^ Z <
an den Gewerbeschulen in Bruchsal , Freiburg , Heibel >in±ret
berg , Karlsruhe , Konstanz , Mannheim , Offenburg , Pfog |en
heim , Säckingen und Weinheim , und die Gewerbe , ira hxstehe
die es sich hierbei handelt , sind : Blechner , Installateur jjt
Schlosser , Maschinenschlosser , Mechaniker , Heizer , Web« zackwc
Buchbinder , Schriftsetzer , Holzbildhauer , Maurer , Stei ». ^ s
Hauer , Zimmerleute , Dekorationsmaler , Bildhauer , Hoh & r fen
schnitzer , Glasmaler und Elektromechaniker . Es gch ziz Zi
hieraus hervor , daß wir schon in weitem Umfange naß
der Richtung tätig gewesen sind , wie es der Herr
Gierich wünscht , den Abschluß haben wir noch nicht w ^ ej r
reicht , vielmehr führt die ganze Entwicklung unfern 5
Gewerbeschulen zu immer weiterem Ausbau des Faß nntg i
Unterrichts . Seffern

Seitens des Herrn Abg . Görlacher ist auch der zoll
freie Grenzverkehr berührt worden . In der Anlag toJ! ^
C zum Deutsch -Schweizerischen Handelsvertrag und M ^ <g e
in dessen § 4 ist bestimmt : „ Im kleinen Grenzverkes ^ 5̂
werden folgende nicht mit der Post eingehende Wan

zollfrei zugelassen : . . 2 . Müllereierzeugnisse in Menge !^ ^
von nicht mehr als 3 kg ; 3 . gewöhnliches Backwerk fe , ..
Mengen von - nicht mehr als 3 kg . " In § 6 des Va

trags heißt es : „Jeder der vertragschließenden TÄ

behält sich vor , die in den §8 4 und 5 vorgesehene ^
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Begünstigungen , soweit sie für sein Gebiet gelten , a> | nen (
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knüpfen oder bei vorgekommenen Mißbräuch «
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hier handelt — „ ist der andere Teil berechtigt , alsbal

die gleichen Maßregeln für sein Gebiet zu treffen.

Wir haben nun diese Vergünstigung an die Erfüllm | Qn
besonderer Bedingungen geknüpft , indem wir ganz all

gemein für den kleinen Grenzverkehr die Lösung
Karten vorgeschrieben haben . Dadurch haben wir ei»

genaue Kontrolle , ob ein Mißbrauch mit der Vergünstigt
getrieben wird . Der Herr Abg . Görlacher hat gesagis
daß ihm aus Lörrach die Klage zugegangen sei,
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d« One « von der Vergünstigung Gebrauch machen . Ta8

^ nanzministerium hat in der Sache Erhebungen ge-
macht. Es sind im Steueramtsbezirk Lörrach im ganzen
1695 Karten ausgegeben worden ; von diesen sind

^ dlus.
jjpgj Drittel von Arbeitern gelöst worden , und" >4 ' M
flUCfj das letzte Drittel weit überwiegend vonr habe, ^ ineren Leuten, wie Witwen , Invaliden , kleinen
Handwerkern, Unteroffizieren, unteren Beamten usw.
Die Zahlen der Karteninhaber , die sich in besserenr Volks, derhältnissen befinden, ist verschwindend gering . Ganz
abgesehen davon, ob es nach den Bestimmungenrn Aus des Vertrags möglich wäre , nun etwa deshalb , weil

geweUh besser situierte Personen in großem Umfange von derist eine Vergünstigung Gebrauch machen , von einem „ Mißbrauch "
Für dir zu sprechen und diese Vergünstigung zurückzunehmen,>tung z, jsj also nach dem Ergebnis dieser Erhebungen auf GrundSalier ^ Vorbringens des Herrn Abg . Görlacher nichts zubestehet, zachen. Es ist aber auch weiter festgestellt worden,verkei es sich mit der Zahl der Bäckereien im Steueramts -
ffenbuq bezirk Lörrach verhält . Da hat sich ergeben, daß wohlitteilun j„ den letzten zwei Jahren 6 Bäckereibetriebe eingestellt,Iieril daß aber 9 neue errichtet worden sind ; auch ist festge-
ztagige, stellt worden, daß von den Bäckern im Steueramtsbezirkden ei Urrach in den letzten Jahren neun zur Steuer höherllonteu , veranlagt wurden lHört, hört ! bei den Sozialdemokraten ),steibuq M bedauern lebhaft , daß durch den kleinen Grenz¬eure i, A-kehr die Bäcker an der Grenze geschädigt werden,1 Man» mch Lage des Handelsvertrags mit der Schweiz
,einem« jft aber auf Grund der gemachten Feststellungenden stab Zeit nicht die Möglichkeit gegeben , eine Änderung

Heidcl üntreten zu lassen . Wenn man auf den Wunsch — für
3, Pfoy beit aber die gesetzlichen Voraussetzungen derzeit nicht
:rbe, m bestehen — eingehen wollte, daß man das Quantumlllateun der zollfrei einzuführenden Müllereierzeugnisse und
, Web« Wwaren etwas verringert und es auf je 2 kg herab-
:, Stch sHt, so würde das auch nicht helfen. Denn die 1696er, Holj- zärteninhaber haben in der Zeit vom 1 . Mai 1908Es gch ssZ Zi . Oktober 1909 pro Person täglich an Brot und
nge nab Kehl zusammen nur 595 gr . eingeführt , während sieerr M; h einführen dürften ; sie haben demnach wenig mehrnicht et ai« ein Zwölftel dessen eingeführt , was nach der gesetz -

unsei« Ischen Bestimmung zulässig war , so daß auch eine Minde¬ns Fach Mg der zulässigen Einfuhrmenge auf je 2 kg eine
Lessernng nicht brächte .

Was das Submissionswesen angeht , ist schonc Aula«
bou dem Herrn Berichterstatter Abg. Reinhardt auflnd zw ^ Bestimmungen hingewiesen worden, die wir in un -

6
,erc Derdingungsordnung im Interesse der ortsansässigene„ " an Gewerbetreibenden ausgenommen haben . Wir sind durch -Menŝ dus der Auffassung, daß diese Bestimmungen durchge -
ührt werden sollen und daß die ortsansässigen Gewerbe¬

treibenden dann den Zuschlag erhalten , wenn sie nicht
erheblich höhere Forderungen stellen als die außerhalbzeseyens ^ Ortes ansässigen Gewerbetreibenden, und wenn vonilten , o j|jneit eine gute Leistung zu erwarten ist . An diesen

^ " ? Voraussetzungen müssen wir aber festhalten. Auf Grund
der Wünsche, die im letzten Landtag in diesem Hohen

J ev haus ausgesprochen worden sind , und auf Grund deres fl r
, alsbal

/ rrtui ®ßn *3en Handwerkern entgegenkommen könnte. Es-rsuu« hie vergebenden Behörden seitens der Mini »° ^ en e*ne Verfügung erlassen worden, worin dietn
.
0

«j Schriften wegen der vorzugsweisen Berücksichtigung^ Handwerker, die den Meistertitel führen , wegen
f pL äet Feststellung der Zahlungsfähigkeit der Bewerber ,t gei » einer möglichsten Teilung der Leistungen und
•If ’

W ^ ferungen , wegen der vorzugsweisen Berücksichtigungrche P 'er badischen Bewerber und Produzenten und wegen

kwerkt
des
m Teil̂ H

»ünsche, die uns aus Handwerkerkreisen zugetragen
wurden , haben die Ministerien geprüft , in welcher Weise

der Abwechslung unter den ortsansässigen Gewerbe¬
treibenden bei freihändiger Vergebung zur genauen
Beachtung in Erinnerung gebracht worden sind .

Der Herr Abg . Vogel - Mannheim hat u . a . den
Wunsch ausgesprochen , daß bei Aufstellung von Voran -
schlagen , bei dem Durchgehen der eingegangenen Offertenund bei der Ausscheidung der Angebote, die die Selbst¬
kosten nicht decken , regelmäß .ig Handwerker beigezogenwerden möchten . Auch diese Krage hat den Gegenstand
eingehender Prüfung der Ministerien gebildet . Die
Ministerien sind aber zu dem Ergebnis gekommen,daß dem Wunsche nicht entsprochen werden kann.
Unsere Submissionsordnung sieht schon jetzt die Zw
Ziehung besonderer Sachverständiger in einzelnen Fällenvor. Es heißt nämlich in § 2 : „Für die Ausführung von
Bauten sind zur Verabfolgung an die Bewerber bestimmte
Verdingungsauszüge aufzustellen, soweit erforderlich unter
Zuziehung besonderer Sachverständiger." Der Berück-
rücksichtigung zu niedriger Angebote stehen folgende Vor¬
schriften des § 10 entgegen : „Das niedrigste Angebot als
solches darf für die Entscheidung über den Zuschlag keines¬
wegs den Ausschlag geben. Der Zuschlag darf nur einem
in jeder Beziehung annehmbaren , die tüchtige und recht¬
zeitige Ausführung der Leistung oder Lieferung gewähr¬
leistenden Angebote erteilt werden " ; und ferner : „Aus¬
geschloffen von der Berücksichtigung sind Angebote, die
eine in offenbarem Mißverhältnis zu der Leistung oder
Lieferung stehende Preisforderung enthalten, namentlich
auch wenn nach dem geforderten Preis an und für sicheine tüchsige Ausftihrung nicht erwartet werden kann, es
sei denn, daß der Bewerber als zuverlässig und leistungs¬
fähig bekannt ist und sein Gebot ausreichend begründenkann . "

Es wäre außerordentlich umständlich, wenn in allen Fällen,
also nicht bloß in den Fällen des § 2, wo es ausnahnrsweise
geschehen kann , Handwerker zugezogen werden müßten. Wenn
man berücksichtigt , daß bei den großen Bezirksbauinspektionenkaum ein Tag vergeht , wo nicht ein Voranschlagaufzustellen ,ein Ausschreiben zu erlaffen oder Offerten zu prüfen sind,wenn man weiter bedenkt , daß auch für einen kleineren
Neubau 15 bis 20 verschiedene Handwerke in Betrachtkommen, so ivird man sich vorstellen können , welche
Schwierigkeit entsteht , wenn nun jedesmal zur Prüfung15 bis 20 Handwerker zugezogen werden müßten. Es
besteht dann die weitere Schwierigkeit , wie denn diese
Handwerker bezahlt werden sollen. Wenn sich auch in
großen Städten Handwerker finden , die im allgemeinenInteresse sich unentgeltlich dieser Arbeit unterziehen , sowird es eben in den kleineren Städten kaum möglich sein,den Handwerkern es auch nur zuzumuten , daß sie ihre
Zeit fortgesetzt in den Dienst der Bezirksbauinspektion
stellen . Weiter ist zu berücksichsigen, daß die Voranschrägeund Anträge auf Zuschlag , wenigstens wenn es sich um
größere Bauherstellungen handelt, regelmäßig auch durchdie bautechnischen Referenten der Mnisterien , die einen
Überblick über die Verhältniffe im ganzen Lande besitzen ,
geprüft und erforderlichenfalls richtig gestellt werden.
Ferner ist zu bedenken , daß die Handwerker ihre Angebote
ohne Wcksicht auf den Voranschlag auf Grund ihrer Be¬
rechnungen machen, sie sollen gar nicht wissen , was in dem
Voranschläge steht. Es wird demnach der Preis , den die
Handwerker anfordern, durch die Höhe des Voranschlags
nicht bedingt .

In verschiedenen anderen Richtungen aber sind wir über
die derzeitigen Bestimmungen der Submissionsordnung
hinaus den Wünschen, die uns in dem Hohen Haus und
aus Handwerkerkreisen wegen des Submissionswesens vor¬
getragen wurden, cntgegengekommen. Es ist schon darauf
hingewiesen worden , daß eine Benachrichtigung von dem
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Ausgange des Verdingungsverfahrens an die nicht be¬

rücksichtigten Bewerber erfolgt . Weiter wurden vorgesehen,
daß von nun an die einfachen Verdingungsauszüge un¬
entgeltlich an die Handwerker abgegeben werden , wie es
schon früher bei der Eisenbahnverwaltung der Fall war .
Dann ist vorgeschrieben, daß einfachere Angebotsformulare
verwendet werden , damit nicht zu umständliche Ausfüllungen
durch die Handwerker für kleinere Aufträge erfolgen müssen.;
und schließlich wurde darauf hingewiesen , daß die Be¬
rücksichtigung der Handwerkervereinigungen durchaus
wünschenswert ist. In dieser Verfügung heißt es : „ Bei
oem großen Wert , der vom Staat auf die Erhaltung eines
leistungsfähigen Handwerkerstandes gelegt werden muß,
empfehlen wir den Baubehörden angelegentlich , der Heran -

'

ziehung von Handwerkervereinigungen zur Ausführung von
Arbeiten und Lieferungen besondere Atlfmerksamkeit zu
widmen ; jedenfalls dürfen solche Vereinigungen nicht wegen
der größeren Mühewaltung , die etwa durch ihre Berück¬
sichtigung den Baubehörden erwächst, zurückgewiesen
werden ."

Ich will kurz noch auf einzelne Beschwerden eingehen,
die das Mnisterium des Innern berühren . Die Ver¬
gebung der Uniformen für die Gendarmerie
ist zur Sprache gebracht worden . Das Korpskommando
der Gendarmerie war der Auffassung , daß mit Mcksicht
auf den militärischen Charakter der Gendarmerie die Ver¬
gebung nur an einen Unternehmer erfolgen kann . Wir
haben aber in dem Vertrage festgesetzt, daß , damit möglichst
das ganze Land eine Berücksichtigung erfährt , die Weiter¬
vergebung an Kleinmeister zur Weiterverarbeitung der beim
Unternehmer zugeschnittenen Uniformstücke möglichst gleich¬
mäßig für die vier Handwerkskammerbezirke erfolgt , soweit
ffch eben Kleinmeister zu den tarifmäßigen Löhnen zur
Übernahme der Arbeit bereit finden .

Der Herr Abg . Gierich hat den Wunsch ausgesprochen ,
daß die Kleinmeister in Völkersbach bei anderweitiger
Vergebung der Gendarmerieuniformen ihre derzeitige Be¬

schäftigung nicht verlieren möchten. Wir werden , wenn
Neuvergebungen stattfinden , dem neuen Unternehmer von
dem Wunsche der Kleinmeister in Völkersbach Kenntnis
geben und werden ihn ersuchen, auch diese Klrinmeister
wenn tunlich zu berücksichtigen .

Die Papierlieferung an die Bezirksämter war gleich¬
falls Gegenstand der Erörterung . Außer dem Erlaß vom
7 . November 1908 , den der Herr Abg . Reinhardt verlesen hat ,
ist eine weitere Verfügung in dieser Sache an die Bezirks¬
ämter nicht hinausgegangen , namentlich ist also eine Be¬

stimmung nach der Richtung nicht getroffen worden , daß
die Bezirksämter ihr Papier von einer Karlsruher Groß -

sirma beziehen sollten . Im Gegenteil , es heißt in dem
Erlaß ausdrücklich, daß die ortsansässigen Geschäftsleute zu
berücksichtigen sind, wenn sie nicht erheblich höhere Preise
stellen .

Was der Herr Abg . Reinhardt vom Bezirksamt Emmen¬
dingen vorgetragen hat , dürste wohl auf einem Mß -
verständnis beruhen . Wir wollen die Sache untersuchen.

Dann ist beklagt worden , daß die Heil- und Pflegeanstalt
Jllenau , seitdem der neue Verwalter an ihr tätig sei,
Vergebungen in größerem Umfange wie friiher nach aus¬
wärts eintreten laffe. In dem von uns erhobenen Bericht
der Direktton der Heil - und Pflegeanstalt wird ausgeftthrt ,
daß eine wesentliche Aenderung in den Bezugsquellen der

Anstalt fett dem Dienstantritt des jetzigen Verwalters ^
eingetreten ist , es werden vielmehr die Anstaltsbedürstj
von besonderem Wert , die seither von Achern bezv«
worden sind, nicht nach auswärts vergeben . Dies tvi
auch in Zahlen nachgewiesen . Im Jahre 1905 beh ,
die Gesamwergebung für die Anstalt nach Achx
111000 M . , im Jahre 1907 105 800 M . Dabei . j
aber zu berücksichtigen , daß im Jahre 1905 eine größ,
Weinlieferung für 10 000 M . und eine Lieferung j
Bettfedern für 1300 M . in Bettacht kamen, während * :
diese beiden Waren im Jahre 1907 im ganzen , ,i
3700 M . verausgabt wurden . Hiernach ist ein Rückgang i
der Vergebung nach Achern nicht eingetteten . Ferner wy ■
beanstandet , daß von der Heil - und Pflegeanstalt Ille - i
eine Drucksache nach Bruchsal zu einem Preis vergei !
wurde , der ganz außer Verhältnis stand . Allerdings »!
eine Vergebung nach Bruchsal erfolgt , und zwar desweg«
weil das Angebot von Bruchsal wesentlich billiger « j
wie das Angebot von Achern . In neuester Zeit ist M
diese Vergebung wieder nach Achern selbst erfolgt , weil D
der Acherner Unternehmer billiger war als der BruchW
Unternehmer . |

Die Wünsche, die hinsichtlich der die Refforts des J «j j
Ministeriums und des Finanznttnisteriums berührenden I ;
gedungen vorgetragen wurden , werden wir an diese M j
sterien weiter leiten . Soviel ich weiß , ist übrigens w,
der Vergebung von Lieferungen für das Krankenhaus j
die Bäckerinnung in Heidelberg eine Petttion an das -
Haus gelangt , und wird diese Frage somit noch eine ! j
sondere Erörterung finden . !

Zum Schluffe möchte ich der Freude der Gr . Regien j
Ausdruck geben, daß von verschiedenen Seiten anerka , -
wurde , daß unsere Verdingungsordnung in einem gewei 1
und handwerkerfreundlichen Sinne abgefaßt ist . Ich b I

'

dem Hohen Hause versichern, daß es durchaus der Win z
der Gr . Regierung ist, daß diese Bestimmungen in mit t
standsfreundlichem Geiste auch durchgeführt werden (Bch j

Hierauf wird abgebrochen .

» Schluß der Sitzung gegen ^ 8 Uhr .

* Karlsruhe , 12 . März . 51 . öffentliche Sitzung i

Zweiten Kammer . Tagesordnung auf Samstag i
12 . März 1910 , vormittags 9 Uhr :

Anzeige neuer Eingaben. Sodann :

Fortsetzung der Beratung über das Buvget Grotzh. M
steriums des Innern für 1910 und 1911 , Ausgabe Titel XI
— Einnahme Titel V : Landesstatistik , Ausgabe Titel S
— Einnahme Titel VI : Gewerbeförderung — Druckst
Nr . 12 c — , nebst einschlägigen Petitionen ; Berichterstatt!
Abg. Neuhaus ;

und damit (Ausgabe Titel XV ) in Verbindung über d
Antrag der Abgg . Görlacher u . Gen. , die vorzugsweise Beii
sichtigung ortsansässiger Geschäftsunternehmer und Arbeit
seitens des Staats betreffend — Drucksache Nr. 22 a — ; •

richterstatter : Abg. Reinhardt .

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer: Or. Otto Wall :.
Druck und Verlag der G . Braun schen Hofbuchdruckerei. Beide in Karlsruhe .
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